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Die Sitzung wird  um  9 Uhr 1 Minute durch den 
Präsidenten D. Dr. Gerstenmaier eröffnet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung ist 
eröffnet. 
Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die 

Tagesordnung darf ich die Glückwünsche des gan-
zen Hauses aussprechen zum heutigen 65. Geburts-
tage dem Herrn Abgeordneten Rümmele. 

(Beifall.) 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in  den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Herr Bundesminister für Wirtschaft hat unter 
dem 30. April 1955 die Kleine Anfrage 146 der Fraktion 
der FDP betreffend Flugzeugwerke — Drucksache 1145 — 
beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 1375 
vervielfältigt. 
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(Präsident D. Dr. Gerstenmaier) 
Zur Tagesordnung gebe ich bekannt, daß der 

Bundestag gestern übend übereingekommen ist, 
den Punkt 3 der Tagesordnung von gestern als 
Punkt 3 auf die heutige Tagesordnung zu setzen. 

Ich komme zur Tagesordnung und rufe auf 
Punkt 1: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD be-
treffend Röchling'sche Eisen- und Stahl-
werke in Völklingen (Drucksache 905). 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? 

(Abg. Dr. Menzel: Herr Kollege Trittelvitz 
ist leider noch nicht da. Können wir das 

nicht als Punkt 2 nehmen?) 

— Herr Kollege Trittelvitz ist noch nicht da. Wir 
verändern dann die Reihenfolge der Tagesordnung. 
Ich stelle Punkt 1 zurück und rufe auf Punkt 2 der 
heutigen Tagesordnung: • 

Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betreffend Plenarsitzung in Berlin (Druck-
sache 1270). 

Wird zur Begründung des Antrags das Wort ge-
wünscht? — Wenn das Wort zur Begründung nicht 
gewünscht wird, eröffne ich die allgemeine Aus-
sprache über diesen Punkt. Wird dazu das Wort 
gewünscht? — Der Herr Abgeordnete Dr. Krone! 

Dr. Krone (CDU/CSU): Auch unser Antrag muß 
mitberaten werden, ohne Begründung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Ich rufe dann 
auf zur Mitberatung den Antrag Umdruck 349.*) 
Das ist ein Änderungsantrag, der Ihnen vorliegt. 
Zur Begründung ,der. Abgeordnete Dr. Krone? 

(Abg. Dr. Krone: Keine Begründung!) 

Wird das Wort zur Aussprache gewünscht? — Herr 
Abgeordneter Blachstein! 

Blachstein (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren!  Die  beiden vorliegenden Anträge 
rufen in diesem Hause wieder einmal eine Debatte 
über unser Verhältnis zu Berlin hervor und über 
die Frage, in welcher Weise wir als Bundestag für 
Berlin mehr tun können als bisher. Ich hätte er-
wartet, daß sowohl der Antrag der Freien Demo-
kraten wie der Änderungsantrag der CDU und DP 
hier begründet worden wären. Ich glaube, daß es 
bei der Sache, mit der sich die beiden Anträge be-
schäftigen, notwendig gewesen wäre, vor dem Haus 
ein Wort zu den Dingen zu sagen. 

(Abg. Mellies: Sehr richtig!) 

Wir haben als Sozialdemokraten immer wieder 
darauf gedrängt, daß so viel an Bundesverwaltun-
gen und auch an Bundesregierung wie möglich in 
Berlin tätig wird. Wir möchten heute hinzufügen, 
daß nach unserer Meinung auch der Bundestag 
mehr als bisher seine Arbeit nach Berlin verlegen 
könnte. Warum war der Deutsche Bundestag bis-
her noch nicht zu einer Plenarsitzung in Berlin? 
Warum haben nicht mehr Ausschüsse ihre Arbeit 
nach Berlin verlegt oder öfter als bisher in Berlin 
getagt? Wir haben den Wunsch, daß in der Zu-
kunft mehr Arbeitssitzungen nach Berlin gelegt 
werden. Das scheint uns sinnvoll und möglich zu 
sein. Die Erfahrungen, die wir bisher dabei in 
Berlin gemacht haben, auch die Erfahrung mit der 

*)Siehe Anlage 2.  

Bundesversammlung im vorigen Jahr, zeigen, daß 
es möglich ist, dort zu arbeiten, und daß es poli-
tisch richtig ist, in gewissen Abständen in Berlin 
zu arbeiten. 

Der Antrag der Freien Demokraten auf Druck-
sache 1270 erscheint uns aber unzweckmäßig. Der 
17. Juni sollte als  Tag der Deutschen Einheit nicht 
nur zu einer parlamentarischen Sache werden. Wir 
bekennen uns zu diesem Tage, dem Aufstand der 
mitteldeutschen Arbeiter ,und der ganzen freiheit-
lichen Bevölkerung der sowjetischen Besatzungs-
zone. In unserer Geschichte gibt es wenige Tage wie 
gerade diesen, an denen sich unser Volk erhob, um 
sein Joch abzuschütteln und sich die Freiheit selbst 
zu erkämpfen. Wir wollen an diesem Tage die 
Opfer dieses Kampfes ehren und wir wollen denen, 
die in der Zone leben, unsere Verbundenheit und 
unseren Willen ausdrücken, in allem, was wir hier 
tun, niemals von der Verpflichtung abzuweichen, 
den kürzesten Weg zur Wiedervereinigung in Frei-
heit zu suchen. Wäre unsere Politik in der Bundes-
republik täglich und praktisch auf die Wiederver-
einigung eingestellt, dann würden wir nicht von 
Zeit zu Zeit jenen Wettbewerb in Wiedervereini-
gungssymbolik erleben und über uns ergehen las-
sen müssen. 

(Beifall bei der SPD.) 
Wir halten nichts von Gesten und möchten auch 

keine Veranstaltungen, die dem Kalten Krieg die-
nen. Wer der Bevölkerung in der sowjetischen Be-
satzungszone helfen will — und das wollen wir 
doch alle in diesem Hause —, der vergesse niemals, 
daß eine Verschärfung der Gegensätze der Groß-
mächte der deutschen Wiedervereinigung nur scha-
det, daß die Einheit Deutschlands nur bei einer 
fortschreitenden Entspannung erreichbar sein wird. 

Wir sind für würdige Feiern zum 17. Juni, aber 
der 17. Juni sollte nicht nur eine Sache Berlins 
sein, sondern er gehört dem ganzen deutschen 
Volk. Wir wollen die Besinnung an diesem Tag 
nicht an die Berliner delegieren, sondern wir soll-
ten darauf drängen, daß dieser Tag in der gan-
zen Bundesrepublik feierlich begangen wird. Es 
sollte kein Feiertag amtlichen Zeremoniells sein, 
sondern unter Beteiligung möglichst breiter Schich-
ten unseres Volkes, wie es im vorigen Jahr auch 
schon in vielen Städten der Fall war, ein Gedenktag 
aller Deutschen, die die Freiheit über alles lieben. 

(Abg. Dr. Menzel: Sehr gut!) 

Die Feier in Berlin, der Stadt, in der der Volks-
aufstand begann, hat ihren besonderen Sinn und 
ihre besondere Bedeutung. Wir halten die Betei-
ligung einer Delegation des Deutschen Bundes-
tages an dieser Feier für gut, um unsere Teil-
nahme am Schicksal Berlins und unsere Verbun-
denheit mit ganz Berlin und der Zone sichtbar 
zu dokumentieren. Statt einer Feier des ganzen 
Bundestages in Berlin, die nur im parlamentari-
schen Rahmen stattfinden würde, möchten wir 
die Teilnahme einer Delegation an der Feier des 
Berliner Senats, zu der die ganze Bevölkerung 
Berlins aufgerufen wird. Schon im vorigen Jahr 
haben Abgeordnete des Deutschen Bundestages an 
der Gedenkstunde in Berlin teilgenommen. Die-
jenigen von uns, die an einer solchen Delegation 
des Deutschen Bundestages nicht teilnehmen wür-
den, sollten in ihren Wohnorten und Wahlkreisen 
an den Feiern zum 17. Juni in der Bundesrepublik 
teilnehmen. Wir stimmen darum diesem Punkt 
des Änderungsantrags auf Umdruck 349 zu. 
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(Blachstein) 
In diesem Änderungsantrag wird weiter die Er-

richtung einer „Stiftung 17. Juni" gefordert. Wir 
wissen bisher nicht, was unter dieser Stiftung ver-
standen werden soll, wie sie ausgestattet sein soll, 
welchen Zwecken sie dienen soll. Darüber wird zu 
sprechen sein. Aber wir halten auch auf diesem 
Gebiet nichts von Gesten. Wir empfinden bren-
nende Scham darüber, daß für aie Opfer der Ge-
waltherrschaft der sowjetischen Besatzungszone 
so viel schöne Worte geredet werden und so wenig 
echte Hilfe geleistet wird. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Viele dieser Menschen, die sich in die Bundesrepu-
blik retten konnten, leben in Not und Elend und 
sind mit Recht enttäuscht und verbittert. Sie, 
meine Damen und Herren von der Mehrheit des 
Hauses, und die Bundesregierung haben bisher 
Ihre Versprechen nicht eingelöst. 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Zuruf rechts: 
Wieso?) 

Ich hörte, daß der Gesetzentwurf zur Regelung 
der Ansprüche der ehemaligen Gefangenen aus der 
sowjetischen Besatzungszone dem Bundesrat zu-
geleitet sein soll. Darüber wird später auch in die-
sem Hause zu reden sein. Es ist vieles versäumt 
worden. Aber wenn es auch spät ist, so ist es nicht 
zu spät, daß den Menschen, die auch für uns ihre 
Freiheit geopfert haben und die einen moralischen 
Anspruch an uns zu stellen haben, geholfen wird. 
Aber mag diese Gruppe nicht das gleiche tragische 
Schicksal erfahren wie ihre Leidensbrüder aus der 
Zeit der braunen Diktatur! Mögen ihre Ansprüche 
nicht von den gleichen Bürokraten und Richtern 
in der gleichen zynischen Weise mißachtet werden! 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Die mangelnde Bereitschaft zur Wiedergutmachung 
an den Opfern der Diktatur, gleich welcher, scheint 
in der Bundesrepublik aus behaglicher Selbstzu-
friedenheit zu sprießen, die sich durch nichts er-
schüttern und durch nichts aus der Ruhe bringen 
läßt. Wir werden nicht aufhören, zu mahnen, daß 
gesetzliche Regelungen für die Opfer des Stalinis-
mus geschaffen und aus einem Geist echter kame-
radschaftlicher Hilfe durchgeführt werden. 

Wenn Sie darüber hinaus eine Stiftung für be-
sondere Zwecke schaffen wollen, wollen wir gern 
mitwirken. Wir möchten nur nicht — das möch-
ten wir heute deutlich sagen —, daß neue Hoff-
nungen geweckt und später nicht eingelöst wer-
den. Wir dürfen die Menschen, die vertrauensvoll 
zu uns gekommen sind, nicht enttäuschen. Leere 
Gesten müssen in einem solchen Fall wie Hohn 
wirken. Das darf nicht geschehen. Was wir in die-
sen Dingen tun und was wir unterlassen, zeugt 
bis in die Zone für die wirkliche Moral in diesem 
Teile Deutschlands. 

(Beifall bei der SPD.) 
Eines können wir hier tun: wir könnten einer 

für den anderen aufkommen und damit ein Bei-
spiel für das Ganze setzen. Aber daran hat es lei-
der bisher gefehlt. 
Wir stimmen dem Antrag Umdruck 349 zu. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
die Abgeordnete Frau Dr. Lüders. 

Frau Dr. Dr. h. c. Lüders (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Sie kennen den Inhalt  

des Antrages meiner Fraktion, am 17. Juni, dem 
„Tage der Deutschen Einheit", eine Sitzung des 
Bundestages in Berlin abzuhalten zum feierlichen 
Gedenken an das furchtlose Bekenntnis von Mil-
lionen Deutscher der Ostzone und Berlins, ein Be-
kenntnis unter Einsatz von Leben und Freiheit 
unter den Augen ihrer Gewalthaber. 

(Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Frau Abgeordnete! 

Meine Damen und Herren, wir probieren heute 
zur Abwechslung eine andere Anlage aus. 

(Heiterkeit.) 

Ich muß um Ihre Nachsicht bitten. Wir haben hier 
oben die größte Mühe, das Wort des Redners bzw. 
der Rednerin zu verstehen. Wir werden hoffentlich 
binnen kurzem zu einer endgültigen Regelung 
kommen, welche von den beiden Anlagen wir nun 
nehmen. Die eine ist so schwierig wie die andere, 
wie mir scheint. 
Fahren Sie bitte fort, Frau Abgeordnete! 
(Abg. Frau Dr. Dr. h. c. Lüders: Soll ich 

wiederholen?) 
— Nein, fahren Sie bitte fort! 

Frau Dr. Dr. h. c. Lüders (FDP): Es  wird  nicht 
notwendig sein, so dachte ich, den ganz einfachen 
menschlichen und politischen Sinn unseres An-
liegens in langen Ausführungen zu erläutern und 
auf alles das einzugehen, was hinter den Kulissen 
über diesen Antrag — allerdings ohne meine Mit-
wirkung — besprochen worden ist. Wir glauben, 
daß unsere Brüder und Schwestern in der Ostzone, 
für die jede freimütige Bekundung ihres Willens 
und Sehnens mit neuen Gefahren und Unterdrük-
kungen verbunden ist, einen ganz selbstverständ-
lichen Anspruch darauf haben, daß der Deutsche 
Bundestag stellvertretend für sie eintritt, daß wir 
für sie unsere Stimme erheben und vor aller Welt 
für sie sprechen, daß wir uns nicht mit den ge-
wohnten und aller Welt bekannten Verbunden-
heitsbeteuerungen aus gesicherter Ferne an die-
sem Tage begnügen, 

(Abg. Frau Albrecht: Sehr gut!) 

sondern unter ihren Augen ihren Feiertag für sie 
begehen. Wir wollen unser geistig-seelisches Eins-
sein mit ihnen durch unsere persönliche Nähe er-
neut bezeugen. 

Ich hatte nicht gedacht — und glaube es auch 
heute noch nicht —, daß es jemanden geben könnte, 
bei dem diese ganz selbstverständliche politische 
und menschliche Verpflichtung, den Weg zu denen 
zu finden, denen der Weg zu uns versperrt ist, 
auf irgendwelche Zweifel oder Deutungen stoßen 
könnte. Ich kann es mir auch jetzt nicht denken 
und bitte Sie deshalb, unserem Antrag zuzustim-
men, damit der Name dieses Tages nicht zu einem 
leeren Wort wird, sondern ein wirkliches Zeugnis 
unserer politischen und menschlichen, unserer 
inneren und äußeren Bindung an unsere Brüder 
und Schwestern drüben — heute und immer — 
ist. 

Ich bitte, das Wort „Alljährlich" in unserem 
Antrag zu streichen. 

(Beifall bei der FDP und beim GB/BHE 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

CDU/CSU.) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Krone. 

Dr. Krone (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben über diese Frage 
schon zwei-, drei- oder gar viermal im Ältestenrat 
gesprochen, und es ist tief bedauerlich, daß wir im 
Ältestenrat über diese Frage keine Einigung ge-
funden haben. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Man ist sich, glaube ich, völlig einig in der Hilfe 
für Berlin, und daß es eine echte Hilfe sein muß 
und nur sein kann. Aber alles andere, was darüber 
hinausgeht und was nach einer Regelung aussieht, 
die nicht eine echte Regelung ist, geht meines Er-
achtens daneben. Ich habe die Hoffnung, daß im 
Ausschuß für Gesamtdeutsche und Berliner Fragen 
noch eine Regelung gefunden werden kann, und 
beantrage, beide Anträge diesem Ausschuß zu 
überweisen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Seiboth. 

Seiboth (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte vorweg mitteilen, 
daß die Fraktion des Gesamtdeutschen Blocks/BHE 
dem Antrag der Fraktion der Freien Demokraten 
zustimmen wird. Wir haben gleichwohl nichts da-
gegen, sondern sind dafür, daß beide Anträge dem 
Gesamtdeutschen Ausschuß zur Beratung überwie-
sen werden. 

Ich möchte kurz unsere Einstellung zu dieser 
Frage bekanntgeben. Wir sind der Meinung, so-
wohl die Ereignisse des 17. Juni im Jahre 1953 

I wie der „Tag der deutschen Einheit", zu dem der 
17. Juni dann erklärt wurde, sind Angelegenheiten 
des ganzen deutschen Volkes, und wenn zum Ge-
denken an die Ereignisse jenes 17. Juni eine Feier-
stunde abgehalten wird, geziemt es der höchsten 
parlamentarischen Vertretung des deutschen Vol-
kes, daß sie diese Feierstunde veranstaltet. 

(Abg. Samwer: Richtig!) 
Hinsichtlich des Ortes, in der Wahl zwischen Bonn 
und Berlin, sind wir der Meinung, besonders in 
diesem Falle müssen wir mitten unter unseren 
Brüdern und Schwestern aus der Zone drüben in 
Berlin sein. Das ist der Grund, warum wir uns für 
eine vom Deutschen Bundestag veranstaltete Feier

-

stunde anläßlich des 17. Juni in Berlin aussprechen. 

Ich möchte auch mein Bedauern und das Be-
dauern unserer Fraktion darüber aussprechen, daß 
im Ältestenrat in dieser so ernsten Frage keine 
Einigung erzielt werden konnte, und noch mehr 
unser Bedauern vor allem darüber ausdrücken, daß 
schon tage-, ja wochenlang in der Presse fast täg-
lich eine neue Version über die Absichten hinsicht-
lich der Gestaltung dieses Tages zu lesen war. Das 
dient dem hohen Ziele nicht, das wir alle anstre-
ben. Das dient der Sache nicht, und wir sollten 
uns künftig bei ähnlichen Anlässen immer be-
mühen, ohne allzu sehr die Öffentlichkeit zu stra-
pazieren, zu einer Einigung in solchen Fragen zu 
kommen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich möchte ein Weiteres sagen. Es ist uns gesagt 
worden — und wir haben an sich Verständnis da-
für —, es habe auch eine finanzielle Seite, wenn 
der ganze Bundestag, meinetwegen auch im Sinne  

des ursprünglichen Vorschlags des Herrn Präsi-
denten des Bundestages, für eine ganze Arbeits-
woche nach Berlin gehe. 
Man sollte nicht nur sagen: So viel wie möglich 

Regierung und so viel wie möglich Verwaltung 
nach Berlin! Soweit es die Umstände zulassen, soll-
ten wir auch sagen: So viel wie möglich bzw. so 
oft wie möglich Bundestag nach Berlin! 

(Beifall beim GB/BHE, bei der SPD und 
bei der FDP.) 

Es ließe sich durchaus mit diesem Zweck und dem 
Ziel, das wir hier verfolgen wollen, vereinbaren, 
wenn wir die ganze Woche, in der der 17. Juni 
liegt, als Bundestag oder wenigstens als die Aus-
schüsse des Bundestages drüben in Berlin wären 
und dort arbeiteten. Man sollte die Berechnungen, 
was das kosten würde — gewiß, es ist aufwendig, 
das wissen wir —, in diesem Zusammenhang nicht 
aufstellen. Es könnte ja auch jemand auf die Idee 
verfallen, zu sagen, die Heimatvertriebenen, die 
in diesem Jahre anläßlich der zehnten Wiederkehr 
des Tages des Beginns der Vertreibung ihre gro-
ßen Kundgebungen begehen, täten besser daran, 
wenn sie die Gelder — und das kostet alles viel 
Geld — zusammenlegten, um ihre armen Schick-
salsgefährten damit zu unterstützen. Ich bin über-
zeugt, daß gerade die Ärmsten der Vertriebenen 
sagen würden: Nein, in diesem Zusammenhang 
und bei diesem Anlaß sind politische Kundgebun-
gen wichtig, unseres Rechtes wegen. 

(Beifall beim GB/BHE, bei der SPD und 
rechts.) 

Ich bin überzeugt, daß wir bei den Opfern des 
17. Juni, insbesondere auch bei den Flüchtlingen 
aus der Zone und bei der ganzen Bevölkerung in 
der Zone, aber auch bei unserer westdeutschen Be

- völkerung Verständnis dafür finden würden, wenn 
wir sagten: In diesem Fall gehen wir nach Berlin. 
Die Beschwernisse, die es dabei gibt, sollten wir 
bei diesem Zweck und der Absicht, die wir damit 
verfolgen, nicht zu hoch einschätzen. 

(Beifall beim GB/BHE, bei der SPD und 
rechts.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Be-
ratung. 
Meine Damen und Herren, ehe wir über  den 

 Antrag auf Überweisung an den Gesamtdeutschen 
Ausschuß abstimmen, darf ich bitten, zu notieren, 
daß die Antragsteller des Antrags Drucksache 1270 
beantragt haben, das Wort „Alljährlich" in ihrem 
Antrag zu streichen. 
Meine Damen und Herren, ich stelle den Vor-

schlag zur Abstimmung, beide Anträge, also den 
Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache 1270, 
mit der vorhin bekanntgegebenen Änderung und 
den Änderungsantrag, Umdruck 349, an den Ge-
samtdeutschen Ausschuß zu überweisen. Wer der 
Überweisung an  den Gesamtdeutschen Ausschuß 
zustimmen will, den bitte ich urn ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei wenigen 
Enthaltungen ist Überweisung an den  Gesamtdeut-
schen Ausschuß beschlossen. 

Ich gehe zurück zu Punkt 1 der Tagesordnung 
und rufe noch einmal auf 

Große Anfrage der Fraktion der SPD be-
treffend Röchling'sche Eisen- und Stahlwerke 
in Völklingen (Drucksache 905). 
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Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 

Der  Abgeordnete Trittelvitz zur Begründung. 

Trittelvitz (SPD), Anfragender: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der drohende Verkauf 
der Völklinger Hütte im Herbst 1954 war der An-
laß zu der Großen Anfrage der sozialdemokrati-
schen Fraktion. Meine Freunde brachten diese An-
frage aus der berechtigten Sorge um das Schick-
sal der Saar ein, und diese Sorge fand ihre beson-
dere Berechtigung in dem wenige Tage später ge-
schlossenen Saarabkommen. In entscheidendem 
Maße ist die politische Zukunft dieses deutschen 
Landesteils doch von seiner wirtschaftlichen 
Situation abhängig. Die Prosperität seiner Wirt-
schaft, die Wohlfahrt seiner Bewohner ist davon 
abhängig, w e r über die Wirtschaft des Landes 
verfügt und w o die Kommandostellen ihren Sitz 
haben. Gerade in diesem Land, gerade an der Saar, 
wo Gruben, Banken, Versicherungen durch Kauf, 
durch Beschlagnahme in die Hand der Besatzungs-
macht geraten sind, ist die Überantwortung des 
Eigentums an Unternehmungen von entscheiden-
dem Einfluß auf 'das künftige politische und  wirt-
schaftliche Geschick. Besorgniserregend mußte es 
deswegen erscheinen, wenn ein weiteres Unter-
nehmen der Schwerindustrie mit einer Kapazität, 
die ein Drittel der gesamten Stahlkapazität des 
Saarlandes ausmacht, nunmehr auch in ausländi-
schen Besitz übergehen sollte. 
Im Jahre 1954 war das auch die Auffassung der 

Bundesregierung, und im Jahre 1954 konnten uns 
Zusicherungen der Bundesregierung und des Bun-
deswirtschaftsministeriums, sich gegen einen Ver-
kauf dieses Unternehmens zu wenden, dazu bestim-
men, die Große Anfrage Drucksache 905 zurück-
zustellen. 
Im Jahre 1951 hatte die Bundesregierung selbst 

in einem Schreiben an die Hohen Kommissare zu 
dem Reparationsproblem an der Saar allgemein 
festgestellt, wie zweifelhaft gewisse Forderungen 
der französischen Besatzungsmacht an gewisse 
Werke an der Saar seien und wie schwierig es sei, 
einen Rechtsanspruch aus jener Verfügung der In-
teralliierten Reparationsagentur zur Überantwor-
tung des Gesamtkomplexes der  Saarwirtschaft an 
die französische Besatzungsmacht zu entwickeln, 
und wie schwierig die Herleitung dinglicher 
Rechtsansprüche gegen einzelne bestimmte Unter-
nehmungen an der Saar sei. 
Diese zweifelhafte Rechtsgrundlage war doch das 

Entscheidende, was uns hätte helfen können, die 
Eigentumsfrage an bestimmten Werken an der 
Saar in einem anderen Sinne zu bearbeiten, als es 
geschehen ist. Dabei geht es nicht nur um die 
Völklinger Hütte, sondern auch um die anderen 
Werke: das Neunkirchener Eisenwerk, die Mannes-
mann-Röhrenwerke in Bous und die Dynamitwerke 
in Saarwellingen. Eis geht bei diesem Problem aber 
auch um andere Dinge, nicht nur um Unternehmen 
der Schwerindustrie, die unter die Verfügung der 
Interalliierten Reparationsagentur fallen, sondern 
auch um andere, unter Sequester gestellte Unter-
nehmungen im Saargebiet wie Druckereien und 
Verlage, deren Schicksal heute ebenfalls ungewiß 
und ungeklärt ist. Wenn heute die Bundesregie-
rung, vor ein französisches Ultimatum gestellt, in 

 der Frage der Völklinger Hütte erneut nachgege-
ben hat und bestimmte Vereinbarungen über die 
Überführung des Unternehmens in französisch-
deutschen Besitz getroffen hat, dann hat sie 
trotz rechtlich unhaltbarer Ansprüche Frankreichs 

die französischen Machtpositionen gestärkt und die 
Position der 'deutschen Politik an der Saar ge-
schwächt. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Die Position der deutschen Interessen ist in einer 
Form geschwächt, die der deutschen Politik im 
Rahmen des Saarstatuts kaum noch eine Plattform 
zu politischer Aktivität zu geben vermag. Darum 
legen wir heute diese Anfrage vor; darum ist dies 
eine Frage von größerer Bedeutung als die Eigen-
tumsfrage eines einzelnen Unternehmens oder viel-
leicht die Frage des Verhaltens einer Industriellen-
familie in jenem schwierigen Dschungel an der 
Saar. Uns kommt es darauf an, zu erfahren, ob 
mit Zustimmung der Bundesregierung ein weiteres 
Unternehmen mit Tausenden von Arbeitern in ein 
vor allen Dingen auch sozialpolitisch gefährliches 
System einer Politik lückenloser Bevormundung 
eingebaut werden kann und soll, wie wir es nir-
gends anders als im Saargebiet kennen. 

Die geringen politischen Möglichkeiten, die uns, 
die wir von der Saar kommen, gegeben sind, das 
Schicksal dieses Landes zu wenden, werden durch 
diese wirtschaftliche Politik nicht verbessert. Dar-
um ist es ein wesentlicher Punkt unserer heutigen 
Großen Anfrage, zu erfahren, ob die Bundesregie-
rung bereit ist, weitere Einbrüche in die deutschen 
Positionen an der Saar zu verhindern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort zur 
Beantwortung der Großen Anfrage hat der Herr 
Bundeskanzler. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen, meine Herren! Die Beantwortung 
der Großen Anfrage verlangt eine Darlegung der 
Verhandlungen zwischen dem Herrn französischen 
Außenminister Pinay und mir von der vergange-
nen Woche. Die Röchlingsche Erbengemeinschaft 
hat den beiden Regierungen am 30. April 1955 eine 
Option auf den Erwerb der Eisen- und Stahlwerke 
Völklingen eingeräumt. Diese Option entspricht 
inhaltlich der Option, von der die heute zu be-
handelnde Große Anfrage ausgeht. Sie läuft bis 
15. Juni 1955. Die französische und die deutsche 
Regierung haben sich verpflichtet, die erforder-
lichen Maßnahmen zur fristgerechten Ausübung 
der Option zu treffen. Sie ist von beiden Regie-
rungen gemeinsam auszuüben. Rechte und Pflich-
ten aus der Option verteilen sich auf beide Re-
gierungen zu gleichen Teilen. 

Es ist ferner vereinbart worden, daß das Völk-
linger Werk in Form einer Aktiengesellschaft be-
trieben wird, deren Anteile zu je 50 % zunächst 
bei den beiden Regierungen liegen. Bei beiden be-
steht die Absicht, ihre Beteiligungen später zu 
reprivatisieren. Die Aktien sollen vinkulierte Na-
mensaktien sein, deren Übertragung der Zustim-
mung einer Dreiviertelmehrheit des Vorstandes 
bedarf. 
Was die künftige Leitung des Unternehmens an-

betrifft, so besteht Einigkeit über den Grundsatz 
einer gerecht ausgewogenen Verteilung der lei-
tenden Posten des Unternehmens. Dies wird in 
den getroffenen Vereinbarungen ausdrücklich fest-
gestellt und äußert sich einmal darin, daß sich 
der Vorstand aus der gleichen Zahl von Vertre-
tern der französischen und der deutschen Inter-
essen zusammensetzen wird, ferner darin, daß der 
genannte Grundsatz auf die Wahl des Vorsitzers 
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des Aufsichtsrats und des Vorsitzers des Vorstan-
des sowie auf die Bestimmung der leitenden An-
gestellten des Unternehmens Anwendung finden 
soll. Der Vorsitzer des Vorstands soll in der An-
fangszeit ein Franzose sein. In der darauffolgen-
den Amtsperiode werden bei der Wahl der vor-
erwähnte Grundsatz, die Satzung und die Inter-
essenlage des Betriebes ausschließlich maßgebend 
sein. 

(Lachen bei der SPD.) 

— Ist das nicht verständlich? 

(Erneutes Lachen bei der SPD. — Abg. 
Berlin: O doch, sehr verständlich!) 

Ich will es wiederholen. 

(Heiterkeit in der Mitte. — Zurufe von 
der SPD.) 

Sie müssen die beiden Sätze zusammennehmen. 

(Zurufe von der SPD: Ja, ja!) 

Der Vorsitzer des Vorstandes soll in der Anfangs-
zeit — also in der ersten Periode, und ich darf hin-
zusetzen: diese Periode wird je nachdem 3 bis 5 
Jahre betragen — ein Franzose sein. 

(Zuruf von der SPD: Also 5!) 
— Ich würde so etwas nicht sagen. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Abg. 
Mellies: Sie können es nicht sagen!) 

In der darauffolgenden Periode werden bei der 
Wahl der vorerwähnte Grundsatz — der gleich-
mäßigen, ausgewogenen Vertretung —, die Satzung 
und die Interessenlage des Betriebes ausschließ-
lich maßgebend sein. Die Amtszeit des Vorstandes 
wird durch die Satzung noch geregelt werden, 
wobei die gesetzliche Höchstdauer 5 Jahre beträgt. 
Zur Wahl des Vorsitzers des Aufsichtsrats und des 
Vorstandes bedarf es einer Dreiviertelmehrheit. 

Das deutsch-französische Abkommen über das 
Werk Völklingen, in dem diese Fragen im einzel-
nen behandelt werden, wird in den nächsten Ta-
gen veröffentlicht werden. 

Gestatten Sie mir nun, zu den einzelnen Fragen 
der Großen Anfrage Stellung zu nehmen. 

Zu Frage 1: 

Welches ist der Stand der französischen Re-
parationsansprüche im Saargebiet? 

Die Frage ist nur in bezug auf das Werk Völklin-
gen, nicht in der hier bezeichneten allgemeinen 
Form, Gegenstand deutsch-französischer Bespre-
chungen in der letzten Zeit gewesen. Die Bundes-
regierung kann zu der Frage in dieser allgemeinen 
Form keine neuen Erklärungen abgeben. 

Zu Frage 2: 

Wie ist im besonderen die Lage bei den Röch-
lingschen Eisen- und Stahlwerken in Völk-
lingen? 

In dem deutsch-französischen Abkommen über 
Völklingen ist vereinbart, daß die Höhe der von 
der französischen Regierung auf Grund der so-
genannten biens transférables erhobenen An-
sprüche zunächst Gegenstand von Gutachten, die 
von jeder der beiden Seiten, also von Frankreich 
und Deutschland, eingeholt werden, sein soll, und 
anschließend soll eine Vereinbarung beider Regie-
rungen über die Höhe der Ansprüche folgen. Der 
Betrag, über den sich die beiden Regierungen  

einigen werden, entfällt zu 50 % auf die deutsche 
Seite entsprechend der 50% igen Beteiligung. Es 
ist vereinbart, daß bei der Reprivatisierung beide 
Gruppen gleiche Lasten zu tragen haben. 

Zu Frage 3: 

Was war der Bundesregierung bekannt von 
dem drohenden Verkauf des Unternehmens an 
eine französische Gruppe, und was hat sie ge-
tan und was gedenkt sie zu tun, um den Über-
gang des wichtigsten deutschen Montanbetrie-
bes im Saargebiet in ausländischen Besitz zu 
vermeiden? 

Die Frage ist insofern überholt, als es zu dem 
seinerzeit drohenden Verkauf an französische 
Gruppen nicht gekommen ist. Die französische 
Seite hat — ich darf das in die Erinnerung zu-
rückrufen — von der ihr von der Erbengemein-
schaft seinerzeit gegebenen Option in Höhe von 
200 Millionen Schweizer Franken keinen Gebrauch 
gemacht. Die nunmehr getroffene Regelung habe 
ich Ihnen vorgetragen. Die in der Anfrage zum 
Ausdruck kommende Sorge, daß der wichtigste 
deutsche Montanbetrieb im Saargebiet in auslän-
dischen Besitz übergehe, ist durch diese Regelung 
vermieden worden. 

Zu Frage 4: 

Was hat die Bundesregierung getan, um deut-
sche Eigentumsrechte im Saargebiet wieder-
herzustellen? 

Die Bundesregierung hat anläßlich der nach Ab-
schluß des Saarabkommens geführten ersten Ge-
spräche über die Durchführung des Art. XII des 
Abkommens zum Ausdruck gebracht, daß sie in 
den Verhandlungen über die künftige Behandlung' 
der sich im Verhältnis zwischen dem Saargebiet 
und der Bundesrepublik Deutschland ergebenden 
notwendigen wirtschaftlichen Fragen auch diese 
Frage anschneiden wird. Diese Verhandlungen sind 
bisher noch nicht aufgenommen worden. Die Bun-
desregierung wird jedoch nicht verfehlen, auf 
diese Frage sowohl gegenüber der französischen 
Regierung als auch gegenüber der Saarregierung 
zurückzukommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie haben die 
Antwort des Herrn Bundeskanzlers gehört. Ich 
frage, ob in die Beratung eingetreten werden soll. 
— Die Beratung wird gewünscht und ist ausrei-
chend unterstützt. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Welcher Unterschied in den 
Ausführungen in  diesem Hause gestern und heute! 
Zumindest die  Koalitionsparteien haben gestern 
ihrer Befriedigung darüber Ausdruck verliehen, 
daß idas Besatzungsstatut ein Ende gefunden hat, 
daß die deutsche Souveränität wiederhergestellt 
warden ist und daß wir mit unseren westlichen 
Freunden nunmehr in ein vertrauensvolles Ver-
hältnis gekommen sind. Und heute müssen wir uns 
über einen Vertrag unterhalten, der eigentlich aus 
der ersten Zeit 'des Besatzungsregimes stammen 
könnte. 

(Beifall bei der FDP und  bei der SPD.) 
Weil Frankreich das Verlangen gestellt hat, ein 
altes deutsches Geschlecht müsse aus dem Saar- 
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1 gebiet herausgehen, haben wir einen Vertrag un-
terzeichnet, der vielleicht wirtschaftlich tragbar ist, 
aber unter keinen Umständen dem Geist entspricht, 
den Sie, Herr Bundeskanzler, bei den Beratungen 
über das Saarstatut als idas künftige Verhältnis 
zwischen Deutschland und Frankreich angekündigt 
haben. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Sie haben damals immer erklärt, daß dieses Saar-
statut die Grundlage zu einem besseren Verhältnis 
zwischen unseren beiden Ländern bilden werde. 
Aber noch bevor dieses Saarstatut in Kraft getre-
ten war — ich glaube, die Urkunden sind gestern 
ausgetauscht worden; in  der  gestrigen Erklärung 
ist das nicht zum Ausdruck gekommen —, hat 
Frankreich (diese neue Forderung, nämlich die Re-
gelung des Falles Röchling in seinem Sinne, erho-
ben. Herr Pinay hat deutlich erklärt, daß diese 
Lösung des Röchlingproblems von seinem Parla-
ment verlangt worden sei und daß er sie ihm auch 
zugesagt habe. Dabei ist es unerheblich, ob das 
Abkommen für Deutschland wirtschaftlich tragbar 
ist oder nicht. Es handelt sich entscheidend um die 
Frage des politischen Klimas. Dieses ist durch die 
Behandlung dieses Falles von selten Frankreichs 
und durch das Nachgeben von seiten Deutschlands 
wieder einmal verschlechtert worden. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Zunächst wird in diesem Abkommen indirekt 
die französische Forderung der biens transférables 
stillschweigend anerkannt, obwohl es sich bisher 
doch nur um eine Forderung der Alliierten gehan-
delt hat, die, wie das Deutsche Industrieinstitut 
nachgewiesen hat, auch durch die Dokumente recht 
zweifelhaft erscheint. Dabei erinnere ich auch 
daran, daß Frankreich gerade in den ersten Zeiten 
der Besatzung versprochen hat,  an  der Saar von 
Demontagen Abstand zu nehmen. Wenn nun der 
Umweg gewählt wird, bei der Regelung des Falles 
Röchling indirekt wieder zu Demontagen zu kom-
men, so muß man das als ein recht merkwürdiges 
Verhalten Frankreichs ansehen, das vielleicht in 
den Jahren 1946 und 1947 noch verständlich war, 
aber heute unter keinen Umständen dem Geist 
entspricht, in dem wir uns in der europäischen Ge-
meinschaft zusammengefunden haben. 

Das deutsche Interesse daran, daß der Name 
Röchling an der Saar verbleibt, ist aufgegeben 
worden. Es mag richtig sein, daß die Familien-
gemeinschaft Röchling — übrigens nicht Erben-
gemeinschaft, wie hier gesagt worden ist — selbst 
mit diesem Abkommen zufrieden ist. Bei unserer 
Stellungnahme handelt es sich nicht um eine Ver-
teidigung der Interessen der Familie Röchling. Ob 
sie, wie der Kanzler in  Ludwigshafen erklärt hat, 
reichlich vergoldet worden sind, mag dahingestellt 
sein. Die sogenannte Expertenschätzung in  Höhe 
von 120 bis 130 Millionen DM bezog sich ja aus-
drücklich auf einen unter Zwang notwendig wer-
denden Verkauf. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Sie ist hier in diesem Zusammenhang eigentlich gar 
nicht zu erwähnen. Auch die Freiwilligkeit des 
Verkaufs ist nur bedingt richtig, wenn man einmal 
das Wort  des  französischen Außenministers von 
der „solution de force" gehört hat. Aber nun ruhen 
,alle Lasten auf der deutschen Bundesregierung. 

Ich kann die Behauptung des Herrn Bundes-
kanzlers nicht anerkennen, daß durch dieses Ab-

kommen eine echte Parität zwischen den deutschen 
und den französischen Interessen an der Saar her-
gestellt wird, daß also der Art. XII des Saarab-
kommens hier seine Unterstützung und seine Be-
stätigung findet. Bei einer Kapitalverteilung von 
50 zu 50 wird immer die ausschlaggebende Entschei-
dung bei (dem Vorstand einer Gesellschaft liegen. 
Der Herr Bundeskanzler hat aus idem Abkommen 
vorgelesen, daß vereinbart worden ist, daß die 
leitenden Posten zwischen Franzosen und Deut-
schen in  ihrem Gewicht ausgewogen werden sollen, 
aber mit der  einen Einschränkung — mit einer 
ganz entscheidenden Einschränkung! —, daß nämlich 
in den ersten drei bis fünf Jahren (der Vorsitzer 
des Vorstandes, also der Generaldirektor, ein Fran-
zose sein muß. Meine Damen und Herren, sehen 
Sie sich doch die großen Aktiengeselschaften, bei 
deren Entscheidungen auch politische Dinge 
spielen, an! an! Wer hat denn die Entscheidung über 
die wichtigen Fragen zu treffen? Wer ist der ent-
scheidende Mann? Ich darf, um ein Beispiel anzu-
führen — das vielleicht nicht ganz hierhin paßt, 
das  aber doch die Dinge charakterisiert —, auf das 
Volkswagenwerk verweisen. Werentscheidet dort 
mehr, der Herr Generaldirektor Nordhoff oder der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats, Herr Professor 
Oeftering? Ich weiß, daß die Entscheidungen des 
Herrn Generaldirektors (gut  sind, 

(Abg. Dr. Dr. h. c. Müller [Bonn] : Das liegt 
am Aktienrecht!) 

im allgemeinen gut sind, und ich will ihn nicht 
kritisieren. Aber sie sind ausschlaggebend. Für 
diesen Generaldirektor gilt etwas ganz anderes als 
nach dem Aktiengesetz. 

Hier wird der Generaldirektor nach politischen 
Gesichtspunkten bestimmt und ernannt, und die 
Franzosen werden ihren besten und tüchtigsten Mann 
an diese Stelle entsenden, einen Mann, der es  in 

 diesen drei bis fünf Jahren verstehen wird, die 
Gesellschaft in ihren leitenden Posten im franzö-
sischen Sinne zu durchdringen und auch die  ge-
schäftlichen Verbindungen und Beziehungen in 
diesen Jahren in dem Sinne vorzubereiten und 
auszubauen, in dem Frankreich dieses Abkommen 
sieht. Auch die Tatsache der beiden saarländischen 
Vertreter im Aufsichtsrat, die vielleicht eine ge-
wisse Gewichtsverschiebung bei den  Entscheidun-
gen des Aufsichtsrats aus Idem  50 -zu -50-Prozent-
satz heraus ergeben könnte, wird sich praktisch 
nur in personellen Dingen und vor allem in sozialen 
Dingen auswirken. Durch die Person des General-
direktors werden die Röchling-Werke unter fran-
zösichen Einfluß geraten, so wie es Herr Pinay 
und sein Parlament gewünscht haben. 

Die Bundesregierung ist uns noch eine Erklärung 
darüber schuldig, woher nun diese 100 Millionen 
genommen werden, die wir als Kaufpreis bezahlen 
sollen. Vielleicht wird  der  Herr Bundesfinanz-
minister uns darüber Aufklärung geben. Dazu 
kommt dann noch der ja wohl auch übernommene 
deutsche Anteil an den  biens  transférables. 

Ich darf noch auf eine bedauerliche Tatsache hin-
weisen. Wir haben in den Jahren nach der Wäh-
rungsreform mit unserem Wirtschaftssystem ganz 
bedeutende Erfolge erzielen können, größere jeden-
falls, als sie das französische Wirtschaftssystem 
aufzuweisen hat. Durch den Vertrag geraten wir 
an dieser Stelle bei den Röchling-Werken in den 
Strudel der französischen Wirtschaftsauffassung, 
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in der der Staatskapitalismus eine große Rolle 
spielt. Man hat uns zwar versichert, daß man so 
schnell wie möglich an die Privatisierung zum min-
desten des deutschen Anteils gehen wolle. Aber 
welcher deutsche Privatunternehmer ist bereit, sich 
hier innerhalb einer völlig andersartigen Wirt-
schaftsauffassung zu betätigen, wenn er unter dem 
Damoklesschwert steht, daß ein führender Poli-
tiker des Landes von ihm eine geschäftliche Hand-
lung dadurch erzwingen kann, daß er ihm andern-
falls  die Gewaltlösung androht? 

Professor Röpke, der sicherlich diesen Dingen 
unvoreingenommen gegenübersteht, hat vorgestern 
in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" von 
Rechtszynismus gesprochen. Mir scheint, daß dieses 
Wort hier auf das Verhalten des französischen 
Außenministers anzuwenden ist. Diese Abschrek-
kung wird sich leider auch auf die geplante kapital-
mäßige Verflechtung zwischen der französischen 
und deutschen Industrie übertragen, z. B. in den 
Teilen Afrikas. 
Ich darf weiter daran erinnern, daß Abgeordnete 

dieses Hauses im allgemeinen seinerzeit eine ge-
wisse Beruhigung empfunden haben, als wir in 
der Drucksache 1062 die deutsche Übersetzung des 
Briefes lasen, den der Herr Bundeskanzler dem 
französischen Ministerpräsidenten — damals Men-
dès-France — in seinem Schreiben vom selben 
Tag bestätigt hatte. Da wird davon gesprochen, 
daß die Sequesterverwaltungen noch vor der 
Volksabstimmung „aufgehoben" werden. Jetzt 
stellen wir fest, wie die Franzosen dieses franzö-
sische Wort „liquidés" auslegen, und es erhebt sich 
die Frage an den Herrn Bundeskanzler, wie es nun 
mit den weiteren immer noch bestehenden Se-
questerverwaltungen werden wird. Werden sie ein-
fach verschwinden, wie wir es nach der Über-
setzung des Briefes in der Drucksache gehofft 
haben, oder werden sie auch „liquidés"? Werden 
sie „geregelt" werden, wenn man vielleicht diesen 
anderen Ausdruck anwenden will? Dann können 
uns vielleicht noch manche Überraschungen auch 
auf diesem Gebiete bevorstehen. 

Und eine weitere Frage: Der Röchlingbesitz er-
streckt sich auch auf das Aachener Kohlengebiet, 
und ich möchte die Frage stellen: Ist dieser Besitz-
anteil nunmehr auch an die neue Aktiengesell-
schaft übergegangen, also zur Hälfte an Frankreich 
und zur Hälfte an Deutschland? Das wäre eine 
überaus bedauerliche Tatsache, denn dann würde 
auch fast der letzte deutsche Besitz in diesem Ge-
biet in ausländische Hände übergegangen sein. 

In den französischen Zeitungen spricht man da-
von, daß die Franzosen mit diesem Abkommen un-
zufrieden sein. Das haben die Franzosen bisher 
immer sehr geschickt getan; sie haben jedesmal, 
wenn ein Vertrag abgeschlossen worden ist, ihre 
Unzufriedenheit gegenüber ihrem Regierungschef 
bekundet. Ich glaube, die größere Unzufriedenheit 
liegt diesmal auf der deutschen Seite. Wenn selbst 
ein Presseorgan, das Ihnen so nahesteht, Herr Bun-
deskanzler, wie der „Rheinische Merkur", diese 
Lösung als untragbar bezeichnet, ist das doch wohl 
ein deutliches Beispiel, wieweit die Unzufrieden-
heit geht, und wir würden Sie bitten, da dieser 
Vertrag seine letzte Vollendung noch nicht gefun-
den hat, doch noch alles aufzuwenden, um den 
Vertrag in echtem deutschem Sinne zu verbessern. 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und meine Herren! Der Abgeordnete 
Atzenroth hat eine Reihe von Fragen gestellt. Ich 
bitte Sie, diese Fragen im Auswärtigen Ausschuß 
zu behandeln; sie eignen sich im gegenwärtigen 
Augenblick nicht zur Verhandlung in der Offent-
lichkeit. 

Dann eine weitere Bemerkung: jetzt soll mir 
auch der „Merkur" nahestehen. Ich wäre mal sehr 
gespannt, zu hören, wieviel Zeitungen mir nahe-
stehen. Ich merke sehr wenig davon. 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Mommer: Es sind 
sehr viele, Herr Bundeskanzler!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Mommer. 

Dr. Mommer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Frankreich hat den Versuch gemacht 
und macht ihn weiter, die Saar politisch und wirt-
schaftlich zu beherrschen. Die politische Beherr-
schung macht die wirtschaftliche Beherrschung 
möglich, und die wirtschaftliche Beherrschung 
unterbaut die politische. Frankreich hat das Ko

m-

mando über die Gruben, die Banken, die Versiche-
rungen und über einen Teil der Hütten. Das Völk-
linger Stahlwerk bedeutete bisher eine Lücke in 
diesem System, eine Lücke, die durch die Sequester-
verwaltung überbrückt wurde. Aber Sequester-
verwaltungen können nicht ewig dauern, sie kön-
nen auf keinen Fall ewig dauern, auch dann nicht, 
wenn nicht ein solcher Saarvertrag in Kraft tritt 
wie der jetzige. Daher bemühte sich Frankreich 
seit Jahren darum, in den rechtmäßigen Besitz des 
Völklinger Werks zu kommen. 
Weil die französische Regierung über die Festi-

gung ihrer ökonomischen Position die Festigung 
ihrer politischen an der Saar erstrebte, deswegen 
haben wir an die Bundesregierung die Aufforde-
rung gerichtet, sich diesem französischen . Streben 
zu widersetzen. Es ging also um ein nationalpoliti-
sches Anliegen. Es handelte sich für uns dabei 
nicht um Personen und um Familien. Wir haben 
uns mit diesen Personen niemals des näheren be-
faßt. Die Diskussion über Wert und Unwert, über 
Wohlverhalten oder nicht richtiges Verhalten die-
ser Familie in dieser Angelegenheit führt nur auf 
ein Nebengeleise dieser Frage, wenn nicht gar auf 
ein falsches Geleise. In Paris und in separatisti-
schen Kreisen Saarbrückens hat man so getan, als 
ob es darum ginge, bestimmte Personen, denen 
bestimmte Dinge zur Last gelegt werden, zu ver-
treiben. In Wirklichkeit geht es diesen Leuten in 
Saarbrücken und Paris natürlich darum, den anti-
separatistischen deutschen Einfluß an der Saar zu 
vertreiben. 
Wir Sozialdemokraten werden das auch dann 

nicht mitmachen, wenn der Versuch gemacht wird, 
bei dieser Gelegenheit unsere antikapitalistischen 
Gefühle in Anspruch zu nehmen und sie gegen 
nationalpolitische Notwendigkeiten auszuspielen. 
Diesem Manöver werden wir unsere Hilfe nicht 
leihen. In unserem sozialdemokratischen Aktions-
programm wird die Vergesellschaftung der Mon-
tanindustrie gefordert. Wir fordern diese Vergesell-
schaftung hier in der Bundesrepublik, und wir wer-
den sie immer für ganz Deutschland einschließlich 
der Saar fordern. Auch jetzt hätten wir Sozialisie- 
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rungsmaßnahmen an der Saar durchaus sympa-
thisch finden können, wenn die Umstände eben 
nicht bewiesen, daß die sozialistischen Ideen hier 
dieselbe Rolle spielen sollen, die bisher die Europa-
idee in dem Kampf um die Saar gespielt hat. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Aber das Manöver ist zu durchsichtig, als daß je-
mand darauf hereinfallen könnte. Der Kampf gegen 
die französische imperialistische Politik, gegen den 
Versuch der dauernden Festigung der französischen 
Herrschaft an der Saar ist für uns eine Aufgabe, 
und der Kampf für eine neue Wirtschaftsordnung 
ist eine andere. 

Der Familie Röchling, die sich hier in der Dis-
kussion befindet, geht der Ruf voran, Wahrer des 
Deutschtums an der Saar gewesen zu sein und bis 
jetzt zu sein. Ehe ich zu dem für uns allein ent-
scheidenden Punkt komme, nämlich welche Rolle 
die Bundesregierung hier gespielt hat und welche 
sie weiter zu spielen gedenkt, möchte ich einige 
Worte auch zu diesem Problem sagen. Seit zehn 
Jahren wird die Familie von der industriellen Be-
tätigung in ihren Betrieben ferngehalten. Ihre Un-
geduld ist insofern durchaus verständlich. Die 
Bundesregierung hätte, wenn sich diese Ungeduld 
in der Familie der Besitzer zeigte, die Aufgabe ge-
habt, denjenigen, die da durchhalten wollten, den 
Rücken zu stärken. Sie hätte alles vernünftiger-
weise Mögliche tun müssen, um der Familie das 
Verbleiben dort möglich zu machen. Das ist eine 
sehr politische Frage, und da werden wir noch 
nachforschen müssen, wie sich das im einzelnen 
verhalten hat. Wie weit hat hier die Bundesregie-
rung ihre Aufgabe erfüllt? Hat sie denjenigen, die 
da aushalten wollten, den Rücken gestärkt, oder 
hat sie vielleicht umgekehrt auf diejenigen, die 
stark sein wollten, einen negativen Einfluß ausge-
übt und sie dazu bewogen, eine Position preiszu-
geben? 
Aber nun einige kritische Worte zu dem Verhal-

ten der Röchlings. Da sind einige Dinge, die man 
unbedingt auch sehen muß. Es scheint so, daß der 
Preis, der für die Werke gefordert wurde, in den 
letzten Jahren in erstaunlicher Weise in die Höhe 
gegangen ist. Es wurde einmal die Zahl von 60 Mil-
lionen genannt, es scheint über 112 Millionen ge-
gangen zu sein, und schließlich waren es 200 Mil-
lionen. Die letzte Zahl scheint nach sachverstän-
diger Schätzung 60 bis 80 Millionen über dem Ver-
kehrswert des Werkes zu liegen. 

Außerdem muß man ein zweites sehen. Wenn 
die Eigentümer diese Summe bekommen, dann be-
kommen sie einen Preis, der festgesetzt ist, als 
lägen überhaupt keine politischen Lasten auf dem 
Werk, als gäbe es die französische Reparations-
forderung nicht. In den Abmachungen mit der 
französischen Regierung ist festgelegt, daß diese 
bisher in ihrer Berechtigung und in ihrer Höhe 
noch völlig fraglichen französischen Ansprüche 
nicht nachträglich an die Eigentümer gestellt wer-
den, sondern die Bundesregierung und die franzö-
sische Regierung zu gleichen Teilen diesen zusätz-
lichen Preis noch zahlen werden. 

Die entscheidende Frage ist, ob die Röchlings ge-
zwungen wurden zu verkaufen und sich dann in 
diesem Zwang mit einem sehr runden Preis halt 
getröstet haben. Es wird genauer zu untersuchen 
sein, wieviel Zwang und welcher Zwang dort an-
gewandt worden sein könnte. Aber wir müssen  

doch zwei Feststellungen treffen. Es war der 
Zwang zu einem recht guten Geschäft, und es kann 
auch nicht bestritten werden, daß schon im April 
1954 jene Option zum Kauf einer Schweizer Bank 
übertragen wurde. Meine Damen und Herren, ein 
Patriot kann sich immer widersetzen, wenn er be-
reit ist, nicht nur auf ein gutes Geschäft zu ver-
zichten, sondern wenn er darüber hinaus bereit ist, 
auch Opfer zu bringen. Hätten die Röchlings diesen 
Willen gezeigt, auf ein gutes Geschäft zu verzich-
ten, und den Willen gezeigt, auch Opfer zu bringen, 
nun, dann würden wir sie Patrioten nennen. Wir 
bedauern, daß es uns in dieser Lage nicht möglich 
ist, diesen Ausdruck zu verwenden. 
Aber indem wir das sagen, möchten wir nicht 

dem Herrn Bundeskanzler zu Hilfe kommen, so 
auf der Linie, die sich etwa in seiner Ludwigs-
hafener Rede abgezeichnet hat. Denn damit dieses 
Geschäft zustande kommen konnte, mußten zwei 
darauf verzichten, von ihrem Vetorecht Gebrauch 
zu machen, nämlich erstens die Eigentümer selbst 
— sie hatten das Vetorecht, sie konnten nein 
sagen — und zweitens die Bundesregierung; sie 
hatte auch das Vetorecht und konnte auch nein 
sagen. Es ist doch in Wirklichkeit so, daß man die 
Röchlings nicht hätte zwingen können. Das wäre 
der Bundesregierung sehr schlecht bekommen, 
wenn sie einen wirklich äußersten Zwang ausge-
übt hätte und die Röchlings an die deutsche Öffent-
lichkeit appelliert und sie zu Hilfe gerufen hätten. 
Dann hätte es einen wirklichen Zwang der Bun-
desregierung nicht geben können. 
Die Franzosen haben von der „solution de force" 

gesprochen. Nun, das wäre für sie sehr unverdau-
lich gewesen. Es ist doch geradezu grotesk, daß 
zum Schluß diese Verträge, von denen angeblich 
das Heil der westlichen Welt abhängt, in ihrem 
Zustandekommen oder in ihrem Scheitern davon 
abhingen, daß die Mehrheit der Aktien an einem 
Stahlwerk auf die französische Regierung überging. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Nun wollte die französische Regierung wirklich 
das Heil der  westlichen Welt an dieser Frage schei-
tern lassen? Ich sehe das noch nicht. Es wäre sehr 
wohl möglich gewesen, es auf diese „solution de 
force" einmal ankommen zu lassen. 

Die Röchlings haben sich vor sehr kurzer Zeit 
unter Berufung auf die Menschenrechte in einem 
Telegramm an alle Staatsoberhäupter der west-
lichen Welt gewandt. Wenn sie das taten, dann 
durften sie eben auch nachher nicht weich wer-
den; dann durften sie besonders dann nicht weich 
werden, wenn bei dem Weichwerden der Verdacht 
entsteht, daß nicht der Zwang zu dem Geschäft 
geführt hat, sondern die Verlockung der runden 
Summe, die einem Opfer bei anderer Entscheidung 
gegenüberstand. 

Nein, die SPD setzt sich bei dieser Sache nicht 
für einen bestimmten Eigentümer, für eine be-
stimmte Familie ein, sondern es ging darum, deut-
schen Einfluß auf ein bedeutendes Industriewerk in 
einem bedrohten deutschen Grenzland zu erhalten. 
Es war auch die Hauptaufgabe der Bundesregie-
rung, diesen Einfluß zu erhalten. Die Frage ist: 
wie hat sie sich ihrer Aufgabe entledigt? Die Teil-
frage über ihr Verhalten gegenüber den Eigen-
tümern habe ich schon gestreift, und ich glaube, 
auch in dieser Debatte werden wir da noch einiges 
Interessante erfahren. Wir sehen zunächst das Re-
sultat: die Hütte, die in rein deutschem Besitz war 
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— mit ungeklärten französischen Reparationsan-
sprüchen —, geht aus einem vorläufigen Besat-
zungsregime, der Sequesterverwaltung, in die 
dauernde und vertraglich verankerte französische 
Verwaltung über. Das ist die Wirklichkeit. Die 
Fifty-fifty-Lösung ist nur eine Augentäuschung. 
In Wirklichkeit ist das französische Übergewicht 
gesichert. 

Herr Bundeskanzler, — — 

(Abg. Mellies: Ist inzwischen schon 
gegangen!) 

— Ich kann verstehen, daß der Herr Bundeskanz-
ler diese ganzen Dinge lieber nicht mehr bespro-
chen hätte. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter! Der Herr Bundeskanz-
ler hat mir mitgeteilt, daß er durch eine zwin-
gende dienstliche Verpflichtung kurz nach 10 Uhr 
im Palais Schaumburg sein müsse. Er hat deshalb 
bedauert, daß wir nicht mit Punkt 1 anfangen 
konnten. — Ich bitte, fortzufahren. 

Dr. Mommer (SPD), Anfragender: Danke sehr! 
— Wenn die Bundesregierung mit dem französi-
schen Außenminister die Abmachung getroffen 
hat, daß für die ersten fünf Jahre der General-
direktor ein Franzose sein wird, dann hätte dieser 
Bestimmung bei einer echten Fifty-fifty-Lösung 
die andere entgegenstehen müssen, daß nachher 
für fünf Jahre ein Deutscher Generaldirektor des 
Werks sein wird. Das wäre die Partnerschaft ge-
wesen. Aber an Stelle dieses Gegengewichts steht 
die Bestimmung, daß dann nur nach den Inter-
essen des Werks usw. verfahren werden wird. 
Daran sehen wir, daß von Partnerschaft keine Rede 
ist, sondern daß das Gleichgewicht im Besitz zu-
gunsten Frankreichs durch Bestimmungen über 
die Verwaltung in eine Vorherrschaft Frankreichs 
umgewandelt wird. Das ist das Entscheidende in 
dieser Sache: daß zu dem Zeitpunkt, da der Saar-
vertrag in Kraft tritt, nach dessen Bestimmungen 
zwischen dem Saargebiet und der Bundesrepublik 
gleichartige Beziehungen geschaffen werden soll-
ten, wie sie zwischen dem Saargebiet und Frank-
reich bestehen, noch schnell der schon so weit zu-
rückgedrängte deutsche Einfluß weiter geschwächt 
und eine weitere wirtschaftliche Kommandoposi-
tion für Frankreich geschaffen wird. 

Aber jetzt auch eine Bemerkung zu diesem 
Überpreis, der für das Werk gezahlt wird: 200 
Millionen — von Sachverständigen geschätzter 
Preis etwa 120 Millionen —, dazu die französischen 
Ansprüche, die sich auf 56 % des Wertes bezif-
fern. Nun, das ist zunächst ein Anspruch. Immer-
hin könnte bei der jetzt folgenden Untersuchung 
herauskommen — theoretisch wenigstens —, daß zu 
den 200 Millionen noch 112 Millionen hinzukom-
men. Das ist die obere Grenze. Die untere Grenze 
kennen wir nicht. Jedenfalls kommt hier zu dem 
schon enormen Preis noch ein zusätzlicher Preis 
hinzu. 

Dann muß man die Bestimmung beachten, daß 
dieser Besitz wieder privatisiert werden soll. Zu 
welchem Preis wird er privatisiert werden kön-
nen? Die privaten Erwerber werden rechnen, und 
sie werden nicht bereit sein, einen Preis zu zah-
len, der durch die Ertragslage des Werkes nicht 
gerechtfertigt ist. Es entsteht also zwischen dem 

Kaufpreis und dem Verkaufspreis eine Differenz, 
die sich für die Bundesregierung, allein für deren 
Anteil, auf 40 bis 60 Millionen DM beziffern 
könnte. Es entsteht also die Notwendigkeit, die-
sen Verlust auf den Steuerzahler der Bundesrepu-
blik zu übernehmen, 

(Abg. Mellies: Hört! Hört!) 

und hier — wir werden uns im Hause noch damit 
zu befassen haben, nehme ich an — wird die Rech-
nung präsentiert werden. 
Natürlich wird man sagen, es sei ein politischer 

Preis. Gewiß! Wir wollen die politischen Umstände 
nicht aus dem Auge verlieren, und wenn bei die-
sem Kauf zu einem unmäßigen Preis das Werk 
gerettet worden wäre, dann ließe sich darüber 
reden. Es ist aber nicht gerettet worden, sondern 
es kommt entscheidend in die französische Ver-
waltung. Ich bin kein Geschäftsmann, aber ich 
kann mir vorstellen, daß einem Geschäftsmann, 
wenn er diesen Kauf des näheren studiert, die 
Haare zu Berge stehen würden. 

Es ist ein politisches Geschäft. Aber auch da ist 
zu sagen, daß die politische Zwangssituation, in 
der sich die Bundesregierung befand, von ihr selbst 
mit geschaffen worden ist. Es war doch ihr Drang 
nach der Verwirklichung der Pariser Verträge, der 
es Frankeich seit Jahren ermöglicht hat, das Saar-
Junktim herzustellen und einen Preis nach dem 
andern als Zusatzpreis für die französische Zu-
stimmung zur Wiederaufrüstung der Bundesrepu-
blick zu verlangen. Die Bundesregierung hat  . auch 
selbst zu verantworten, daß hier, nachdem sie zu-
erst gezwungen worden war, ein Saarstatut zu 
unterschreiben, schließlich weitere Forderungen 
kamen. 

Zunächst die französische Forderung, mit der 
Saarbrücker Behörde allein einen Wirtschaftsver-
trag abzuschließen. Es ist ja interessant, daß von 
diesem Wirtschaftsvertrag, der jetzt unterzeichnet 
worden ist, bei den Besprechungen mit Herrn 
Pinay überhaupt nicht die Rede gewesen ist. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wenn die Bundesregierung der Meinung ist, daß 
sie vielleicht jetzt nach Inkrafttreten der Verträge 
in ihrer Verhandlung mit der französischen Re-
gierung stärker sein wird, so bleibt doch die Tat-
sache, daß in den Verhandlungen des Herrn Hoff-
mann mit der französischen Regierung durch die-
sen Wirtschaftsvertrag Fakten geschaffen worden 
sind, die ihre Wirkung auch auf zukünftige Ver-
handlungen haben werden. In der allerbedenklich-
sten Weise hat die französische Regierung ihre Po-
sition ausgenutzt, um der Bundesregierung aber 
auch alles zuzumuten. Die Bundesregierung befand 
sich durch ihre eigene Politik in einer solchen 
Zwangslage, daß sie jede Zumutung der französi-
schen Regierung schweigend hinnehmen mußte. 

Schließlich kam diese Röchling-Affäre als 
letzte Forderung Frankreichs vor der Hinterlegung 
der Verträge. Frankreich verlangte: die Röchlings 
müssen raus. Wir müssen feststellen: sie sind drau-
ßen und werden draußen bleiben. 

Der Herr Bundeskanzler hat soeben hier eine 
kleine Tatsache aus den Abmachungen erwähnt, 
nämlich daß die Veräußerung an Private nur mit 
Dreiviertelmehrheit im Aufsichtsrat beschlossen 
werden könne. Das bedeutet doch nur dies: daß 
die Franzosen sich mit dieser Klausel dagegen 
gesichert haben, daß der deutsche Anteil in Zu- 
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kunft in Hände geraten könnte, die politisch den 
Franzosen nicht gefallen würden. 
Die Röchlings mußten raus, und sie sind drau-

ßen und können nicht wieder zurück. Und dabei 
redet man auf Ihrer Seite soviel von der Heilig-
keit des Eigentums und von dem Recht auf die 
Heimat! 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Frankreich wollte das Werk beherrschen. Wir stel-
len fest: es wird das Werk beherrschen — nicht 
mehr kraft Besatzungsgewalt, sondern gestützt auf 
vertragliches Recht. 
Diese Preisgabe des Völklinger Stahlwerks ist 

auch noch die Gabe eines Preises für die franzö-
sische Zustimmung zu unserer westdeutschen Sou-
veränität und zu unserem westdeutschen Recht auf 
Wiederbewaffnung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Leverkuehn. 

Dr. Leverkuehn (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Einwendungen 
gegen die Regelung über die Völklinger Werke, die 
die Bundesregierung mit der französischen Regie-
rung vereinbart hat, — diese  Einwendungen, die 
wir soeben gehört haben, können nach meiner Auf-
fassung logisch nicht ganz überzeugen; sie können 
eigentlich überhaupt nicht überzeugen, denn sie 
widersprechen sich in den wesentlichsten Punkten, 
und sie widersprechen auch dem Ablauf wirt-
schaftlichen Lebens. 

Ich greife z. B. heraus, 'daß gesagt worden ist, 
der Vergleich zwischen der deutschen und der fran-
zösischen Wirtschaftsführung in den letzten Jah-
ren habe gezeigt, daß die deutsche Wirtschaftsfüh-
rung überlegen sei,  und nun müsse also ein zur 
Hälfte aus Deutschen bestehender Vorstand in eine 
Verwaltung hineingehen, die nach nicht so guten 
Prinzipien arbeiten werde. Auf der anderen Seite 
ist uns gesagt worden, daß die Franzosen natürlich 
'den Posten des Generaldirektors politisch besetzen 
und daß sie ihren besten Mann dort hineinsetzen 
würden. Soll damit eigentlich gesagt sein, daß sie 
ihren politisch besten Mann hineinsetzen 
wollen, oder ihren fachlich besten Mann? 

(Abg. Arnholz: Es kann beides sein!) 

— Das setzt einen hohen Grad  des  Vertrauens in 
die französische wirtschaftliche Intelligenz voraus, 
daß es sowohl der beste politische wie der beste 
fachliche Mann sein soll. 

(Abg. Arnholz: Solche Flausen sollte man 
nicht machen in so ernsten Dingen!) 

— Ich glaube, diese Erwägungen sind durchaus 
ernsthaft. Denn die etwas oberflächliche Art, immer 
davon zu sprechen, daß ein Mann ja der beste sein 
müsse, wirtschaftlich und politisch, führt zu gar 
nichts, sondern die Logik der wirtschaftlichen Ent-
wicklung ist so, daß ein gemischtes französisch-
deutsches Vorstands- und Aufsichtsratsgremium 
vorhanden sein wird. Ich habe zu den deutschen 
Mitgliedern, die in ein solches Gremium eintreten, 
gerade weil die Überlegenheit der deutschen Wirt-
schaft, die uns eben vor Augen geführt worden ist, 
sich als evident erwiesen hat, das Vertrauen, daß 
sie sich in  diesen Gremien bei dem Aufbau des 
Werkes durchsetzen werden und daß sich das auch 
sehr heilsam auswirken wird. Daß diese Werke in 
den letzten Jahren unter einem Besatzungsstatut und 

unter der Zwangswirtschaft, ,die in der Saar ge-
herrscht hat, nicht zu der vollen wirtschaft lichen 
Entfaltung 'haben kommen können, die man ihnen 
gewünscht hätte, darüber besteht gar kein Zweifel. 
Was jetzt beabsichtigt ist, ist eben, den Werken 
eine durchaus fachliche, sachliche Leitung zu geben, 
und dann habe ich das Vertrauen, daß diese Werke 
wirklich den Stand erreichen können und erreichen 
werden, der ihnen angemessen ist, angemessen ge-
rade auch auf Grund des unternehmerischen 
Namens, den diese Werke jahrzehntelang gehabt 
haben. 
Ein Wort zur Frage des Preises. Der Preis, der 

gezahlt wird, entspricht dem, was die Eigentümer 
gefordert haben. Wenn weniger gewährt warden 
wäre, dann wäre der Vorwurf des Zwanges, der 
hier mehrfach erhoben worden ist, bestimmt in 
noch stärkeren Tonarten erhoben worden, und viel-
leicht sogar mit Recht. Daß aber aus diesen Wer-
ken etwas zu machen ist und daß man sich be-
mühen wird, in diesen Preis hineinzuwachsen, die-
ses Vertrauen habe ich zu der Leitung, zu der wir 
ja nun 50 0/o beisteuern. 
Nun zu der Frage der Familie. Meine Damen 

und Herren, alle einzelnen Vorgänge zu beleuchten 
die sich abgespielt haben, ist, glaube ich, müßig, 
da sie der Vergangenheit angehören und auf die 
Zukunft keine Auswirkung mehr haben. Aber so-
viel, meine ich, sollte man sagen: daß wir die 
unternehmerische und die deutsche Leistung dieser 
Familie oder wenigstens sehr bedeutender Mit-
glieder dieser Familie nicht vergessen wollen. Da-
mit wissen wir uns auch mit der Saarbevölkerung 
einig. 
Wir sind also der Auffassung, daß die Bundes-

regierung in dieser Sache ihre Pflicht, auch was 
das Finanzielle und Wirtschaftliche angeht, durch-
aus erfüllt hat. Die Bestimmung, daß bei gewissen 
Beschlüssen Dreiviertelmehrheit 'erforderlich ist — 
ein Moment, das von Herrn Abgeordneten Mom-
mer moniert worden ist —, dient mindestens eben

-

sosehr der Sicherheit der Deutschen wie der Sicher-
heit der Franzosen. Darüber kann gar kein Zweifel 
sein. 
Nun ist auch ,das Wort gefallen, daß dieser Kauf 

das politische Klima ungünstig beeinflusse. Das ist 
nun, glaube ich, wirklich die allergrößte Verken-
nung der Dinge. Um das politische Klima zu ver-
bessern, haben beide Partner auf die Durchfechtung 
ihres Standpunkts verzichtet und sich auf 50 : 50 
geeinigt. Das ist der Sinn 'der ganzen Sache. Und 
sollen wir denn nun die gemeinsame Arbeit mit 
Mißtrauen 'anfangen? Ich erinnere Sie daran, daß 
wir über Zusammenarbeit mit  französischen Krei-
sen schon öfter gesprochen haben, z. B. über Zu-
sammenarbeit in überseeischen Gebieten. Der ganze 
Straßburg-Plan beruht auf dem Prinzip des Zu-
sammenarbeitens. Und schließlich und endlich: 
worauf beruht denn die ganze Montan-Union? Sie 
beruht doch auf dem Zusammenarbeiten; und ich 
glaube nicht, daß unsere deutschen Kollegen, die 
in diesen Gremien arbeiten, sich über Mangel an 
Zusammenarbeit bisher beschwert haben. 

Wir stehen also auf dem Standpunkt, daß es der 
Bundesregierung gelungen ist, zur Bereinigung 
des politischen Kl imas und zur Vorbereitung einer 
echten Z'usammenarbeit mit  Frankreich auch in 
dieser wirtschaftlichen und zunächst im wesent-
lichen privatwirtschaftlichen Frage ein Ergebnis zu 
erzielen, das wir begrüßen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 



4470 	2. Deutscher Bundestag — 81. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Mai 1955 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat  
der Abgeordnete Prinz zu Löwenstein.  

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein (FDP): Herr  
Präsident! Meine Damen und Herren! Im Mittel-
punkt der heutigen Debatte steht der Name einer  
Familie; es ist jedoch ein gesamtdeutsches, ja ein  
europäisches Problem, das durch den Fall Röchling  
aufgezeigt wind. Aber ich möchte auch die Meinung  
aussprechen, daß selbst dann, wenn es sich nur  
um eine Familie und sonst um gar nichts handeln  
würde, es immer noch dafür stünde, daß sich der  
Deutsche Bundestag damit befaßt.  

Meine Damen und Herren, es ist die Größe  
Englands gewesen, daß es sich um jeden einzelnen  
Staatsbürger, ganz gleich wer er ist und wo er  
lebt, bekümmert und sich für ihn eingesetzt hat.  
Und ich meine, daß es die Pflicht eines demokra-
tischen Staates, eines Staates, der etwas auf sich  
hält, ist, sich unbedingt voll und ganz für jeden  
seiner Staatsbürger einzusetzen. Ich sehe nicht, daß  
diese selbstverständliche Forderung hier wirklich  
bis ins Letzte erfüllt wurde.  
Die Familie Röchling, die seit 250 Jahren im  

Saargebiet sitzt und Immerhin einiges getan hat,  
um das Saargebiet aufzubauen, kann nunmehr auf  
Grund dieses Abkommens zwischen der deutschen  
und der französischen Regierung vom 30. April  
dieses Jahres nicht an  die Stätte ihres Wirkens  
zurückkehren. Auch Kollege Dr. Mommer hat die  
Familie Röchling sehr stark in den Mittelpunkt der  
Betrachtung gestellt. Er hat gesagt, es sei nicht die  
Aufgabe der Sozialdemokratischen Partei, diese  
Familie zu verteidigen. Es ist auch nicht meine  
Aufgabe, auch nicht als Geschäftsführer ohne Auf-
trag. Aber ich meine doch, daß die Familie und  
das, was sich um diese Familie herum abgespielt  
hat, so stark und so intensiv mit dem politischen  
Problem verknüpft ist, daß es auch vom sachlich-
sten Gesichtspunkt aus berechtigt ist, auf diese  
Familie ein wenig einzugehen. 

Es ist doch ein sehr schwerwiegender Tatbestand, 
der mit dem deutschen und dem europäischen Recht 
und Rechtsempfinden nicht vereinbar ist, daß diese 
Familie nicht an die Stätte ihrer Arbeit zurück-
kehren kann. Mit vollem Gewicht ist darauf hinge-
wiesen worden, daß es sich hier um das Heimat-
recht handelt. Dieses Heimatrecht besteht nicht nur 
darin, daß jemand irgendwo wohnen und irgend-
wohin reisen kann, sondern auch darin, daß man 
sich frei und ungehindert betätigen und seinen 
Beruf ausüben kann, noch dazu im deutschen Saar-
gebiet. Da sind also nun Staatsbürger minderer 
staatsbürgerlicher Rechte entstanden. 

Das Saargebiet steht zwar im Augenblick, wie wir 
wissen, außerhalb des  Geltungsbereichs des Grund-
gesetzes, aber die deutsche Regierung ist gehalten, 
auf deutsche Staatsbürger deutsches Verfassungs-
recht, deutsche Verfassungsgrundsätze anzuwenden. 
Man behandelt ja schließlich auch nicht Deutsche 
aus der Sowjetzone nach sowjetischem sogenannten 
Recht. Es ist also sicherlich berechtigt, wenn wir 
in diesem Zusammenhang auf einige dieser Ver-
fassungsgrundsätze hinweisen. Art. 3 Absatz 3 des 
Grundgesetzes verbietet jede Benachteiligung der 
Heimat und der Herkunft 'wegen. Art. 9 Absatz 1 
bestimmt: „Alle Deutschen haben das Recht, Ver-
eine und  Gesellschaften zu bilden." Wir hören heute 
vom Herrn Bundeskanzler, daß in einer Klausel 
dafür gesorgt ist oder gesorgt werden kann, daß  

eine ganz bestimmte Familie von diesem Grundsatz  

im Geschäftlichen, im Betrieblichen, keinen Ge-
brauch machen kann. Der Art. 12 des Grundge-
setzes sagt, daß alle Deutschen das Recht haben, 
Beruf und Arbeitsplatz frei zu wählen. 

Schließlich und mit Recht 'ist auf den Art. 14 
hingewiesen worden, der das Eigentum gewähr-
leistet. Enteignung liegt schon dann vor, wenn mit 
Mitteln irgendwelcher Art — ich werde vielleicht 
noch darauf zu sprechen kommen — auf den freien 
Willen eingewirkt wird zur Aufgabe des Eigen-
tums. Die Frage der Entschädigung ist dabei gar 
nicht einmal das Entscheidende. Wir denken so an 
bestimmte Vorgänge, die sich in den vergangenen 
Jahren abgespielt haben. Man nannte das damals 
„Arisierung" von Betrieben. Jetzt ist es halt die 
„Entröchlingisierung" von Völklingen. 

(Zurufe von der Mitte: Na, na!) 

Moralisch ist selbstverständlich ein gewaltiger 
gradueller Unterschied. Ich bin mir aber nicht ganz 
sicher darüber, ob der Unterschied zwischen der 
einen Maßnahme damals und den Maßnahmen 
jetzt auch in der Essenz ein sehr starker ist. 

Es ist hinzugefügt worden, daß die Familie 
Röchling ja ihre Zustimmung gegeben habe. Auch 
darüber ließe sich noch manches sagen, und viel-
leicht habe ich Gelegenheit, das eine oder das 
andere Wort darüber auch an dieser Stelle auszu-
sprechen. Der Herr Bundeskanzler hat in 
Ludwigshafen gesagt, die Zustimmung sei der 
Familie Röchling „vergoldet" worden — ein Wort, 
das durch die ganze Presse ging. Es ist in diesem 
Zusammenhang einiges über den Wert des Unter-
nehmens gesagt worden. Es gibt da mancherlei 
Unklarheiten. Auch das ist nicht einmal das Ent- (0  scheidende; aber der Ludwigshafener Rede wegen 
und weil dies heute in diesem Hohen Hause auch 
angesprochen wurde, müßte man vielleicht doch 
das eine oder das andere über den Wert sagen. 
Kollege Trittelvitz hat darauf hingewiesen, daß 
ungefähr 900 000 t Stahl produziert werden, darun-
ter 180 000 t Martinstahl, 60 000 t Elektrostahl. 
Völklingen hat seine eigenen Kokereien mit Neben-
produkten wie Ammoniak und Thomasmehl. Es hat 
eine Zementfabrik mit einer Kapazität von 200 000 t. 
Außerdem sind Beteiligungen vorhanden am Kraft-
werk Werden und große weiterverarbeitende In-
dustrien für Autofedern, Tankwalzen usw. Diese 
großen Beteiligungen und diese Nebenfabriken er-
klären ja auch die Arbeiterzahl von 13 000. Ohne 
die Nebenwerke und Beteiligungen würde man mit 
7000 auskommen. 

Nun stellen Sie die Gretchenfrage: Was ist der 
Wert dieses Betriebes? Da kann ich nur mit der 
Faustregel antworten — dieses Gesetz wird jeder 
Wirtschaftler kennen —, daß der Wert eines Be-
triebes einem Jahresumsatz entspricht, eine Zahl, 
die gerade für Völklingen besonders zutreffend ist. 
Der Jahresumsatz beträgt zwischen 32 und 35 Mil-
liarden Franken, das sind 400 bis 430 Millionen 
DM. Was übrigens den jetzigen Kaufpreis anlangt, 
so ist dieser bei früheren Angeboten nicht unter-
boten, sondern im Gegenteil sogar überboten wor-
den. Dabei möchte ich der historischen Korrektheit 
wegen ein Wort genauer erklären oder richtig-
stellen, das der Herr Bundeskanzler heute hier 
verwandt hat. Er sprach vom Verkaufsangebot der 
Familie Röchling an die französische Gruppe. Kor-
rekter müßte es heißen: an die Schweizer Kredit-
anstalt, die für Gruppen gehandelt hat, die hinter 
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ihr standen, ohne daß — meinen Informationen 
nach — die Familie Röchling zu Anfang gewußt 
hat, daß hinter der Bank Crédit Suisse französische 
Kapitalinteressen standen. Wenn recht informiert 
bin, hat die Familie Röchling in einem Brief vom 
28. Dezember 1953, geschrieben vom Vorsitzenden 
des Familienverbandes, Dr. Sarazin, an Vizekanz-
ler Blücher, auf diese Dinge in Einzelheiten hinge-
wiesen und die Befürchtung ausgesprochen, daß 
französische Gruppen hinter der Schweizer Kredit-
anstalt stehen könnten. Sie hat weiterhin erklärt, 
daß sie es begrüßen würde, nicht verkaufen zu 
müssen. 
Bei der Austreibung der Röchlings handelt es 

sich um etwas Politisches. Hier liegt nicht ein ge-
wöhnlicher Vertrag vor. Die Austreibung ist viel-
mehr ein machtpolitisches Ziel bestimmter fran-
zösischer Kreise gewesen, wobei ich gar nicht auf 
die historische Entwicklung eingehen will, die zum 
Teil Jahrzehnte zurückliegt. Nur das Allerneueste: 
Das deutsche Auswärtige Amt ist sehr frühzeitig 
davon unterrichtet worden, daß vor allem Gilbert 
Grandval die Austreibung der Röchlings zum Ziele 
hat. Es gibt hier eine Besprechung — ich habe 
einige Notizen darüher — vom 19. August 1953, 
an der Vertreter der Familie Röchling teilgenom-
men haben. Anwesend von seiten der Bundesregie-
rung waren der Herr Vizekanzler Blücher, Staats-
sekretäre Hartmann und Westrick. In dieser Be-
sprechung, die auch sonst, aus allgemeinen Grün-
den, nicht unwichtig ist, wurde bereits darauf 
hingewiesen, daß Grandval sich dieses Ziel gesetzt 
habe. In den allerletzten Wochen — Sie haben es 
miterlebt, meine Damen und Herren — hat Mi-
nisterpräsident Edgar Faure vor dem Rat der Re-
publik am 26. März 1955 erklärt: 

Ich versichere, daß die Regierung, der ich vor-
stehe, die Rückkehr der Röchlings an die Spitze 
der Völklinger Werke nicht zulassen wird. 

Ähnlich Antoine Pinay, zuerst in der Osternummer 
des „Progres de Lyon" vom 10. April, dann vor 
dem Rat der Republik mit der Erklärung, Frank-
reich werde nicht die Urkunden über die Pariser 
Verträge hinterlegen, es sei denn, daß Röchling 
liquidiert wird. Warum? Die Antwort ist implicite 
schon gegeben worden: weil Völklingen ein Drittel 
der Stahlproduktion ausmacht, weil zusammen mit 
den anderen Betrieben, die bereits in französischer 
Hand sind, einschließlich Völklingen Frankreich 
dann vier Fünftel der Schwerindustrie, des Wirt-
schaftslebens überhaupt an der Saar beherrscht 
und mit Völklingen die entscheidende deutsche 
Position fällt. Man hat diesen Einfluß befürchtet, 
und dieser Grund ist natürlich auch hier bekannt 
gewesen. 
Es ist um so bedauerlicher, daß von unserer 

Seite nicht zäher und, wie ich meine, erfolgreicher 
darum gekämpft wurde. 

(Abg. Arnholz: Sehr gut!) 
Die deutsche Position im Saargebiet selber ist 

eine starke gewesen. Wir sind alle informiert über 
die großen Versammlungen der Arbeiterschaft in 
Völklingen, diese überfüllten Versammlungen, die 
protestiert haben gegen die Überfremdung, die 
Übereignung von Völklingen. 

(Abg. Arnholz: Hört! Hört!) 

Sie sind informiert über den Brief der Ortsgruppe 
Völklingen der CVP an Herrn Johannes Hoffmann, 
in dem die eigene Partei Johannes Hoffmanns zu der 
Behauptung von Grandval Stellung nimmt, daß die 

Arbeiter gegen die Röchlings seien. Es ist in den 
letzten Wochen etwas sehr Interessantes geschehen; 
ich möchte fast sagen, es ist die List der Idee, die 
List der historischen Vernunft, durch die selbst 
Johannes Hoffmann — im Gegensatz zu Grandval, 
im Gegensatz zu Heinz Braun und Richard Kirn — 
sich gegen die Austreibung der Röchlings, gegen 
die Enteignung von Völklingen gewandt hat, die 
ja das Werk den Franzosen in die Hände gespielt 
hätte. 

Die Stellung war auch in Deutschland selber und 
im Ausland, stark, auch in Übersee. Am 25. März 
hatte M. Pinay die auf sogenanntes Besatzungs-
recht gestützte solution de force angedroht. Was 
heißt das? Konfiskation! Am 3. Mai sollte — wohl 
zur Einleitung der deutschen Souveränität — der 
Verkauf durch den sogenannten Treuhänder an 
eine französische Gesellschaft stattfinden, gestützt 
auf höchst zweifelhafte Grundlagen; ich sage 
„Grundlagen", weil ich nicht einmal in Anfüh-
rungszeichen das Wort „Rechtsgrundlage" sagen 
möchte. Die Dokumente sind bekanntlich nie ge-
zeigt worden. Es gibt nur die Veröffentlichungen, 
„Beschlüsse und Bekanntmachungen" vom 28. Sep-
tember 1950 im Amtsblatt  an  Saarbrücken ohne 

 Unterschrift. 

Wir wollen nicht noch einmal auf die Repa-
rationshypothek eingehen, wir wollen nicht einmal 
darauf eingehen, daß ja der „Treuhänder" — lucus 
a non lucendo! — 500 Millionen Francs, das sind 
6 Millionen DM, aus Völklingen entnommen hat. 
Das ist ein sowjetisches System. Man nimmt aus 
der laufenden Produktion heraus. Die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung hat sich am 29. März 1955 sehr 
ausführlich darüber verbreitet. Sie hat darauf hin-
gewiesen — mit Recht —, daß es auch in England 
als Belastung — ich zitiere — „der künftigen 
europäischen Zusammenarbeit empfunden würde, 
wenn die französische Regierung kurz vor Tores-
schluß noch einen derartigen, aus Besatzungs-
denken geborenen Gewaltstreich unternehmen 
würde". 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Es ist auch bekannt, daß Monsieur  Pinay  in London 
keine Unterstützung gefunden hat. Ich weise auf 
die Stellungnahme des „Economist" hin, eines 
immerhin sehr wesentlichen Blattes, das am 
16. April geschrieben hat: „Die Franzosen haben 
ihren Anspruch auf ein Argument gegründet, das 
an die schlimmsten Tage der Demontagen und die 
befremdenden Entscheidungen erinnert, die damals 
die internationale Reparationsagentur traf." Die 
Schweizer Presse hat ähnlich geschrieben, und die 
Stimmung in Amerika habe ich selbst beobachten 
können. 
Es gibt ein großes Wort zur deutschen Außen-

politik, geprägt vom Fürsten Bismarck. Ich darf 
ihn wohl zitieren, da auch der Herr Bundeskanzler 
zu den Verehrern des Reichskanzlers Fürst Bis-
marck gehört, wie aus der illustrierten Presse 
während des Bundestagswahlkampfes bekannt-
geworden ist. Fürst Bismarck hat des öfteren da-
von gesprochen, daß die Imponderabilien für die 
deutsche Außenpolitik ein größeres Gewicht be-
sitzen als alle materiellen Gewichte. Er meinte 
damit das Empfinden für das deutsche Recht, und 
daß dieses deutsche Recht nicht nur ein deutsches, 
sondern ein allgemeines Menschenrecht ist. Diese 
Imponderabilien in der Welt waren auf seiten 
Deutschlands. Man hatte erkannt, daß es sich nicht 
nur um eine Familie, nicht nur um eine deutsche 
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Position handelt, sondern daß in dieser Familie 
und in dieser Position ein europäischer Rechts-
grundsatz verletzt würde. Volkmar von Zühlsdorff 
hat in der „Zeit" vom 7. April zusammengefaßt — 
ich zitiere —: 

Der Kanzler hat eine starke Stellung. Das 
Privatrecht im Falle Völklingen ist auf deut-
scher Seite. Das Völkerrecht und die Menschen-
rechte sind es ebenfalls. 

Diese starke Stellung ist nicht benutzt worden, wie 
schon so oft zuvor. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Man muß unterstreichen und wiederholen: es gibt 
den Brief vom 23. Oktober 1954, den Mendès

-

France an den Herrn Bundeskanzler geschrieben 
hat und der die Aufhebung — „liquider" heißt es 
allerdings im französischen Text — der Sequester 
versprochen hat. Ich darf in diesem Zusammen-. 
hang  darauf hinweisen, daß der Herr Bundeskanz-
ler selber diesen Brief für außerordentlich wichtig 
hält. Es gibt ein Schreiben des Herrn Bundeskanz-
lers vom 22. November 1954 an die Familie Röch-
ling, in dem nach Ablauf der damaligen Option — 
der Termin war der 15. November — der Herr 
Bundeskanzler ganz ausdrücklich auf den Brief-
wechsel vom 23. Oktober mit Mendès-France hin-
weist, wodurch für Röchling ein wesentliches Mo-
ment entfällt, überhaupt eine Option zu geben. 
Dann fährt der Herr Bundeskanzler fort: „Eine 
Bedingung an die Aufhebung der Sequester ist 
nicht geknüpft. Die französische Regierung besitzt 
daher keine rechtliche Handhabe, die Erfüllung 
irgendwelcher Bedingungen vor Aufhebung der 
Sequesterverwaltung zu verlangen." 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
) So der Brief des Herrn Bundeskanzlers vom 
22. November; ich habe ihn nicht wörtlich zitiert, 
aber genau paraphrasiert. Dieses Schreiben liegt 
also vor. Man fragt sich: Wieso hat man sich nicht 
weiter auf diese Rechtsposition gestützt? „Die Zu-
stimmung der Röchlings wurde erlangt", so heißt 
es. Ja, wie wurde sie erlangt? Es hat ganz zum 
Schluß, bevor dieses Abkommen zustande kam, 
eine Reihe von Besprechungen gegeben, die ent-
scheidende am 30. April 1955, an der Herr Staats-
sekretär Hallstein, ich glaube, der Herr Finanz-
minister Schäffer, der Herr Bundesminister Strauß 
— von der Bundesregierung —, die Herren Lahr 
und Ophüls vom Auswärtigen Amt, Herr Abs, 
Herr Pferdmenges und andere, und die Vertreter 
der Familie Röchling teilnahmen. In der Bespre-
chung am Donnerstag, dem 28. April, wurde dar-
über geredet, ob man eventuell zu einem Kompro-
miß gelangen könnte: 50 % Röchling, 50 % Frank-
reich. Von seiten Röchlings wurde dies abgelehnt. 
Röchling schlug vor, dem Bund, wenn es schon 
sein müsse, daß sie ausschieden, 100 % zu über-
tragen. Am 30. April kam es dann zu einer noch-
maligen Besprechung, wobei die Vertreter der Fa-
milie Röchling vorschlugen, ob man nicht eine an-
dere deutsche Majorität in das Völklinger Werk 
bringen könne, um diese Position zu retten. Es 
wurde mitgeteilt, daß dies nicht möglich sei, daß 
Frankreich dies ablehne. Am Abend dieses Tages 
kam dann der Herr Bundeskanzler zu dieser Be-
sprechung, worüber sicherlich große Genugtuung 
herrschte, nämlich darüber, daß der Herr Bun-
deskanzler nach neun Jahren nunmehr zum ersten-
mal Gelegenheit und Zeit hatte, sich unmittelbar 
und persönlich mit dem Fall Röchling zu befassen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.)  

Der Herr Bundeskanzler wies in dieser Bespre-
chung darauf hin, daß er Europa nicht mit einer 
„solution de force" beginnen könne, wie Frank-
reich sie angedroht habe. Er appellierte an den 
Patriotismus der Familie Röchling und wies dar-
auf hin, daß Monsieur Pinay nicht anders könne, 
weil er sozusagen vertraglich an sein Parlament 
gebunden sei. 

(Lebhafte Rufe: Hört! Hört! von der SPD. 
— Abg. Arnholz: Daran soll sich der Kanz

-

ler ein Beispiel nehmen!) 
— Ja, es steht hinter  Monsieur Pinay ein starkes 
Parlament, meine Damen und Herren, und wir alle 
hoffen und wir arbeiten dafür, daß dieses Hohe 
Haus auch ein starkes Parlament werden möge. 

(Abg. Arnholz: Hoffen wir es!) 

Es kam dann an diesem selben Tage, .am 30. April 
1955, zu dem Abkommen. Hierüber — soviel ich 
informiert bin; ich möchte mich nicht irgendwie 
wörtlich festlegen, es ist nur eine allgemeine In-
formation, die ich habe, aber doch wohl eine nicht 
ungenaue — kam es zu einem Schreiben des Herrn 
Bundeskanzlers an die Familie Röchling, in dem es 
heißt, daß eine friedliche Beilegung der Meinungs-
verschiedenheiten i.sowohl im Interesse der Bundes-
republik wie im europäischen Interesse liege, und 
daher sei es unausweichlich, eine Lösung zu finden, 
durch die das Eigentum an Frankreich und die 
Bundesrepublik übertragen werde. Soviel ich infor-
miert bin, gibt es dann einen Satz, der wohl wört-
lich lauten dürfte: 

Ich erkenne an, daß Sie mit der Entscheidung, 
dieser Lösung zuzustimmen, aus politischer 
Verantwortung gehandelt haben. 

Meine Damen und  Herren, das ist ein wichtiger 
Satz. Das können Sie nun in das Negative proji-
zieren. Es würde doch gesagt worden sein, wenn 
.die Familie Röchling nicht zugestimmt hätte, sie 
habe sozusagen die europäische Verteidigung aus 
Habsucht, aus Besitzgier sabotiert. Es ist doch ein 
außerordentlich schwerer Vorwurf, der dahinter 
stünde! Ich glaube, es ist vom Kollegen Mommer 
schon darauf hingewiesen worden: gleichzeitig 
welch mesquine Politik! Man will Europa schaffen, 
aber sagt: Zuerst muß ich noch das Röchlingsche 
Stahlwerk in Völklingen bekommen! Das ist doch 
eigentlich eine Politik, in der wir die europäische 
Größe nicht ohne weiteres entdecken können. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Aber man muß vielleicht noch eins idazu sagen. 
Herr Kollege Leverkuehn, Sie haben über die fran-
zösischdeutsche Zusammenarbeit bei 50 : 50 %-Be-
teiligungen gesprochen. Ach, Herr Kollege D r. Le-
verkuehn, ein so kluger, weitagereister Mann wie 
Sie muß doch wissen, wozu diese Fifty-Fifty-Betei-
ligungen schon so oft geführt haben. Sie kennen 
sicherlich die Wirtschaftskarten — ich habe sie hier, 
ich stelle sie Ihnen gern zur Verfügung —, aus 
denen sich die  Liquidierung — wunderbares Wort, 
dieses liquider, es kommt so oft vor! — der 
deutschen Beteiligungen in den letzten 120 Jahren 
ergibt. Schauen Sie sich diese Karten an,  wie das 
mal soaussah und wie Schritt für Schritt — es be-
ginnt unter Napoleon III. — diese 50 : 50-Beteili-
gungen ausschließlich französisch geworden sind. 
Und ich fürchte, wenn wir nicht sehr achtgeben — 
eine Aufgabe dieses Parlaments! —, daß sich die 
50:50-Beteiligung in  Völklingen, dieses Gleich-
gewicht, nicht sehr lange halten wird, daß ein 



2. Deutscher Bundestag — 81. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Mai 1955 	 4473 
(Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein) 
Übergewicht zu der Seite hin entstehen wird, die 
ja heute bereits und noch immer — leider Gottes — 
politisch das  Übergewicht im Saargebiet hat. Wel-
che Garantie ist gegeben, daß aus dem deutschen 
Anteil nicht auch nur ein einziges Prozent in fran-
zösische Hände kommt, wodurch sie die Majorität 
hätten? 

Es ;gibt vinkulierte Namensaktien, wie man hört, 
die wohl zum Schutze gegen Röchling ausgegeben 
wurden, nicht zum Schutze gegen Frankreich. Wir 
leben in einer Zeit eigenartiger Begriffsverwirrun-
gen in  Deutschland. Wenn man diese Namensaktien 
so vinkulieren könnte, daß sie nicht auf die andere 
Seite hinüberkönnen das ist wohl aktienrecht-
lich nicht möglich —, dann wäre der Sache wahr-
scheinlich besser gedient. 

Dias Wichtigste scheint mir aber zu sein, daß in 
diese Diskussion schon beim Abschluß der Option 
und in  der Ludwigshafener Rede und auch sonst 
die Sorge um Europa hineingetragen wurde. Frage: 
Kann man Europa schaffen durch Preisgabe der 
europäischen Rechtsordnung? 

(Abg. Arnholz: Sehr gut!) 

Nehmen Sie das Recht weg von  Europa, und was 
bleibt übrig? Das ist keine Verständigung, was da 
geschehen ist.  Das schafft neue Konflikte. 

(Abg. Arnholz: Sehr wahr!) 

Wenn gestern über die Souveränität gesprochen 
wurde --- Herr Kollege Atzenroth hat mit Recht 
darauf hingewiesen —, was soll man heute sagen? 
Es ist eine Belastung der Außenpolitik eingetre-
ten, so wie seit dem Abschluß jenes Saarvertrages 
mehr Disput über die Saar entstanden ist als in 
langer Zeit vorher. Ich darf noch einmal Bismarck 
zitieren, daß sich Fehler in der Außenpolitik nicht 
sofort auswirken, daß die Achivi qui plectuntur, 
das Volk, das weint, diejenigen, die die Folgen zu 
tragen haben, nicht immer die Zeitgenossen derer 
sind, die die Fehler begangen haben. 

Die Option, die auf so eigenartiger Weise erzielt 
wurde, läuft bis zum 15. Juni. Noch ist es vielleicht 
nicht zu spät, einen schweren Fehler wiedergut-
zumachen. Der Weg ist gegeben; er ist sogar schon 
während der Verhandlungen in Paris angedeutet 
worden. Der Weg bestünde in  der Anrufung eines 
internationalen Gerichtshofs zur Feststellung der 
Grundlagen und der  Höhe der sogenannten Repa-
rationshypothek. Wird dieser Weg beschritten, dann 
ruht meiner Meinung nach die deutsch -französische 
Verständigung auf einer viel sichereren Grundlage 
als jetzt, und kommende Geschlechter werden nicht 
wieder für etwas büßen müssen, was von den Heu-
tigen getan wurde und worauf sie keinen Einfluß 
hatten. 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Walz. 

Walz (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wie Ihnen bekannt ist, gehöre 
auch ich zu denjenigen, die nicht immer mit ge-
wissen Regelungen an der Saar einverstanden 
waren und es auch nicht sein konnten. Ich gehöre 
auch jetzt mit zu denjenigen, die nicht direkt be-
geistert werden konnten, als sie davon hörten, 
daß sowohl die Familie Röchling ihren bisherigen 
Standpunkt aufgegeben als auch die Bundesregie-
rung nachgegeben hatte. 

Obwohl ich nicht über die Unterrichtung von 
seiten der Familie Röchling verfüge wie mein Vor-
redner, weiß ich doch, daß die Familie Röchling 
gerade in den letzten Jahrzehnten sehr viel für das 
Deutschtum an der Saar getan hat und auch jetzt 
noch dazu bereit gewesen wäre, für das Deutsch-
tum einzutreten. Ich glaube, wir würden einen 
ganzen großen Fehler begehen, wenn wir jetzt 
letztlich vielleicht die Familie Röchling dafür ver-
antwortlich machen würden, daß diese Regelung 
zustande kam. Ja, in gewisser Beziehung, glaube 
ich, hat die Familie Röchling verhindert, daß bei 
den Röchling-Werken eine sogenannte Mehrheits-
beteiligung in französischem Sinne zustande kam. 
Es gibt — das muß in diesem Hohen Hause be-
kanntgegeben werden — deutsche Firmen, die in 
den vergangenen Jahren für saarländische Un-
ternehmen eine Mehrheitsbeteiligung eingeräumt 
haben. Daran ist aber das Deutschtum an der 
Saar nicht zugrunde gegangen. Im Gegenteil, wir 
stellen fest, daß sich gerade in der letzten Zeit 
eine durchaus befriedigende psychologische Ent-
wicklung für Deutsche an der Saar bemerkbar 
macht. Daß sich heute Röchling-Arbeiter und Wirt-
schaftler an der Saar dazu entschließen, z. B. in 
einer großen Veranstaltung in Völklingen mit 
einer Beteiligung von etwa 1500 Leuten das Eigen-
tumsrecht für die Familie Röchling zurückzufor-
dern, ist gegenüber dem an der Saar herrschenden 
System schon ein ganz großer Fortschritt, und es 
gehörte dazu schon ein gewisser Mut. 
Ich führe diesen letzten Vorgang einerseits auf 

das unzweifelhaft vorhandene hohe nationale An-
sehen der Röchlingschen Familie zurück. Anderer-
seits wird es nicht nur Liebe zur Familie Röch-
ling gewesen sein, sondern auch das große Ver-
trauen in die unternehmerische Leistung der Fa-
milie Röchling und vor allen Dingen das große 
Vertrauen, daß es den Bemühungen der Familie 
Röchling gelingen werde, zu vermeiden, was im-
mer noch als eine ganz große Gefahr über uns 
allen an der Saar schwebt: daß zum Nachteile 
ausgesprochen saarländischer wirtschaftlicher In-
teressen irgendwelche französischen Interessen in 
den Vordergrund gerückt werden; daß gerade die 
Familie Röchling eine solche Entwicklung verhin-
dert und damit die Existenz von etwa 13 000 Röch-
ling -Arbeitern und -Angestellten gesichert hätte; 
daß also diese dominierende wirtschaftliche Posi-
tion dem Saargebiet erhalten würde. Aber daran 
wird das Deutschtum an der Saar schließlich nicht 
scheitern. Ich glaube, daß der jahrelange Kampf 
der Familie Röchling und jetzt diese Regelung uns 
die Möglichkeit geben, eine ausgesprochene fran-
zösische Mehrheitsbildung, zunächst bei Röchling 
und vielleicht im Laufe der Entwicklung auch in 
der übrigen saarländischen Wirtschaft, zu verhin-
dern bzw. zu korrigieren. 
Gestatten Sie mir, daß ich nun noch auf fol-

gendes hinweise: Durch diese Regelung ist jetzt 
zum ersten Male wieder deutscher Einfluß, und 
zwar auf dem wirtschaftlichen Sektor, an der Saar 
erreicht worden. Obwohl ich, wie Sie gehört 
haben, sehr kritisch zu dieser Regelung stehe, 
neige ich zu der Auffassung, daß praktisch — juri-
stisch will ich das nicht beurteilen und dies den 
Juristen überlassen --- ein ganz großer Erfolg der 
deutschen Politik darin liegt , jetzt gerade bei die-
sem größten deutschen Hüttenwerk an der Saar 
wieder deutschen Einfluß ermöglicht zu haben. 
Daran möchte ich gewisse Hoffnungen für die 

Zukunft knüpfen. Ich glaube, daß es uns durch 
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(Walz) 
unsere aufrichtigen Bemühungen um deutsch-fran-
zösische Verständigung vor allem an der Saar und 
durch unsere aufrichtigen europäischen Bemühun-
gen in nicht allzu ferner Zeit gelingt, Frankreich 
von seinem Mißtrauen uns gegenüber zu befreien 
und eine Saarregelung in unserem Sinne herbei-
zuführen, die ein Akt der Versöhnung sein und 
die die europäische Zusammenführung aller in 
Europa erheblich begünstigen würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Gille. 

Dr. Gille (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es liegt nicht der geringste An-
laß vor, in dieser Stunde, in der wir uns im Deut-
schen Bundestag mit dem Für und Wider dieser 
Einigung bezügich der Röchling-Werke befassen, 
irgendwie Freude, Genugtuung oder Befriedigung 
zu empfinden. Ich möchte hoffen, daß auch die 
Bundesregierung nicht etwa den Eindruck vermit-
teln will — ich habe das aus den Worten des Herrn 
Bundeskanzlers nicht entnommen —, daß die Bun-
desregierung das, was dort abgesprochen ist, als 
eine Ideallösung empfindet. Es bleibt doch ein er-
heblicher Rest an Peinlichkeit übrig, wenn man 
versucht, ganz nüchtern an die Regelung heranzu-
gehen. Gewissermaßen fünf Minuten vor zwölf 
sind das Besatzungsrecht und alle aus diesem Recht 
herausgewachsenen unklaren Positionen noch ein-
mal eingesetzt worden, um einseitig einen Stand-
punkt der französischen Regierung durchzusetzen, 
fünf Minuten vor zwölf, nachdem doch bei den 
verschiedensten Gelegenheiten von französischen 
Politikern und hier im Deutschen Bundestag be-
sonders nachhaltig immer wieder der europäische 
Geist, der Wille zu europäischer Zusammenarbeit 
demonstriert und ausgedrückt worden ist. 
Das politische Tauziehen zwischen Frankreich 

und der Bundesrepublik an der Saar war schon 
peinlich genug. Ich finde, nachdem nun noch ge-
schäftliche Interessen in einer Größenordnung von 
mehreren Hundert Millionen dabei eine Rolle spie-
len, ist weder die Kräfteverteilung, sind weder die 
Fronten klarer geworden, noch ist etwas von  der 

 Peinlichkeit dieses Tauziehens von uns genommen 
worden. 

Ich empfinde nicht die  Legitimation,  irgend 
etwas über das Wirken der Familie Röchling in der 
Vergangenheit zu sagen. Ich meine, es trifft schon 
zu, was hier von mehreren Rednern zum Ausdruck 
gebracht wurde, daß der Name Röchling von der 
Saar, von der Saarwirtschaft, aber auch von der 
Deutscherhaltung der Saar in der Vergangenheit 
einfach nicht wegzudenken ist;  das ist eine Einheit. 
'Sehr klar hat nach meiner Auffassung Herr 
Dr. Mommer zum Ausdruck gebracht, daß die deut-
sche Position in dieser Frage von zwei Instanzen 
aus hätte gewahrt werden können, einmal von  der 

 Familie Röchling als dem Inhaber und rechtmäßi-
gen Eigentümer der Betriebe und zweitens von der 
Bundesregierung. Insoweit, Herr Mommer, haben 
Sie, glaube ich,  die Dinge durchaus klar und rich-
tig ausgedrückt. Ich möchte noch hinzufügen, daß 
der deutsche Standpunkt am besten vertreten 
worden wäre, wenn es gelungen wäre, diese bei-
den Instanzen zu einer festen Einheit mit  einheit-
lichem Plan und einheitlichem Ziel zusammenzu-
bringen. Wir können wohl feststellen, daß diese 
Voraussetzung nicht geschaffen worden ist. Es ist  

sehr schwer zu beurteilen, ob das ein Verschulden 
der einen oder der anderen Seite war. Meine poli-
tischen Freunde bedauern, daß dieser Versuch 
nicht schon sehr frühzeitig gemacht worden ist. 
Denn daß die Situation eines Tages so sein würde, 
wie sie nachher in den letzten Apriltagen in Bonn 
gewesen ist,  das war doch auch ohne besondere 
Prophetengabe wenigstens schon seit einigen Mo-
naten vorauszusehen. 

Über eines ist doch nicht hinwegzukommen — 
und davon hat mich auch manches lobende und 
anerkennende Wort, das über die Familie Röchling 
gesagt worden ist, nicht abbringen können —: es 
ist doch nicht ernstlich zu bestreiten, daß die Fa-
milie Röchling etwa vor einem Jahr, ich glaube, 
im April 1954, für eine mehrmonatige Dauer ein 
Optionsrecht an eine Schweizer Bankgruppe gege-
ben  hat.  Wenn nun gesagt wird, dabei sei nicht zu 
erkennen gewesen, daß diese Schweizer Bank

-

gruppe die Möglichkeit gehabt habe, dieses Options-
recht weiterzureichen und von einer kapitalisti-
schen Gruppe rein französischer Zusammensetzung 
erfüllen zu lassen, so kann, verehrter Prinz zu 
Löwenstein, diese Entschuldigung doch nicht ernst-
lich entgegengenommen werden. Die Tatsache ist 
doch nicht zu bestreiten, daß die Familie Röchling 
— und, wenn ich recht orientiert bin, ohne mit  der 

 Bundesregierung etwa Absprache zu treffen, ohne 
¡die Bundesregierung darüber zu orientieren; ich 
bitte, mich zu berichtigen, wenn meine Informa-
tionen nicht zutreffen — dieses Optionsrecht gege-
ben hat — und damit war doch die Gefahr in 
unmittelbare Nähe gerückt —, ohne daß der zweite 
Partner, der die Verpflichtung hatte, den deut-
schen Standpunkt zu wahren, nämlich die Bundes-
regierung, in dieser Situation irgend etwas hätte 
machen können. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Gille (GB/BHE): Bitte schön! 

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein (FDP): Herr 
Kollege Dr. Gille, Sie sagten, die Bundesregierung 
sei über diese Verhandlungen mit der Schweizer 
Bank bezüglich der Option nicht informiert ge-
wesen. Darf ich die Frage stellen, ob Sie über die 
Besprechungen, die zwischen den Vertretern der 
Familie Röchling und den Vertretern der Bundes-
regierung darüber stattgefunden haben, noch keine 
Nachricht erhalten haben. 

Dr. Gille (GB/BHE): Ich darf Ihnen darauf ant-
worten. Ich habe mit Angehörigen der Familie 
Röchling nicht sprechen können, sondern ich be-
ziehe mich auf Informationen — aber ich nehme 
an, daß Herr Professor Hallstein dazu etwas wird 
sagen können —, Informationen, die von seiten der 
Bundesregierung stammen und denen — bisher 
jedenfalls — keiner ernstlich widersprochen hat, 
daß die deutsche Bundesregierung über das beab-
sichtigte Optionsrecht nicht vorher unterrichtet 
worden ist. Wenn Sie etwas anderes dazu wissen, 
— ich kenne allein diese Informationen. 

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein (FDP): Die 
deutsche Bundesregierung war in allen Einzel-
heiten und von Anfang an über diese Verhand-
lungen informiert. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
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Dr. Gille (GB/BHE): Darauf kann ich nicht ant-
worten, verehrter Prinz zu Löwenstein. Das wird  
vielleicht Herr Staatssekretär Hallstein tun. Ich  
gehe jedenfalls bei meinen Betrachtungen — und  
dies sind auch die Betrachtungen meiner politi-
schen Freunde — davon aus, daß die Information,  
die mir geworden ist, tatsächlich zutrifft. Aber  
bitte, das war Vergangenheit, diese Gefahr ist  
glücklich an uns vorübergegangen.  

Wie war aber nun die Situation in den Verhand-
lungen Ende April? Ich will sehr ernstlich prüfen,  
ob die Bundesregierung tatsächlich alles getan hat,  
was ihr zu tun oblag. Das Ergebnis ist unerfreu-
lich. Es ist kein Grund, hier etwa über einen poli-
tischen oder diplomatischen Erfolg zu triumphieren  
und sich zu freuen.  

(Abg. Arnholz: Sehr wahr!)  
Das Ergebnis ist unbefriedigend. Aber von dieser  
Feststellung ist ja noch ein weiterer Schritt bis zu  
der Frage: Was hätte die Bundesregierung in die-
ser Situation nach all dem, was in der Vergangen-
heit nun einmal geschehen war, noch tun können?  
Hierzu bitte ich noch um eine Auskunft. Das  

Optionsrecht über 200 Millionen DM oder 200 Mil-
lionen Schweizer Franken war von der Familie 
Röchling zu gleichen Teilen an die französische Re-
gierung und an die Regierung der Bundesrepublik 
gegeben worden. Wenn nun die Bundesregierung 
hier nein gesagt hätte, bestand dann irgendeine 
Aussicht oder auch nur eine gewisse Wahrschein-
lichkeit, daß das Optionsrecht, das jetzt neu ge-
geben wurde, seitens der Familie unter allen Um-
ständen unterblieben wäre? Ich weise darauf hin, 
daß diese Frage deshalb berechtigt ist, weil ja ein 

 halbes oder ein Jahr früher einmal eine solche Si-
tuation geschaffen war. Es ist also keine Unter-
stellung und kann nicht ohne weiteres zurückge-
wiesen werden. 

Wir kommen dann zu der weiteren Frage: Was 
hätte Frankreich dann tun können? — Ich neige 
auch der Auffassung zu, daß Frankreich wahr-
scheinlich einiges hätte tun können, aber wahr-
scheinlich nicht mehr eine Lösung allein vom 
Machtstandpunkt aus. Ich möchte meinen, daß dazu 
die Situation in Europa doch zu weit gediehen war. 
Es ist ja merkwürdig, daß die Verflechtung 
privatrechtlicher Verhältnisse, noch dazu in einer 
derartigen Größenordnung, das europäische Ge-
wissen viel schärfer gemacht hat, als das ansonsten 
der Fall war. Ich möchte also auch meinen, daß 
die Drohung, die Frage mit Gewalt zu lösen, wahr-
scheinlich für die französische Regierung praktisch 
nicht mehr zu verwirklichen war. 

(Zuruf von der Mitte: Eine Verzögerung 
wäre schon genug gewesen!) 

— Ich möchte auch meinen, daß das wahrscheinlich 
die Antwort sein wird. 

Ich halte es aber für gut und für richtig, daß 
der Deutsche Bundestag, nachdem diese Verein-
barungen zustande gekommen sind, in dieser Deut-
lichkeit und Klarheit seitens wohl aller Parteien, 
wenn auch der Ton und die Nuance verschieden 
war, der deutschen und europäischen Offentlich-
keit gesagt hat, daß wir uns unter dem Geist 
europäischer Zusammenarbeit wahrlich etwas an-
deres vorstellen, als was sich noch in den letzten 
Stunden in diesen Absprachen offenbart hat. 

(Zustimmung beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Das kann kein Fehler sein. Ich glaube, das sollten 
gerade diejenigen laut und deutlich betonen — und 
sie haben auch ein Recht dazu, das so laut und 
deutlich zu sagen —, die bereit waren, manches 
andere an kaum zumutbaren Voraussetzungen zu 
schlucken, wenn ich mich so volkstümlich ausdrük-
ken darf, und mit in Kauf zu nehmen, um den 
Weg für eine gute europäische Zusammenarbeit 
zu bahnen. 

Im gegenwärtigen Augenblick empfinde ich es 
aber nicht als besonders glücklich — einer der 
Herren hat es schon angedeutet —, nachdem nun-
mehr eine wirtschaftliche Zusammenarbeit an einer 
konkreten Aufgabe vor uns liegt, am Anfang die-
ser gemeinsamen Aufgabe nichts ,anderes zu tun, als 
all die Bosheiten und Gehässigkeiten aufzuzählen, 
die ein untreuer  Vertragspartner auf diesem Ge-
biet zu tun in der Lage ist. Selbstverständlich kann 
Ihnen niemand diese Dinge widerlegen. Der Weg 
bis Europa ist sicherlich weit, und wir wissen auch, 
daß er mit Hindernissen mannigfachster Art ge-
pflastert ist. Ich meine, aus dieser Situation sollte 
man nunmehr ehrlich, wenn auch mit allem inne-
ren Vorbehalt oder besser mit aller inneren Vor

-

sicht der  die  Lösung der gemeinsamen Aufgabe  
herangehen. Wir können eigentlich in diesem 
Augenblick nicht nur unserer deutschen Sache, son-
dern auch der Sache Europas keinen anderen 
Wunsch und keine andere Hoffnung mit auf den 
Weg geben, als daß es trotz aller schwarzen Pro-
gnosen und düsteren Aussichten doch noch gelingt, 
vielleicht gerade an diesem konkreten Beispiel ein-
mal zu zeigen, daß es nicht nur ein leerer Traum 
und eine leere Illusion ist, wenn wir so oft und so 
nachhaltig von deutsch-französischer Zusammen-
arbeit sprechen. Vielleicht — möge die Entwick-
lung so laufen — wird dann in absehbarer Zeit 
manches von den berechtigten Befürchtungen, die 
heute hier vorgebracht worden sind, sich nicht er-
füllen. 

Ich darf wiederholen, Herr Staatssekretär: ich 
wäre dankbar, wenn Sie uns zu der speziellen 
Frage, die ich gestellt habe, eine Erklärung ab-
gäben. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Das Wort hat 
der Staatssekretär des Auswärtigen. 

Dr. Hallstein, Staatsekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich antworte auf die beiden Fragen, die ausdrück-
lich an mich gerichtet worden sind. 

Die erste Frage lautete, ob es zutrifft, daß wir 
von der Erteilung der Option durch die Eigen-
tümer des Werkes Völklingen an die Schweize-
rische Kreditanstalt vor oder nach der Erteilung 
dieser Option unterrichtet worden sind. 

(Vizepräsident Dr. Schneider über

-

nimmt den Vorsitz.) 

Die Antwortet lautet: Nach der Vereinbarung 
der Option! 

(Hört! Hört! beim GB/BHE.) 

Erst in diesem Augenblick wurde der Bundesregie-
rung auch bekannt, daß hinter der Schweizerischen 
Kreditanstalt eine französische Gruppe, und zwar 
die Gruppe Schneider-Creuzot, stand. 

(Hört! Hört! in der Mitte und rechts.) 
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(Staatssekretär Dr. Hallstein) 
Die zweite Frage lautete: Was würde die Folge 

gewesen sein, wenn die Bundesregierung die 
solution de force nicht über dieses Werk ergehen 
lassen wollte? Würde dann insbesondere die Ge-
fahr bestanden haben, daß eine Option zugunsten 
der französischen Regierung allein begründet wor-
den wäre? 

Die Antwort lautet: Ja,  dies  wäre in der Tat die 
Gefahr gewesen. Die Situation, vor der wir uns 
befanden — und ich darf damit gleichzeitig die 
Entscheidung der Bundesregierung in dieser spe-
ziellen Frage rechtfertigen — war diese: Es be-
stand die Gefahr einer solution de force. Die 
Familie Röchling war bereit, diese solution de 
force über sich ergehen zu lassen, aber nur unter 
der Bedingung, daß die Bundesregierung sie deckte 
gegen das Risiko, das darin lag, und zwar deckte 
bis zur Höhe der Chance, für 200 Millionen 
Schweizer Franken das ganze Werk verkaufen zu 
können. 

Die Frage, vor der die Bundesregierung stand, 
war also folgende. Ein Risiko oder eine Aufwen-
dung in Höhe von 200 Millionen Franken oder 
eines Anteils daran war unter. allen Umständen 
unvermeidlich. War es in dieser Lage besser, das 
Risiko der solution de force zu laufen? Hier muß 
ich sagen: in diesem Risiko der solution de force 
lag die Gefahr, daß das ganze Werk in französische 
Hände geriete. 

(Abg. Dr. Menzel: Es lebe der neue 
europäische Geist!) 

— Das ist nicht eine Frage des europäischen 
Geistes, Herr Abgeordneter Menzel, sondern das 
ist eine Frage der Rechtslage. 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Dr. Menzel: 
„Force" hat nichts mit Recht zu tun, 

„force" heißt Gewalt!) 

— Die Rechtslage ist in dieser Frage des Rechts 
des Sequesters, das Unternehmen zu veräußern, 
leider nicht so günstig gewesen, wie hier von eini-
gen Rednern, die in der Diskussion gesprochen 
haben, unterstellt worden ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Diese Frage ist auch nicht — um dieses Mißver-
ständnis zu bereinigen — identisch mit der Frage 
der rechtlichen Begründetheit der französischen 
Reparationsansprüche. Das ist eine völlig andere 
Frage, eine Frage übrigens, in der die Haltung der 
Bundesregierung ja bekannt ist. 

Ich will nicht ins Detail jener Rechtsfrage ein-
gehen. Bei der Bewertung der Chance, gegen eine 
solution de force anzugehen, mußte selbstver-
ständlich auch die Frage eine Rolle spielen, ob 
eine Instanz, ein Richter gefunden werden konnte, 
vor dem wir unsere etwa entgegengesetzte Rechts-
auffassung vertreten konnten. 

Auf der anderen Seite stand die Möglichkeit, 
sich an der Option, die zu erwerben die französi-
sische Regierung bereit war und die der franzö-
sischen Regierung zu gewähren die Familie Röch-
ling bereit war, zur Hälfte zu beteiligen. Bei der 
Bewertung dieser Alternative hat es die Bundes-
regierung für richtig gehalten, die zweite Lösung 
vorzuziehen, und ich glaube, niemand, der die 
Tatsachen so sieht, wie sie sind, kann finden, daß 
die Bundesregierung dabei unrichtig gehandelt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. Lütkens (SPD): Eine Frage, Herr Präsident! 
Darf ich eine Frage an den Herrn Staatssekretär 
stellen? 

(Widerspruch in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Entschuldigen Sie, 
Herr Abgeordneter, der Herr Staatssekretär ist ja 
nicht mehr am Rednerpult. Aber wenn er Ihnen 
eine Frage gestattet, habe ich nichts dagegen. 

Dr. Lütkens (SPD): Meine Frage ist die folgende. 
Es scheint, daß der Versuch gemacht wird, ein 
gewisses Dunkel über die Frage zu verbreiten, 
wann die Regierung von dem von der Familie 
Röchling erteilten Optionsrecht erfahren hat. Wie 
man gehört hat, ist das Optionsrecht im April 1954 
gegeben worden. Ich wäre dem Herrn Staats-
sekretär dankbar, wenn er dem Hohen Hause mit-
teilte, wann die Regierung von dem Optionsrecht 
über 200 Millionen an eine Schweizer Bank Kennt-
nis erhalten hat. Ich weise darauf hin, daß die 
Regierung im Oktober 1954 Mitteilungen gemacht 
hat, aus denen hervorging, daß sie davon wußte. 

(Abg. Kunze [Bethel] : Hat sie eben gesagt!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Staatssekre-
tär! 

Dr. Hallstein, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amtes: Ich nehme an, Herr Abgeordneter, daß Sie 
nicht im Saale waren, als ich die Frage des Herrn 
Abgeordneten Prinz zu Löwenstein beantwortete. 

(Zuruf von der SPD: Die haben Sie nicht 
beantwortet!) 

— Es war dieselbe Frage, die er gestellt hat: wann 
die Bundesregierung von der Erteilung der Option 
erfahren habe. 

(Abg. Kunze [Bethel] : Nachher!) 

Dr. Lütkens (SPD): Die Frage bezieht sich auf 
den Zeitpunkt. Ich frage: Wann, zu welchem Zeit-
punkt, hat die Bundesregierung von dem von der 
Familie Röchling erteilten Optionsrecht erfahren? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Die Frage ist 
doch beantwortet! — Gegenrufe von der 
SPD: Dann wäre es doch ein Leichtes, zu 
wiederholen! — Sie ist nicht beantwortet!) 

Dr. Hallstein, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amtes: Nachdem diese Option vereinbart war. 

(Zuruf von der SPD: Aber wann?) 

— Ach, Sie wollen das Datum wissen. 

(Abg. Lütkens: Zu welchem Zeitpunkt?) 
— Am 21. April 1954. 

Dr. Lütkens (SPD): Also unmittelbar nach der 
Erteilung der Option? 

Dr. Hallstein, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amtes: Unmittelbar danach. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete von Merkatz. 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Meine Fraktion hat zunächst 
gezögert, überhaupt zu diesem Fragenkomplex 
Stellung zu nehmen, weil wir der Bundesregie-
rung für ihr Verhalten und für die Führung der 
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Geschäfte in dieser Frage keinen Tadel ausspre-
chen können. Nachdem die Diskussion aber einige 
prinzipielle Fragen aufgeworfen hat, sehe ich mich 
genötigt, folgendes vollkommen klarzustellen; und 
ich glaube, das ist die Auffassung des ganzen 
Hauses. 
In dieser Regelung — ich bin besonders davon 

beeindruckt, daß unser Kollege Walz, wenn auch 
mit sehr großen inneren Reserven, die ich gespürt 
habe, sagt, sie sei ein Weg, den man nun gehen 
müsse — liegen prinzipielle Verletzungen von 
Rechten, die wir nicht unwidersprochen lassen 
können. Einmal ist das Recht des Eigentums, zum 
andern ist das Recht auf die Heimat verletzt. Das 
sind zwei Tatsachen, die festgestellt werden müs-
sen; darum kommt man nicht herum, und das soll 
man auch nicht beschönigen. Das ist aber, wie 
gesagt, kein Tadel, den ich der Bundesregierung 
ausspreche. 

Ich möchte eines deutlich machen. Diese Pro-
bleme, die sich nun in den letzten Ausläufern des 
politischen Erdbebens zeigen, sind alle aus einer 
falschen und schlechten Rechtsvorstellung erwach-
sen. Daß man den Besiegten unter Verletzung 
klarer rechtlicher Prinzipien so wie geschehen be-
handeln konnte, das gehört alles noch zu den Aus-
läufern der Situation, die durch die Niederlage 
Deutschlands und seine Zerschlagung zustande ge-
kommen ist. 

Unsere Regierung und auch wir als Koalition 
haben die Verantwortung dafür getragen und uns 
darum bemüht, an die Stelle dieser Rechtsverwir-
rung, die in den Jahren 1949, 1950, 1951, 1952 noch 
sehr deutlich war und die heute noch nicht ganz 
überwunden ist — ich möchte nur die Stationen 
unseres Weges an Ihrem Auge vorüberziehen las-
sen —, an die Stelle dieses Sieger- und Besiegten-
denkens die Möglichkeit einer Neuordnung Euro-
pas im Wege der Verständigung zu setzen, das 
heißt, dieses ganz verderbliche Denken zu be-
endigen und an seine Stelle ein Denken zu setzen, 
das den Frieden und die Zusammenarbeit in der 
Zukunft gewährleistet. 

(Sehr gut! rechts und in der Mitte.) 

Das ist der Sinn unserer Politik. Aber das 
entbindet uns natürlich nicht von der Feststel-
lung, daß es der Regierung nach den Umstän-
den nicht gelingen konnte, die Verletzung des Ei-
gentumsrechts und die Verletzung des Heimat-
rechts einer hochverdienten Familie abzuwehren. 

Die Familie Röchling hat nicht nur für das Ge-
biet an der Saar, sondern überhaupt für den deut-
schen Namen einen guten Ruf erworben. Man kann 
ihrer hier nur mit Dankbarkeit und Achtung ge-
denken. Ich muß sagen, daß es eine patriotische 
Haltung ist — daran soll man in diesem Hause 
nicht mäkeln —, daß sie bis zum Letzten um ihr 
Recht gerungen hat, daß sie dann aber auch den 
Weg zu ermöglichen versucht hat, den die Bun-
desregierung schließlich gegangen ist. Niemand ist 
im Stich gelassen worden. Weder ist die Familie 
Röchling von der Bundesregierung im Stich gelas-
sen worden, noch hat die Familie Röchling die 
Bundesregierung im Stich gelassen. Das sind keine 
Wertungen, unter denen man den Ablauf über-
haupt betrachten darf. 

Wir stehen gewiß mit dem gleichen Schmerz 
wie alle einem solchen Endergebnis gegenüber; 
aber wir müssen auch bejahen, daß man einen 
Weg gefunden hat, der aus dieser Rechtssphäre des 

Siegers und Besiegten herausführen kann, um zu 
neuen Grundlagen vorzustoßen. Wir wollen diese 
Regelung nicht gerade beschönigen. Das liegt kei-
neswegs im deutschen Interesse. Wir hoffen aber, 
daß gerade aus diesem Fall und seiner Diskussion 
nicht nur bei uns, sondern in der Welt, in Eu-
ropa die Einsicht erwächst, welche Methoden man 
nicht anwenden darf und was den europäischen 
Gedanken zu töten und was ihn andererseits zu 
verwirklichen geeignet wäre. Vielleicht denkt man 
über diesen Tatbestand allgemein in der Welt 
etwas nach und wird dabei erkennen, daß die 
deutsche Regierung und die deutschen Parteien, 
die den Kurs der Regierung gestützt haben, an die 
äußerste Grenze ihrer Bemühungen gegangen sind, 
um ein negatives Denken durch ein positives Den-
ken abzulösen. 

(Beifall bei der DP und in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter 
Prinz zu Löwenstein! 

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein (FDP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
der historischen Korrektheit wegen eine kleine Er-
gänzung zu dem machen, was der Herr Staatssekre-
tär vorgetragen hat. Es ist nämlich in diesem 
Hohen Hause der Eindruck entstanden, daß die  
Mitteilung der Option zwar erfolgt ist, aber doch 
in einem so späten Zeitpunkt, daß man  praktisch 
damit nur noch wenig anfangen konnte. Herr 
Staatssekretär, ich darf darauf hinweisen, daß die 
Bundesregierung — ich habe es schon in meinen 
Ausführungen vorhin erwähnt — durch einen Brief 
vom 28. Dezember 1953 über diese Option infor-
miert wurde. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Ich wiederhole meine Ausführungen: Es war ein 
Brief des Vorsitzenden des Familienverbandes 
Röchling, Dr. Sarazin, gerichtet an Herrn Vize

-

kanzler Blücher. Ich bin in der Lage, Ihnen daraus 
einiges zu zitieren. In diesem Brief wird auf die 
große Bedeutung für die Außenpolitik hingewiesen, 
die mit dem Völklinger Werk verbunden ist, also 
Ihr Ressort, Herr Staatssekretär. Weiterhin wird 
gesagt, daß bislang die Bundesregierung nicht 
Glauben geschenkt habe, wenn auf die Möglichkeit, 
plötzlich Entschlüsse fassen zu müssen, hingewiesen 
wurde. Hinter diesen Bemerkungen steht noch eine 
weitere Tatsache. Die Vertreter der Familie Röch

-

ling haben schon vor diesem Termin unzählige 
Male — ich kann mich nicht auf eine Zahl fest

-

legen, aber zwischen 20- und 30mal wird es ge

-

wesen sein — im Auswärtigen Amt vorgesprochen, 
(Hört! Hört! bei der SPD) 

um dort Informationen zu geben. 

(Zuruf von der SPD: Unerhört!) 

In diesem Brief wird ,darauf Bezug genommen und 
dann gesagt, daß jetzt der Augenblick gekommen 
sei, wo ein Entschluß gefaßt werden müsse, da eine 
Schweizer Großbank, Crédit Suisse, dieses Angebot 
gemacht habe. In demselben Brief wird — ich habe 
es vorhin schon zitiert — die Befürchtung ausge-
sprochen, daß eine französische Gruppe dahinter-
stehen könne. Dann kommt der Satz, den ich auch 
schon zitiert habe, nämlich daß man es begrüßen 
würde, nicht verkaufen zu müssen. 

Die Bundesregierung wird  in  demselben Brief 
gebeten, das  Risiko mitzutragen, und zwar im Be-
trage von 60 bis 80 Millionen DM, nicht in Bargeld, 
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sondern in Form einer Beteiligung — der alte Ge-
danke, der durch die ganzen Verhandlungen ging 
— an einem Unternehmen im Bundesgebiet, das 
in Bundesbesitz zurückübertragen würde, sobald 
Völklingen frei wird. Dann wird gesagt, daß das 
größere Risiko immer noch bei der Familie liege 
und daß — ich zitiere wörtlich — „ein solches Opfer 
keiner anderen privaten Gruppe zugemutet wurde". 

Man darf vielleicht noch hinzufügen, daß nach 
der Entnahme der 500 Millionen Franken, das sind 
6 Millionen DM, ;durch Herrn Thédrel die Familie 
Röchling zum erstenmal Antrag auf einen Remon-
tagekredit stellte, soviel ich weiß, datiert vom 
13. März 1953; ich kann das Datum im Augenblick 
nicht feststellen. Es handelt sich um einen Remon-
tagekredit auf Grund des eingetretenen Schadens, 
um im Bundesgebiet eine entsprechende Tätigkeit 
aufnehmen zu können. 

Schließlich kommt der sehr wesentliche, viel-
leicht entscheidende Punkt, daß die Bundesregie-
rung in diesem salomonischen Urteil den Franzo-
sen wenigstens 50 % — die Hälfte also — noch 
entrissen habe, weil das Werk sonst ganz in fran-
zösische Hände gefallen wäre. 

Ich berichte nach meinen Informationen einige 
historische Tatsachen: Am 22. März 1955 fand in 
Paris eine Besprechung statt. Anwesend waren 
Herr Grandval, Antoine Pinay und der Vertreter 
Röchlings in  Paris, Herr von Bose. Grandval greift 
bei dieser Besprechung Röchling scharf an und be-
hauptet, daß Röchling weitere geheime Verhand-
lungen führe, und zwar mit Schneider-Creusot. 
Diese Behauptung, die völlig aus der Luft ge-
griffen war, wird auf das schärfste dementiert. 
Hierüber gibt es einen Brief von Herrn von Bose 
an Pinay. In diesem Brief wird erklärt, daß keiner-
lei solche Verhandlungen stattfinden. 

Am 25. März wird Dr. Ernst Röchling nach Paris 
eingeladen und hat ein Gespräch mit Pinay. In  die-
sem Gespräch werden ihm drei Punkte zur Wahl 
vorgelegt: entweder Verkauf oder Gewährung einer 
Minderheitsbeteiligung für die Familie Röchling 
oder „solution de force". 
Was den Verkauf anbelangt, hat Pinay, wie er 

es in seinen eigenen Worten ausdrückt, ein besseres 
Angebot gemacht als das seinerzeitige schweizer-
ische, nämlich ein Angebot von ungefähr 230 Mil-
lionen Schweizer Franken. Ohne allzu sehr diplo-
matische Geheimnisse preiszugeben — ich bin der 
Meinung, die deutsche Öffentlichkeit hat ein Recht 
darauf, die Dinge zu erfahren — möchte ich mit-
teilen: Pinay hat sogar gesagt, er würde fast eine 
Kränkung Frankreichs darin sehen, wenn dieses 
Angebot nicht angenommen würde, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

nachdem doch einer schweizerischen Bank eine 
Option gegeben worden war: warum also einer 
schweizerischen Bank etwas anbieten, was man 
der französischen Regierung verweigere? 

Das zweite war der Vorschlag einer Minderheits-
beteiligung der Familie Röchling, was ebenfalls 
abgelehnt wurde. Das dritte, was aber durch das 
Ganze hindurchging, war  die Drohung mit der 
„ solution de force". Wir wollen doch ein etwas 
einfacheres deutsches Wort dafür nehmen: Gewalt-
anwendung; das ist es nämlich. Ich frage Sie in 
diesem Hohen Haus: wenn Sie ;als privater Ge-
schäftsmann Verhandlungen führen und  in  jedem 
Angebot, d as  man Ihnen macht, die Drohung mit 

Gewaltanwendung steckt, wie bezeichnen Sie ein  
solches Vorgehen? Die internationale Höflichkeit 
verbietet mir, an  dieser Stelle den juristischen 
Ausdruck zu gebrauchen. 

(Zuruf von der SPD: Erpressung! — Abg. 
Schröter [Wilmersdorf] : Das ist der frei

-

willige Zwang, den wir schon kennen!) 

— Der freiwillige Zwang, den wir kennen; ganz 
richtig! 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf] : Der ist ja 
schon von gewissen Herren erfunden 

worden!) 
— Ganz richtig! 

Man darf vielleicht zusammenfassend sagen, daß 
die Vertreter der Familie Röchling ein klares Nein 
geantwortet haben, daß sie nicht bereit waren zu 
verkaufen. Es stimmt also nach meinen Informatio-
nen nicht, daß die Familie Röchling den Franzosen 
eine solche Option eingeräumt habe. Es gibt hier-
über einen Brief,  in  dem zum Ausdruck gebracht 
wird, daß kein Angebot vorliegt, ein Brief vom 
12. April dieses Jahres. Darin steht weiter, daß 
Expertisen einzuholen sind, was die biens trans-
férables, die Höhe oder die Grundlage dieser For-
derungenanbelangt. 
Das ist vielleicht das Entscheidende, was gesagt 

werden mußte, abgesehen von einem letzten Punkt: 
die Abnahme des Risikos bei der Gewaltanwen-
dung.  Ich würde nichts Näheres ;darüber sagen, 
wenn nicht auch diese Angelegenheit politische 
Verwirrung anrichtete. Es ist schon richtig, daß 
Röchling eine Übernahme zumindest des Teilrisikos 
bei -der Gewaltanwendung erbeten hat, was ja 
eigentlich auch moralisch keineswegs abzulehnen 
ist. Ich möchte wissen, wo sich heutzutage die Mär-
tyrer in  solchen Scharen finden, daß man darauf 
mit dem Finger zeigen dürfte. Aber es ist auch 
etwas Sachliches dazu zu sagen.  Es lag das Angebot 
vor, Völklingen der Bundesregierung zu übertra-
gen und den Kampf um Välklingen im Auftrage 
und im Interesse der Bundesregierung zu führen, 
selbstverständlich unter der Garantie, die Werte 
des Bundesvermögens diesem zurückzugeben, so-
bald der Kampf entschieden ist. Wir können hier 
nicht darüber streiten — es wäre müßig —, ob 
dieser Rechtskampf siegreich und in absehbarer 
Zeit hätte ausgefochten werden können. Ich bin 

 der Meinung, ;daß es im Zeichen der europäischen 
Verständigung, von der wir soviel hören, Fr ank-
reich wohl doch nicht möglich gewesen wäre, bei 
dieser Gewaltanwendung zu verharren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Euler. 

Euler (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Wenn ich noch kurz das 
Wort ergreife, dann nur deshalb, um für Rege-
lungen der Zukunft, die noch offenstehen, einen 
Hinweis zu geben, dessen Bedeutung auf der Hand 
liegt. Wir sind alle daran interessiert, daß auf dem 
Boden der partnerschaftlichen Regelung, der je 
50% igen Beteiligung der Bundesregierung und der 
französischen Regierung an dem in ein neues Un-
ternehmen zu überführenden Hüttenwerk Völklin-
gen die Ausgestaltung der Leitung so erfolgt, daß 
der Grundgedanke der Partnerschaft auf eine faire 
Weise zur realen Durchführung gelangt. Wenn 
man aus den Verhandlungen gehört hat, daß es 



2. Deutscher Bundestag — 81. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Mai 1955 	 4479 
(Euler) 
die Bundesregierung für ratsam hielt, auf das fran-
zösische Verlangen einzugehen, den ersten Vor-
standsvorsitzer, der für fünf Jahre amtieren kann, 
den Franzosen zuzugestehen, dann wäre in die-
sen Verhandlungen an sich das deutsche Gegen-
verlangen völlig legitim gewesen, den ersten Auf-
sichtsratsvorsitzer für die entsprechende Zeit der 
deutschen Seite zuzugestehen. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Das ist einstweilen nicht vereinbart worden; aber 
die entsprechende Entscheidung ist noch zu fäl-
len. Deshalb sollte sich der Deutsche Bundestag 
das Verlangen gegenüber der Bundesregierung zu 
eigen machen, daß darauf beharrt wird, daß der 
Aufsichtsratsvorsitz der  deutschen Seite zufällt, 
so wie wir bereits das Zugeständnis gemacht ha-
ben, daß der erste Vorstandsvorsitzer der französi-
schen Seite zufällt. Dieses deutsche Verlangen ist 
völlig legitim. Es ist lediglich der Ausdruck der 
Auffassung, daß der Partnerschaftsgedanke auch 
in der Gestaltung der Leitung einen fairen Nie-
derschlag finden muß. Dieser Gedanke für die Zu-
sammensetzung der Leitung kann noch verwirk-
licht werden, wenn sich die Bundesregierung bei 
den weiteren Verhandlungen nicht davon abbrin-
gen läßt, daß es nur eine Komplettierung der bis-
herigen Regelung über den Vorstandsvorsitz zu-
gunsten der französischen Seite gibt, nämlich für 
die entsprechend lange Zeit, für die der französi-
sche Vorstandsvorsitzende amtieren wird, den Auf-
sichtsratsvorsitz der deutschen Seite zuzugestehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Staatssekretär Hallstein. 

Dr. Hallstein, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die neuen Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Prinz zu Löwenstein veranlassen mich, das, was 
ich vorhin vorgetragen habe, noch zu ergänzen. 
Ich habe den Eindruck, daß durch diese neuen 
Ausführungen ein Mißverständnis entstanden ist. 
Der Herr Abgeordnete hat von anderen Sachver-
halten gesprochen als ich. Ich möchte das aufklären. 

Man muß unterscheiden die Frage von Verhand-
lungen der Eigentümer von Völklingen überhaupt 
und die Frage dieser ganz konkreten, in  einer 
bestimmten Urkunde niedergelegten Option. Diese 
in einer ganz bestimmten Urkunde niedergelegte 
Option ist deshalb so wichtig, weil, wie der  Herr 
Bundeskanzler heute früh hier dem Hohen Hause 
mitgeteilt hat, die Option,  die  nunmehr der fran-
zösischen Regierung und  der  Bundesregierung ge-
meinsam gewährt worden  ist,  identisch ist mit 
dieser der  Schweizerischen Kreditanstalt erteilten 
Option. Die äußere Form der Optionserteilung am 
Abschluß des Besuches des Herrn französischen 
Außenministers war  die,  daß man nur in einer 
kleinen Mantelerklärung auf jene der Schweize-
rischen Kreditanstalt gewährte Option Bezug ,ge-
nommen und verwiesen hat. 

Etwas ganz anderes ist die Frage der Verhand-
lungen der Röchlings — wenn ich diese Bezeich-
nung benutzen darf — wegen eines Verkaufs von 
Völklingen. Diese Verhandlungen dauern schon 
länger, und über diese Verhandlungen im ganzen 
sind wir — das  möchte ich genau sagen — in fol-
gendem Umfang unterrichtet. 

Erstens. Nach unserer Kenntnis haben seit dem 
Herbst 1953 Verhandlungen zwischen Röchling 
und der französischen Gruppe Chatillon-Commen-
try stattgefunden. Nach unseren Informationen 
wurden diese Verhandlungen auf der Basis einer 
Beteiligung von 51 % für Chatillon-Commentry 
und 49 % für Röchling geführt. Röchling hielt die 
finanziellen Bedingungen dieser Verhandlungen 
für nicht günstig und hat die Verhandlungen nicht 
weiter verfolgt. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Die Bundesregierung war, ich sagte es schon, von 
diesem Hergang unterrichtet. 
Zweitens. Am 1. Februar 1954 wurde die Bundes-

regierung von Röchling unterrichtet, daß eine neue 
Kaufneigung, und zwar eine finanziell weit vor-
teilhaftere, vorliege über die Schweizer Kreditan-
stalt, nämlich eine Anregung von dort, eine Option 
zu 200 Millionen Schweizer Franken zu gewähren. 
Wer hinter der Schweizer Kreditanstalt stand, war 
damals nicht bekannt, jedenfalls der Bundesregie-
rung nicht. Wir waren auf Vermutungen ange-
wiesen. Diese Vermutungen liefen zeitweilig da-
hin daß eine luxemburgische Grupp e die eigent-
liche Trägerin ides Angebots sei. Es ist dann zwi

-

schen Röchling und der Bundesregierung darüber 
verhandelt worden, wie dieser Kauf vermieden 
werden könne. 

Drittens. Noch während diese Verhandlungen 
schwebten — also ehe es zu einem Abschluß dieser 
Verhandlungen gekommen war —, hat uns am 
21. April die Mitteilung überrascht, von der ich 
vorhin dem Hohen Hause Kenntnis gegeben habe, 
nämlich daß die Option gewährt sei. In diesem 
Augenblick auch erst wurde uns mitgeteilt, daß 
die französische Gruppe Schneider-Creusot nun-
mehr hinter diesem Angebot stand. Auch damals 
haben wir noch nicht den Wortlaut dieser Option 
erfahren; das geschah erst später. 

Dies ist der Sachverhalt. 

(Zuruf von der Mitte: Sehr interessant!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

(Zuruf.) 

— Herr Abgeordneter Mommer! 

Dr. Mommer (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich glaube, alle Anwesenden 
haben den Eindruck gehabt, daß es sich hier um 
ein sehr interessantes Kapitel europäisch-kapita-
listischer Politik handelt. Die Auskünfte, die wir 
bekommen haben, können uns nicht befriedigen. 
Es sind Tatsachen vorgebracht und Gegentatsachen 
angeführt worden, die kein abschließendes Urteil 
erlauben. Der Herr Bundeskanzler hat selber an-
gekündigt, daß er bestimmte Fragen, die an ihn 
gerichtet worden sind, im Auswärtigen Ausschuß 
beantworten will. Wir werden die Gelegenheit 
dann wahrnehmen, tiefer in diese interessante 
Materie einzudringen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Prinz zu Löwenstein. 

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein (FDP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
ganz kurz auf eine Bemerkung des Herrn Staats-
sekretärs betreffs der Gruppe Chatillon-Commentry 
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eingehen, was die Information oder Nichtinforma-
tion der Bundesregierung anlangt. In einer Un-
terredung, die am 1. Februar 1954 stattfand, hat 
der Anwalt der Familie Röchling, Dr. Kranzbüh-
ler, den Saarreferenten des Auswärtigen Amts, 
Herrn Dr. Thierfelder, über diesen aufgetauchten 
Plan informiert. Und zwar ging es nicht um 51 zu 
49 %, vielmehr bestand der Plan darin, Völklin-
gen einerseits mit 50 %  und andererseits die 
Gruppe Chatillon-Commentry in eine neue Gesell-
schaft ebenfalls mit 50 % einzubringen. Der Gene-
raldirektor der Gruppe Chatillon-Commentry, 
Monsieur Bureau, hat jedoch die französische Füh-
rung verlangt, was die Familie Röchling abgelehnt 
hat. 

Bei derselben Unterredung hat der Anwalt der 
Familie Röchling auch noch einmal auf die Schwei-
zer Gruppe und auf den Verdacht hingewiesen, 
daß die französischen Interessen dahinterstehen 
könnten. Es gab eine weitere Unterredung am 
6. April 1954: Dr. Rust vom Wirtschaftsministe-
rium, Dr. Thierfelder, Dr. Ophüls vom Auswär-
tigen Amt, Vertreter der Familie Röchling. Es war 
vorher gebeten worden, Herrn Staatssekretär Hall-
stein oder Herrn Dr. Blankenhorn informieren zu 
können. Herr Dr. Thierfelder hat bei dieser Un-
terredung — sechs Wochen nach der ersten — das 
Bedauern ausgedrückt, daß die beiden Herren bis 
jetzt keine Zeit gehabt haben. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Herr Dr. Thierfelder hat nach meinen Informatio-
nen in positiver Weise auf den damals vorgetra-
genen Plan Oh atillon-Commentry hingewiesen, 
nachdem er ausgeführt hatte, das Schweizer An-
gebot sei wohl nicht seriös gemeint, da die fran-
zösische Regierung nichts davon wisse. Das Ge

-
spräch fand zu diesem Punkt seinen Abschluß, 
als darauf hingewiesen wurde — ich glaube, von 
Herrn Dr. Kranzbühler —, daß die Gruppe Chatil-
lon-Commentry sowieso nicht mehr interessiert sei, 
da sie nun 200 000 t Drahtproduktion aus der 
Drahtstraße der demontierten Werke von Waten-
stedt-Salzgitter habe. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Bera-
tung zu Punkt 1, der damit gleichzeitig erledigt 
ist. Punkt 2 ist schon erledigt. 

Ich habe hier eine Notiz vorgefunden, worin ich 
gebeten werde, den Punkt 5 der heutigen Tages-
ordnung und auch den Punkt 6 vorzuziehen. Ich 
frage das Haus, ob es damit einverstanden ist. 
— Ich höre keinen Widerspruch. Dann verfahre 
ich so. 

Ich rufe auf Punkt 5 der heutigen Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über Leistungen zur Unterbringung von 
Deutschen aus der sowjetischen Besatzungs-
zone oder dem sowjetisch besetzten Sektor 
von Berlin (Flüchtlings-Notleistungsgesetz) 
(Drucksache 1210); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für Ge-
samtdeutsche und Berliner Fragen (35. Aus-
schuß) (Drucksache 1358). 
(Erste Beratung: 75. Sitzung.) 

Ich erteile das Wort der Berichterstatterin Ab-
geordneten Frau Dr. Brökelschen. 

Frau Dr. Brökelschen (CDU/CSU), Berichterstat-
terin: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Der Inhalt des vorliegenden Gesetzentwurfs ist in 
einem Satz umschrieben. Er dient lediglich der Ver-
längerung und Aufrechterhaltung des am 9. März 
1953 im 1. Deutschen Bundestag verabschiedeten 
Gesetzes über Leistungen zur Unterbringung von 
Deutschen aus der sowjetischen Besatzungszone 
oder dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin, 
das allgemein als Flüchtlings-Notleistungsgesetz 
bekannt ist. Es enthält diesem gegenüber materiell 
keine Änderungen. 
Das Flüchtlings-Notleistungsgesetz, das auf ein-

helligen Wunsch der Ministerpräsidenten zurück-
geht, wurde geschaffen, als der Flüchtlingsstrom 
in Berlin eine sehr stark ansteigende Tendenz 
zeigte und vor allen Dingen die Zusammenballung 
der Flüchtlinge in Berlin eine äußerst schwierige 
Situation entstehen ließ. Zu dem materiellen In-
halt dieses Flüchtlings-Notleistungsgesetzes darf 
ich auf meinen Bericht in der 252. Sitzung des 
1. Deutschen Bundestages vom 4. März 1953 ver-
weisen. 
Man hat damals das Flüchtlings-Notleistungs-

gesetz wegen seiner weitgehenden Eingriffsmög-
lichkeiten in die private Rechtssphäre bewußt be-
fristet. Man hoffte, die Situation würde sich inner-
halb von zwei Jahren soweit beruhigen, daß man 
auf eine solche Notleistungsregelung verzichten 
könne, und beschloß darum, das Gesetz am 31. März 
1955 auslaufen zu lassen. So befinden sich die zu-
ständigen Stellen augenblicklich in der Situation, 
daß irgendeine Möglichkeit der Beschlagnahme von 
Räumen für die Unterbringung von Sowjetzonen-
flüchtlingen nicht mehr besteht. 
Gegenwärtig bestehen aber noch 1193 Flücht-

lingslager in der Bundesrepublik; in diesen Lagern 
sind rund 126 000 Zonenflüchtlinge untergebracht, 
für die bisher weder Wohnraum noch wohnraum-
ähnliche Unterkünfte haben beschafft werden kön-
nen. Die größte Zahl dieser Lager  'ist in den Ländern 
Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg, und 
zwar sind in 953 nordrhein-westfälischen kommu-
nalen Lagern rund 36 000 Personen und in 99 kom-
munalen Lagern in Baden-Württemberg 28 500 
Personen untergebracht. 
Der Flüchtlingsstrom aus der Sowjetzone und 

dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin hält 
zudem nach wie vor an und zeigt überdies zur Zeit 
eine ansteigende Tendenz. Mit durchschnittlich 
15 000 Flüchtlingen im Monat liegt er um ein Vier-
tel höher als zur selben Zeit im Vorjahr. 
Aus diesen Tatsachen ergeben sich die Gründe, 

die für eine Verlängerung des Notleistungsgesetzes 
sprechen. Einmal muß nach Ansicht des Ausschus-
ses für Gesamtdeutsche und Berliner Fragen den 
zuständigen Stellen die Möglichkeit gegeben wer-
den, die Flüchtlinge so schnell wie möglich an ihre 
Arbeitsplätze heranzuführen und, wenn die Ein-
weisungen da sind, irgendwelche Unterbringungs-
möglichkeiten zu schaffen. Der zweite, ebenso wich-
tige Grund ergibt sich aus der durch die Einrich-
tung sogenannter Gastlager geschaffenen Situation. 
Diese Gastlager sind entstanden durch Verein-
barungen von Aufnahmeländern, die keine Mög-
lichkeit mehr zur Unterbringung der ihnen über-
wiesenen Flüchtlinge hatten, mit anderen Ländern, 
in deren Bereich es solche Möglichkeiten gab, vor 
allem durch das Vorhandensein von Einrichtungen, 
die zum früheren Reichseigentum gehörten, also 
von Kasernen oder Barackenlagern. 
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Zur Zeit befinden sich etwa 70 000 Flüchtlinge 

in solchen Gastlagern, wobei Nordrhein-Westfalen 
mit 17 und Baden-Württemberg mit 10 solcher 
Lager an der Spitze stehen. Nun ist aber im Zu-
sammenhang mit den Aufgaben, die sich mit der 
Wiedereinführung der Wehrpflicht stellen, die 
Notwendigkeit, solche Gastlager aufzulösen, in 
greifbare Nähe gerückt. Damit steht man also nicht 
nur vor der Situation, daß die gegenwärtig in die-
sen Lagern befindlichen 70 000 Flüchtlinge unter-
gebracht werden müssen, sondern für die Zukunft 
fallen diese 70 000 Plätze für die Unterbringung 
neuer Flüchtlinge aus. Vor allem aber — das ist 
der wichtigste Grund für die Verlängerung des Ge-
setzes — muß stets mit der Möglichkeit gerechnet 
werden, daß wir wieder vor unerwarteten Situa-
tionen stehen, für die rechtzeitig Vorsorge zu 
treffen ist. 

Auch bei einer Verlängerung des Gesetzes — das 
möchte ich ausdrücklich betonen — wird sich nichts 
daran ändern, daß die Räume, die beschlagnahmt 
werden können, nur zur vorübergehenden Unter-
bringung dienen dürfen, daß man also keinesfalls 
dadurch, daß man den Kreisen und Kommunen 
die Möglichkeit zur Beschlagnahme gibt, sie von 
der Verpflichtung zur Schaffung von endgültigem 
Wahnraum entbindet. 

Es muß zum Schluß noch darauf hingewiesen 
werden, daß nach den bisherigen Erfahrungen in 
den meisten Fällen schon der Hinweis auf das Vor-
handensein des Gesetzes genügte, um freiwillige 
Vereinbarungen zustande zu bringen. 

Der Bundesrat hat dem Gesetzentwurf, der eine 
Verlängerung der Beschlagnahmemöglichkeit bis 
31. März 1957 vorsieht, in der Sitzung vom 11. Fe-
bruar 1955 zugestimmt. Auch der Ausschuß für 
Gesamtdeutsche und Berliner Fragen hat der Ver-
längerung einstimmig seine Zustimmung gegeben. 
An den Ausschußberatungen des Gesetzentwurf es 

war der Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung mitbeteiligt. Da es wegen der dortigen 
Geschäftslage nicht möglich war, die Beratungen so 
bald durchzuführen, wie es die Dringlichkeit dieser 
Angelegenheit erforderte, wurde dem Vorsitzenden 
dieses Ausschusses vorgeschlagen, eine eventuell 
von dem Beschluß des federführenden Ausschusses 
abweichende Ansicht bei den heutigen Beratungen 
in geeigneter Form zum Ausdruck zu bringen. Der 
Ausschuß für Gesamtdeutsche und Berliner Fragen 
hat nur in § 3 eine Änderung des Regierungsent-
wurfs vorgenommen. Da man vermeiden wollte, 
daß auch nur vorübergehend ein gesetzloser Zu-
stand eintritt, hat man das Inkrafttreten des Ge-
setzes auf den 1. April 1955 zurückdatiert, hat aber 
gleichzeitig dem Art. 103 Abs. 2 des Grundgesetzes, 
nach dem eine Rückwirkung von Strafvorschriften 
und damit auch von Bestimmungen hinsichtlich 
Ordnungswidrigkeiten unzulässig ist, dadurch 
Rechnung getragen, daß diese Bestimmungen erst 
mit der Verkündung des Gesetzes in Kraft treten 
sollen. 
Ich darf im Namen des Ausschusses für Gesamt-

deutsche und Berliner Fragen das Hohe Haus bit-
ten, dem Gesetzentwurf Drucksache 1210 in der 
vom Ausschuß vorgeschlagenen Fassung zuzu-
stimmen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke der Frau 
Berichterstatterin. 

Wir treten in die zweite Lesung ein. Ich rufe 
auf § 1. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Wer § 1 in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 
Ich rufe auf § 2. Wird das Wort gewünscht? — 

Das ist nicht der Fall; ich komme zur Abstimmung. 
Wer § 2 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig angenommen. 

Ich rufe § 3 in der Einzelberatung auf. Wird 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall; ich 
schließe die Einzelberatung und komme zur Ab-
stimmung. Wer dem § 3 in der Ausschußfassung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig verabschiedet. 

Damit ist die zweite Lesung des Gesetzes be-
endet. Wir treten in die 

dritte Lesung 
ein. Da Änderungsanträge zur dritten Lesung 
nicht vorliegen, darf ich diejenigen, die dem Ge-
setz in der soeben beschlossenen Fassung auch in 
der dritten Lesung im ganzen zustimmen, bitten, 
sich vom Sitz zu erheben. — Das Gesetz ist ein-
stimmig verabschiedet. 

Ich rufe auf Punkt 6: 
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über weitere Ergänzungen 
und Änderungen des D-Markbilanzergän-
zungsgesetzes sowie über Ergänzungen des 
Altbanken-Bilanzgesetzes (Drittes D-Mark-
bilanzergänzungsgesetz) (Drucksache 1019); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksache 1364). 
(Erste Beratung: 64. Sitzung.) 

Hier liegt der Schriftliche Bericht*) des Kollegen 
Abgeordneten Seuffert vor. Er ist heute nicht da. 
Er hat mir aber sagen lassen, daß er seinem 
Schriftlichen Bericht auch heute keine ergänzenden 
Bemerkungen mehr hinzuzufügen habe. Ist das 
Haus damit einverstanden, daß ich sofort in die 
zweite Beratung eintrete? — Das ist der Fall. 

Ich rufe auf Art. 1 in der Ausschußfassung. Wird 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

Ich rufe in der Ausschußfassung auf Art. 2, —
3, — 4, — 5, — 6, — 7, — 8, — 9, — Einleitung 
und Überschrift. — Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wer den soeben aufgerufenen Artikeln, 
der Einleitung und der Überschrift in der zweiten 
Lesung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig verabschiedet. 
Wir treten in die 

dritte Lesung 
ein. Änderungsanträge liegen nicht vor. Wer dem 
soeben in der zweiten Lesung verabschiedeten Ge-
setz in der dritten Lesung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich vom Sitz zu erheben. — Ich 
stelle einstimmige Annahme fest. 

*) Siehe Anlage 3. 



4482 	2. Deutscher Bundestag — 81. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Mai 1955 

(Vizepräsident Dr. Schneider) 

Meine Damen und Herren, ich gebe nun noch be-
kannt, daß wir interfraktionell vereinbart haben, 
die Punkte 3 — nämlich die Zündwarensteuer — 
und 4 — Zahlung einer Teuerungszulage an Rent-
ner der Pensionskasse Deutscher Eisenbahner — 
der  heutigen gedruckten Tagesordnung abzu

-

setzen. 

Ich rufe auf Punkt 3, der ursprünglich heute 
nicht dran war; er ist wohl von gestern übrig-
geblieben: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP, GB/BHE, DP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes über die Errichtung 
des Bundesversicherungsamts, die Aufsicht 
über die Sozialversicherungsträger und die 
Regelung von Verwaltungszuständigkeiten 
in der Sozialversicherung und der betrieb-
lichen Altersfürsorge (Bundesversicherungs-
amtsgesetz — BVAG) (Drucksache 1178). 

Gestern wurde mir im Laufe der Verhandlungen 
schon einmal gesagt, daß die Einbringer auf eine 
mündliche Begründung verzichten wollten. Gilt 
das auch heute noch? 

(Zurufe: Ja!) 

Ist das Haus damit einverstanden? — Dann ver-
fahre ich so und eröffne sofort die Debatte in der 
ersten Lesung. Wer wünscht das Wort? — Abge-
ordneter Hansing! 

Hansing (Bremen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Koalitionsparteien haben 
mit der Drucksache 1178 einen Gesetzentwurf ein-
gebracht, der die Errichtung eines Bundesversiche-
rungsamtes erstrebt. Die Größe des Bundesver-
sicherungsamts, das errichtet werden soll, soll er-
heblich sein. Man rechnet für dieses Bundesver-
sicherungsamt rund 100 Bedienstete; die Aufwen-
dungen für dieses Versicherungsamt sind mit rund 
1,4 Millionen veranschlagt. 

Wenn ich heute den ablehnenden Standpunkt 
meiner Fraktion vertrete, so befinde ich mich in 
der angenehmen Lage, darauf verweisen zu kön-
nen, daß unsere Beurteilung von maßgebenden 
Leuten der verschiedensten Lager geteilt wird. 
Nicht nur die Gewerkschaften, sondern auch die 
Arbeitgeberverbände lehnen diesen Gesetzentwurf 
ab, und das offizielle Organ der Ersatzkassen 
schreibt in der Aprilnummer, daß das Bundesver-
sicherungsamt nicht notwendig sei. Ich glaube, 
daß, wenn ich die Gesichtspunkte einzeln aufge-
führt habe, auch die Befürworter — ich hoffe das 
jedenfalls — davon überzeugt sind, daß ihr Ge-
setzentwurf keine Berechtigung hat. 

Dieser Gesetzentwurf hat eine längere Entwick-
lung durchgemacht, ohne daß man nun sagen kann, 
daß er dadurch lebensfähiger geworden ist. Ganz 
im Gegenteil, ich glaube, heute hat der Gesetz-
entwurf weniger Berechtigung als vor drei Jah-
ren. In dem Gesetzentwurf wird davon gespro-
chen, daß dieses Bundesversicherungsamt die Auf-
sicht über einige Nebenaufgaben und die Aufsicht 
über die bundesunmittelbaren Versicherungsträ-
ger ausüben soll. Ich meine, schon der Begriff, den 
der Entwurf für die Begrenzung der bundesunmit-
telbaren Versicherungsträger zugrunde legt, ist 
dem Grundgesetz nach sehr zweifelhaft. Schon 
hieraus ergibt sich die Wahrscheinlichkeit, daß 
das ohnehin schmale Aufgabengebiet noch ver-
ringert wird. 

Die Antragsteller ziehen das Reichsversicherungs-
amt zum Vergleich heran. Ich bin der Meinung, 
dieser Vergleich des Reichsversicherungsamtes mit 
dem Bundesversicherungsamt sticht nicht; denn 
die letzten Entscheidungen, die früher vom Reichs-
versicherungsamt gefällt wurden, können heute 
vom Bundesversicherungsamt nicht mehr gefällt 
werden. Das Reichsversicherungsamt war in der 
Lage, Rechtsverordnungen herauszugeben. Nach 
dem Grundgesetz ist diese Regelung für das Bun-
desversicherungsamt nicht mehr möglich. 

Geht man von dem Begriff des bundesunmittel-
baren Versicherungsträgers aus, den der Entwurf 
zugrunde legt, dann ist von 17 Landesversiche-
rungsanstalten eine einzige bundesunmittelbar, und 
zwar die viertkleinste. 16 Landesversicherungs-
anstalten, die teils größer, teils kleiner sind, sind 
zweifelsfrei landesunmittelbar. Weitere Beispiele 
ließen sich für die verschiedensten Gruppen der 
Sozialversicherungsträger bringen. 
Ich meine aber, daß die Struktur unseres Verfas-

sungsrechts es nicht zuläßt, dem Bundesversiche-
rungsamt diese Aufgaben zu übertragen. Nach 
dem Grundgesetz unterstehen die meisten Sozial-
versicherungsträger den Landesbehörden. Der Ent-
wurf hätte eine gewisse größere Resonanz und 
auch eine Berechtigung, wenn man beispielsweise 
den größten Sozialversicherungsträger, nämlich 
die Bundesanstalt für Angestelltenversicherung, 
ebenfalls unter dieses Bundesversicherungsamt 
stellte. Noch größer würde der Aufgabenbereich 
des Bundesversicherungsamtes, wenn man ihm 
auch die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung unterstellte. Liest man 
sich aber einmal den Gesetzentwurf durch, so stellt 
man fest, daß das Bundesarbeitsministerium die-
ses Bundesversicherungsamt deswegen wünscht, 
weil es sich von reinen Verwaltungsarbeiten ent-
lasten will. Angenommen, es wäre so. Warum wird 
dann die Bundesanstalt für Angestelltenversiche-
rung nicht diesem Bundesversicherungsamt unter-
stellt? Ich meine also, man kann nicht auf der 

 einen Seite davon sprechen, sich von Verwaltungs-
arbeiten entlasten zu wollen, wenn man auf der 
andern Seite die beiden größten Sozialversiche-
rungsträger nicht der Aufsicht dieses Bundesver-
sicherungsamtes unterstellt. Das Bundesversiche-
rungsamt wird einige Ersatzkassen, die Berufs-
genossenschaften, die Seekasse und eine Landes-
versicherungsanstalt zu betreuen haben. 

Ein weiterer entscheidender Punkt für unsere 
Ablehnung betrifft die Arbeitsausschüsse, die das 
Gesetz im Rahmen des Bundesversicherungsamtes 
vorsieht. Hier ist offensichtlich das Bestreben am 
Werke, die nicht ausreichende Substanz dadurch 
zu erweitern, daß man sich Arbeiten aneignet, die 
unmittelbar den einzelnen Ministern der Länder 
zustehen. 
Ich glaube deshalb, daß schon aus diesen Grün-

den das Bundesversicherungsamt nicht existenz-
fähig ist. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wenn man von einer Entlastung spricht, dann 
hätte das Bundesministerium für Arbeit — denn 
daher stammt der Entwurf — wenigstens die größ-
ten Sozialversicherungsträger, die bundesunmittel-
bar sind, in den Entwurf hineinnehmen sollen. 
Wir sollten alles tun, der gerade einigermaßen auf 
den Beinen stehenden Selbstverwaltung unserer 
Sozialversicherungsträger jede nur mögliche Un-
terstützung zu geben. Wir sollten aber alles unter- 
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lassen, was der Selbstverwaltung im Wege und 
ein Hindernis sein kann. Wenn man dagegen ein-
wenden wollte, daß die Aufgabe der Koordination 
zwischen den einzelnen Versicherungsträgern heute 
durch die Selbstverwaltung nicht ausreichend er-
ledigt werde, so kann gerade dieser Einwand nur 
meine Forderung unterstützen, den Selbstverwal-
tungen möglichst weite und große Entfaltung zu 
geben. 
Dieses Bundesversicherungsamt wird als Bun-

desoberbehörde bestrebt sein, Arbeiten an sich zu 
ziehen, die in die Sphäre der Selbstverwaltung 
gehören. Wenn die Grenzen nicht direkt über-
schritten werden, so werden sie indirekt über-
schritten. 108 Bedienstete müssen nicht nur, son-
dern wollen auch beschäftigt werden, und Aus-
schüsse wollen nicht nur tagen, sondern wollen 
auch kraft ihres Amtes walten. 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf] : Umihre 
Daseinsberechtigung nachzuweisen!) 

Wenn man sich diesen ganzen Entwurf näher 
betrachtet, kommt man zu dem Schluß, daß hinter 
ihm nicht etwa notwendige Interessen, sondern 
einzelne Interessengruppen und einzelne Inter-
essenverbände stehen. 

(Abg. Ruf: Welche denn? Sie haben ja 
vorhin gesagt, daß keine ,dahinterstehen!) 

— Ich sagte, daß hier vielleicht jemand unbedingt 
 Präsident der Anstalt werden will! 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf]: Jetzt ist er 
aber sehr deutlich geworden! — Abg. 
Horn : Ist das ein „Interessenverband"?) 

Ich habe schon einleitend gesagt, daß dieser Ge-
setzentwurf trotz seiner langen Entwicklung nicht 
lebensfähig geworden ist. Dieses Bundesversiche-
rungsamt ist nicht nur überflüssig, sondern wird 
auch der Selbstverwaltung unserer Versicherungs-
träger im Wege stehen. Wir sollten der Selbstver-
waltung mehr Raum und mehr Luft zum Leben 
geben, damit die Selbstverwaltung für die Sozial-
versicherungsträger wirklich ersprießlich arbeiten 
kann. 
Es ist möglich, daß der Vertreter der Koalitions-

parteien den Antrag stellen wird, diesen Entwurf 
dem Sozialpolitischen Ausschuß zu überweisen. 

(Abg. Horn: Jawohl!) 
Der Sozialpolitische Auschuß hat zur Zeit soviel 
andere Aufgaben, daß er sich mit einem derarti-
gen Entwurf, der meines Erachtens überflüssig ist, 
nicht beschäftigen sollte. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Ich stelle daher den Antrag, diesen Entwurf abzu-
lehnen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ruf. 

Ruf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich will ganz kurz auf die Einwände 
des Vertreters der SPD-Fraktion eingehen. Er hat 
erklärt, dieser Gesetzentwurf sei überflüssig, wir 
brauchten ihn gar nicht einzubringen. Ich will 
Ihnen sagen, meine Damen und Herren: Dieser 
Gesetzentwurf ist tatsächlich notwendig. Es han-
delt sich ja nicht nur um  die  Errichtung des Bun-
desversicherungsamtes. 

(Abg. Richter: Dringlich ist nur die Beru

-

fung eines Präsidenten!) 

— Ich mache Ihnen ja auch nicht solche Vorwürfe, 
wenn Sie Gesetzentwürfe einbringen, Herr Kollege 
Richter. 
Ich darf Ihnen ganz kurz sagen, worum es geht. 

Es geht darum, die Aufsicht über die Sozialver-
sicherungsträger unid die Verwaltungszuständig-
keiten in der Sozialversicherung neu zu regeln und 
neu zu ordnen. Da besteht wirklich ein Bedürfnis; 
das werden Sie nicht bestreiten können, Herr Kol-
lege Richter. 

Was nun das Bundesversicherungsamt angeht: 
Wenn jetzt durch die Schaffung des Sozialgerichts-
gesetzes auch eine wesentliche Aufgabe des frühe-
ren Reichsversicherungsamtes weggefallen ist, so 
brauchen wir trotzdem für bestimmte Aufgaben 
ein Bundesversicherungsamt. Es ist nämlich gar 
nicht so,  daß diesem Bundesversicherungsamt nur 
ein ganz geringer Kreis von Aufsichtsbefugnissen 

obliegen würde. Ich darf Ihnen sagen, welche 
bundesunmittelbaren Sozialversicherungsträger dem 
Bundesversicherungsamt unterstellt werden sollen. 
Es handelt sich um fünf Arbeiterersatzkassen; es 
handelt sich um sieben Angestelltenersatzkassen, 
darunter sehr 'große Ersatzkassen; es handelt sich 
um eine Ortskrankenkasse; ,es handelt sich um 
eine ganze Reihe von Betriebskrankenkassen, die 
über das Gebiet eines Landes hinausgehen. Wie 
ich hier sehe, sind es 92 Betriebskrankenkassen. 
Weiter handelt es sich vor allem um den größten 
Teil der gewerblichen Berufsgenossenschaften. 

Sie haben vorhin erklärt, diese Sozialversiche-
rungsträger hätten es abgelehnt, jedenfalls hätten 
sie gesagt, ein Bundesversicherungsamt sei nicht 
notwendig. Aber gerade die Vertreter der wichtig-
sten Gruppe, nämlich der gewerblichen Berufsge-
nossenschaften, haben sich seinerzeit bei der  Be

-sprechurig im Bundesarbeitsministerium für die 
Errichtung eines Bundesversicherungsamtes aus-
gesprochen. 

Wenn die Bundesanstalt für Angestelltenver-
sicherung nicht dem Bundesversicherungsamt 
unterstellt wird, dann darf ich Sie darauf verwei-
sen, daß die Angestelltenversicherung bis 1934 im 
Arbeitsministerium war. Erst im Jahre 1934 ist 
sie dem Reichsversicherungsamt unterstellt wor-
den. Die Bundesanstalt in Nürnberg ist noch nie 
dem Reichsversicherungsamt unterstellt gewesen; 
sie war von jeher im Reichsarbeitsministerium 
bzw. im Bundesarbeitsministerium — aus ganz 
guten sachlichen Gründen. 

Ich meine überhaupt, es handelt sich hier doch 
mehr oder weniger um organisatorische Fragen 
und nicht um Fragen, die weltanschaulichen, grund-
sätzlichen Charakter haben. Wir brauchen uns gar 
nicht zu streiten, wir können uns im Ausschuß 
wirklich in aller Ruhe über diese Zweckmäßig-
keitsfragen unterhalten. Ich glaube, wir sollten 
jetzt nicht allzusehr auf Einzelheiten eingehen. 

Nur auf eines möchte ich Sie noch aufmerksam 
machen, Herr Kollege. Sie sagen, durch diesen 
Gesetzentwurf könnte die Selbstverwaltung einge-
schränkt werden. Das ist eben nicht der Fall. In 
diesem Gesetzentwurf wird ausdrücklich gesagt, 
daß sich die Aufsicht — im Gegensatz zu früher — 
lediglich auf die Einhaltung von Gesetz und Sat-
zung beschränken soll. Es wird keine neue Auf-
sicht geschaffen, Herr Kollege Richter, sondern das 
Aufsichtswesen, das doch sehr zersplittert ist, das 
gesetzlich gar nicht genügend geregelt ist — das 
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(Ruf) 
werden Sie nicht bestreiten -, wird lediglich ko-
ordiniert. Denn daß der Arbeitsminister, ich 
glaube, im Jahre 1941, seine Aufsichtsbefugnisse 
durch Erlaß auf die Arbeitsminister der Länder 
delegiert hat, das ist immerhin rechtlich etwas 
fragwürdig. Ich meine, von diesem Gesichtspunkt 
her gesehen, besteht wirklich ein Bedürfnis, diese 
Dinge zu regeln. Die Selbstverwaltung also wird 
nicht eingeschränkt; im Gegenteil, sie wird ge-
schützt. 

Nun zu den Arbeitsausschüssen. Ich weiß nicht, 
ob es nicht doch gut wäre, wenn wir heute schon 
solche Arbeitsausschüsse hätten. Wir haben alle 
miteinander im Zusammenhang mit dem Kassen-
arztrecht von den Ortskrankenkassen diese kleine 
Broschüre zugeschickt bekommen. Sie kennen die 
Angriffe auf die Sozialversicherung, die in letzter 
Zeit in der illustrierten Presse usw. gestartet wor-
den sind. Da wird nun von einem Vertreter der 
Sozialversicherung gesagt, die Spitzenverbände 
der Sozialversicherungsträger sollten mit den Bun-
desverbänden der Ärzte usw. eine gemeinsame 
Abwehrstelle errichten. Wäre es nicht gut, wenn 
wir jetzt schon eine solche gemeinsame Abwehr-
stelle hätten? Ich glaube, wir würden der ganzen 
Sozialversicherung wirklich einen Dienst erweisen, 
wenn wir uns im Ausschuß darüber noch irgend-
wie Gedanken machten. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Brauchen Sie da

-

für eine Bundesoberbehörde, 
Herr Kollege?) 

Ich meine, es hat auch seinen Sinn, wenn unter 
dem Vorsitz des Bundesarbeitsministers die Ver-
treter der Sozialversicherung, die Vertreter der 
Länderminister beisammensitzen. Sie wissen ja, 
daß die Aufsicht - ich habe es vorhin schon ge-
sagt - sehr zersplittert ist. Es ist gut, wenn diese 
Aufsicht in etwa koordiniert wird. Aber haben Sie 

keine Angst vor dem Wort „koordinieren". Sie 
sind ja dabei. Es wird ja kein zusätzlicher Zwang 
dadurch geschaffen. 
Wir haben uns als Koalitionsparteien natürlich 

Gedanken darüber gemacht, ob wir diesen Ent-
wurf, den die Freunde aus dem 1. Bundestag in 
seinen Hauptpunkten ja schon kennen, wieder ein-
bringen sollten. Wir haben uns dazu entschlossen, 
weil wir der Überzeugung sind, daß es höchste 
Zeit ist, diese organisatorischen Fragen zu regeln 
und auf diesem Gebiet zu einem Abschluß zu 
kommen. 
Deswegen, meine Damen und Herren, bitte ich 

Sie, der Überweisung an den Sozialpolitischen 
Ausschuß - er ist zugegebenermaßen stark be-
lastet, aber er muß sich eben nun einmal auch 
dieser Aufgabe annehmen - zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren! Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Beratung der ersten Lesung des 
Gesetzes. Es liegen zwei Anträge vor: der eine, 
die Drucksache 1178 an den Ausschuß für Sozial-
politik zu überweisen, der andere, das Gesetz schon 
in der ersten Lesung abzulehnen. Über den Antrag 
auf Ausschußüberweisung muß nach unserer Ge-
schäftsordnung zuerst abgestimmt werden. Wer 
dem Überweisungsantrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! 
- Das erste war die Mehrheit; die Überweisung 
ist erfolgt. 

Damit, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, sind wir am Schluß unserer heutigen Plenar-
sitzung. Ich berufe die nächste, die 82. Sitzung des 
Deutschen Bundestages auf Mittwoch, den 25. Mai 
1955, 14 Uhr, und schließe die heutige Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 12 Uhr 24 Minuten.) 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

a) Beurlaubungen 

Abgeordnete 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Graf Henckel 31. Mai 
Frau Korspeter 28. Mai 
Onnen 28. Mai 
Pelster 28. Mai 
Kemmer (Bamberg) 28. Mai 
Frau Strobel 23. Mai 
Josten 20. Mai 
Berendsen 20. Mai 
Dr. Jaeger 20. Mai 
Dr. Kliesing 20. Mai 
Erler 20. Mai 
Eschmann 20. Mai 
Paul 20. Mai 
von Manteuffel (Neuß) 20. Mai 
Dr. Blank (Oberhausen) 18. Mai 
Dr. Deist 18. Mai 
Dr. Eckhardt 18. Mai 
Dr. Kopf 18. Mai 

Dr. Kreyssig 18. Mai 
Lenz (Brühl) 18. Mai 
Dr. Oesterle 18. Mai  

Ollenhauer 18. Mai 
Dr. Pohle (Düsseldorf) 18. Mai 
Dr. Dr. h. c. Pünder 18. Mai 
Sabaß 18. Mai 
Kalbitzer 16. Mai 
Eberhard 15. Mai 
Hufnagel 15. Mai 
Dr. Wahl 15. Mai 
Dr. Greve 14. Mai 
Stingl 14. Mai 
Arndgen 11. Mai 
Becker (Hamburg) 11. Mai 
Heide 11. Mai 
Jahn (Stuttgart) 11. Mai 
Lang (München) 11. Mai 
Meyer (Wanne-Eickel) 11. Mai 
Dr. Bucher 10. Mai 
Feller 10. Mai 
Dr. Furler 10. Mai 
Heiland 10. Mai 
Dr.  Friedensburg  10. Mai 
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Neumann  10. Mai 
Dr. Rinke 10. Mai 
Baur (Augsburg) 7. Mai 
Frühwald 7. Mai 
Dr. Lenz (Godesberg) 7. Mai 
Lücke 7. Mai 
Mißmahl 7. Mai 
Dr. Orth 7. Mai 
Scheuren 7. Mai 
Frau Welter (Aachen) 7. Mai 
Frau Ackermann 6. Mai 
Dr. Baade 6. Mai 
Barlage 6. Mai 
Dr. Bartram 6. Mai 
Bazille 6. Mai 
Brandt (Berlin) 6. Mai 
Dr. Bucerius 6. Mai 
Cillien 6. Mai 
Dannemann 6. Mai 
Diel 6. Mai 
Feldmann 6. Mai 
Günther 6. Mai 
Held 6. Mai 
Hörauf 6. Mai 
Dr. Horlacher 6. Mai 
Jacobi 6. Mai 
Frau Dr. Jochmus 6. Mai 
Karpf 6. Mai 
Dr. Löhr 6. Mai 
Lulay 6. Mai 
Mensing 6. Mai 
Morgenthaler 6. Mai 
Müller-Hermann 6. Mai 
Nellen 6. Mai 
Neuburger 6. Mai 
Platner 6. Mai 
Dr. Preiß 6. Mai 
Dr. Schild (Düsseldorf) 6. Mai 
Schrader 6. Mai 
Schuler 6. Mai 
Frau Dr. Steinbiß 6. Mai 
Unertl 6. Mai 
Wagner (Ludwigshafen) 6. Mai 
Dr. Wellhausen 6. Mai 
Dr. Welskop 6. Mai 
Dr. Willeke 6. Mai 
Wirths 6. Mai 
Dr. von Buchka 6. Mai 
Even 6. Mai 
Franke 6. Mai 
Kiesinger 6. Mai 
Dr. Königswarter 6. Mai 
Regling 6. Mai 
Schwann 6. Mai 
Seuffert 6. Mai 
Dr. Stammberger 6. Mai 

Dr. Weber (Koblenz) 6. Mai 
Wehking 6. Mai 
Wittrock 6. Mai 
Dr. Gleissner (München) 6. Mai 
Dr. Mocker 6. Mai 
Keuning 6. Mai 
Dr. Schmid (Frankfurt) 6. Mai 

b) Urlaubsanträge 

Abgeordnete bis einschließlich 

Brockmann (Rinkerode) 31. Mai 
Rademacher 31. Mai 
Birkelbach 18. Mai 
Dr. von Merkatz 18. Mai 
Dr. Schöne 18. Mai 
Strauß 18. Mai 
Wehner 18. Mai 
Dr. von Brentano vom 	9. bis 18. Mai  
Frau Brauksiepe vom 14. bis 27. Mai 
Dr. Graf vom 14. bis 27. Mai 
Welke vom 14. bis 27. Mai 
Frenzel vom 14. bis 27. Mai 
Dr. Miessner vom 14. bis 27. Mai 
Schneider (Bremerhaven) vom 14. bis 27. Mai 
Frau Keilhack vom 16. bis 28. Mai 

Anlage 2 	 Umdruck 349 

(Vgl. S. 4460 A) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
DP zur Beratung des Antrags der Fraktion der 
FDP betreffend Plenarsitzung in Berlin (Druck

- sache 1270): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Antrag - Drucksache 1270 - wird wie 
folgt geändert: 

Der Deutsche Bundestag entsendet zu den 
Feierlichkeiten für den 17. Juni in Berlin, ver-
anstaltet durch den Berliner Senat, eine Dele-
gation. 
Aus Anlaß des Tages der Deutschen Einheit 

ruft der Deutsche Bundestag die „Stiftung 
17. Juni" ins Leben, für die ein angemessener 
Betrag vom Bundestag überwiesen wird. 

Bonn, den 3. Mai 1955 

Dr. von Brentano und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 
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Anlage 3 	 Drucksache 1364 
(Vgl. S. 4481 D) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
über den Entwurf eines Gesetzes über 

weitere Ergänzungen und Änderungen des D-Markbilanzgesetzes 
sowie über 

Ergänzungen des Altbanken-Bilanz-Gesetzes 
(Drittes D-Markbilanzergänzungsgesetz) 

(Drucksache 1019) 

Berichterstatter: Abgeordneter Seuffert 

Die Drucksache — 1019 — wurde beraten vom 
Ausschuß für Geld und Kredit, vom Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht und vom Aus-
schuß für Finanz- und Steuerfragen unter Feder-
führung des letzteren. 

1. Grundsätze der Vorlage 
Das D-Markbilanzgesetz hat für den Ansatz von 

Wertpapieren und Beteiligungen in der D-Mark-
eröffnungsbilanz in den meisten Fällen (vgl. die 
Begründung zur Drucksache 1019 Seite 12 zu Art. 1 
des Entwurfs) vorläufige Werte vorgesehen. Daraus 
ergab sich von selbst die Notwendigkeit, nunmehr 
die endgültigen Werte zu bestimmen. Dies war um 
so dringender, als die vorläufigen Werte (praktisch 
die Steuerkurswerte oder Börsenkurse von Ende 
.1948) weit unter den Werten liegen, die rück-
schauend als richtig angesehen werden müssen und 
damit auch weit unter den heutigen Verkehrswer-
ten und erzielbaren Verkaufserlösen. Die Besitzer 
sind insofern, als sie entweder auf einen unange-
messenen Wert der Eröffnungsbilanz festgelegt 
sind und deswegen im Veräußerungsfall mit hohen 
Gewinnsteuern rechnen müssen, oder die steuer-
liche Auswirkung eines Verkaufs, weil die Aus-
gangswerte erst vorläufig sind, nicht übersehen 
können, gehindert, über diese Papiere zu verfügen, 
was den Markt stark beeinträchtigt. Abgesehen 
davon mußte das vom DMBG selbst gestellte 
Problem der endgültigen Bewertung nunmehr 
gelöst werden, da der Schwebezustand dem Grund-
satz der Bilanzwahrheit sowohl für die Eröffnungs-
bilanz wie für die auf ihr fußenden Bilanzen keine 
Rechnung trägt. Die Notwendigkeit des Gesetzes ist 
von den beteiligten Ausschüssen im Anschluß an 
die Begründung der Regierungsvorlage deswegen 
einmütig bejaht worden. 

Das DMBG hatte endgültige Werte vorgesehen 
für notierte Wertpapiere, hier jedoch nur für 
Effektivstücke (nicht Giro-Sammelstücke) und für 
Wertpapiere des Anlagevermögens, bei diesen 
jedoch mit einer Klausel (§ 19 DMBG), die Sonder-
bewertungen in einem Umfange, der übrigens 
streitig war, zuließ. Die Ausschüsse sind der Regie-
rungsvorlage auch darin gefolgt, daß es zu rechts-  
und wirtschaftspolitisch unhaltbaren Ergebnissen 

geführt hätte, wenn man sich darauf beschränkt 
hätte, nur in den Fällen, in denen das Gesetz bis-
her vorläufige Werte vorsah, die endgültige Bewer-
tung vorzunehmen. Es wären dann z. B. Neu-
bewertungen für Giro-Sammelstücke, nicht aber 
für Effektivstücke möglich gewesen. Deshalb wer-
den auch die im DMBG als endgültig bezeichneten 
Bewertungen für die in Frage kommenden Posten 
nunmehr als vorläufig erklärt und auf Grund neuer 
Vorschriften neu festgestellt. Die sich daraus 
wegen der Rückwirkung auf bisherige Steuer-
veranlagungen notwendig ergebenden Folgen wer-
den weiter unten im einzelnen dargestellt. Es ist 
insoweit die nachträgliche Anwendung der Berich-
tigungsmöglichkeiten des DMBG auch für solche 
Fälle vorgesehen, wobei auch in rechtskräftige Ver-
anlagungen, soweit solche vorliegen sollten, gege-
benenfalls eingegriffen werden muß (§ 1 Abs. 1 
Satz 3 und § 12 Nr. 11 der Ausschußvorlage). Die 
Ausschüsse haben auch diese Maßnahme im Hin-
blick auf die zwingenden Gründe, die für eine 
gleichmäßige Behandlung der in Frage kommen-
den Wertpapiere usw. sprechen, bejaht. 

In der entscheidenden Frage, auf welchen Grund-
sätzen die neuen endgültigen Werte festgestellt 
werden sollten, ist der Ausschuß von der Regie-
rungsvorlage abgewichen; jedoch haben die Be-
schlüsse des Ausschusses die Zustimmung der Re-
gierungsvertreter gefunden. Die Regierungsvorlage 
hatte für an der Börse gehandelte Wertpapiere 
einen aus den Börsenkursen vom 31. Dezember 
1948, 30. Juni 1951 und 31. Dezember 1952 .gebil-
deten Durchschnittskurs mit der Möglichkeit eines 
Paketzuschlages bis zu 20 v. H. für Anteile an 
Kapitalgesellschaften (Aktien und Kuxe) vorgese-
hen; für nicht an der Börse gehandelte Anteile an 
Kapitalgesellschaften waren dagegen 80 v. H. des 
aus dem Eigenkapital der Kapitalgesellschaft zu 
errechnenden Substanzwertes und für andere nicht 
an der Börse gehandelte Wertpapiere die Vermö-
gensteuerwerte vorgeschlagen. Demgegenüber war 
insbesondere aus der Wirtschaft die Bewertung auf 
Grund des Substanzwertes auch bei börsenfähigen 
Aktienwerten gefordert worden. Die Erwägungen, 
die zu den Beschlüssen der Ausschüsse geführt 
haben, waren kurz die folgenden: 
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(Seuffert) 
Die in der Regierungsvorlage zugrunde gelegten 

Börsenkurse an verschiedenen Stichtagen unter-
liegen jeder für sich einer Reihe von Einwänden 
in bezug auf die Annäherung, mit der sie den wah-
ren Wert der Anteile wiedergeben; diese Einwände 
sind in der Begründung zur Vorlage selbst aus-
führlich behandelt. Die Bildung eines Durch-
schnittskurses aus drei Stichtagskursen in der Zeit 
von 1948 bis 1952 als Bewertungsgrundlage für den 
Währungsstichtag wurde nicht als genügend zeitnahe 
Bewertung angesehen, zumal die Kursentwicklungen 
naturgemäß bei verschiedenen Papieren sehr unter-
schiedliche Gründe haben konnten, welche mit dem 
Wert am Währungsstichtag nichts zu tun hatten. 
Es wurde zwar betont, daß von dem steuerlichen 
Grundsatz, wonach die Bilanzen auf Verkehrswer-
ten zu beruhen haben, nicht abzugehen sei. Jedoch 
wurde für den einmaligen Fall der D-Markeröff-
nungsbilanz ein Substanzwert, der auf dem fest-
gestellten Vermögen der Kapitalgesellschaft, an der 
der Anteil besteht, zum Währungsstichtag beruht, 
grundsätzlich als bessere Grundlage angesehen als 
ein Durchschnittskurs aus späteren Börsenkursen, 
der  an sich nur eine Rechengröße darstellt, zu 
keinem Zeitpunkt aber einem wirklichen Verkehrs-
wert entsprach. Darauf beruht der Beschluß, nicht 
nur bei nichtnotierten Anteilen an Kapitalgesell-
schaften, sondern auch bei den an der Börse ge-
handelten Werten vom Substanzwert auszugehen. 
Als Regulativ wurden jedoch die Steuerkurs-
werte (die praktisch mit  den Börsenwerten iden-
tisch sind) zum 31. Dezember 1952 vorgesehen, 
einem Zeitpunkt, zu welchem die Kursentwicklung 
als verhältnismäßig normal betrachtet werden 
konnte und der auch unter Berücksichtigung aller 
Umstände als der Zeitpunkt angesehen werden 
konnte, an dem einerseits die realen Grundlagen 
für die bei der Währungsreform übernommenen 
Werte sichtbar geworden waren, andererseits ano-
male Marktentwicklungen (Korea-Krise) abgebaut 
worden waren. 
Die Regierungsvorlage hat in den Fällen, in 

denen sie vom Substanzwert ausgegangen war, 
80 v. H. des Wertes vorgesehen, jedoch ohne die 
Möglichkeit eines Paketzuschlags. Der Ausschuß 
hat sich für 70 v. H. des Substanzwertes, jedoch 
mit Möglichkeit des Paketzuschlages in allen Fäl-
len ausgesprochen. Nach den Statistiken, die dem 
Ausschuß vorgelegt wurden (erarbeitet vom Bun-
desverband des privaten Bankgewerbes), entspricht 
dies im Schnitt von 494 Aktien praktisch dem 
nominalen Grundkapital dieser Aktien (99,4 v. H.), 
wobei natürlich bei den einzelnen Werten erheb-
liche Abweichungen nach unten oder oben vor-
kommen. Das Regulativ der Börsenkurse zum 
31. Dezember 1952 ergibt im Schnitt, daß die glei-
chen Aktien 93 v. H. ausmachen, und steht damit 
von allen Stichtagskursen der Jahre 1948 bis 1952 
ebenfalls dem Parikurs am nächsten. Auf Stichtage 
nach dem 31. Dezember 1952 zurückzugreifen, 
schien den Ausschüssen jedoch nicht möglich, weil 
damit in offensichtlich zu großem Umfange Um-
stände berücksichtigt worden wären, die mit den 
Werten zum Währungsstichtag nichts mehr zu tun 
haben. 
Grundsätzlich wurde demnach vorgesehen (§ 2 

Abs. 1, § 3 Abs. 1), daß Anteile höchstens mit 
70 v. H. des Substanzwertes anzusetzen seien, an 
der Börse gehandelte Anteile jedoch höchstens mit 
dem Steuerkurswert zum 31. Dezember 1952, falls 
dieser  niedriger ist. Nach den Unterlagen der Aus-
schüsse hat dies zur Folge, daß bei etwa 54 v. H.  

der Unternehmen, nach der Anzahl gerechnet, oder 
bei 60 v. H., nach dem Aktienkapital gerechnet, 
bzw. bei 64 v. H., nach dem Substanzwert gerech-
net, der Steuerkurs vom 31. Dezember 1952 die 

 oberste Grenze bildet, bei dem Rest der Unter-
nehmen 70 v. H. des Substanzwerts. 
Den Paketzuschlag hielt der Ausschuß nicht nur, 

wie in der Regierungsvorlage vorgesehen, für 
börsengängige Anteilspapiere, sondern für alle An-
teile für richtig. Der nach § 2 Abs. 4 des Regie-
rungsentwurfes im Einzelfalle, bis zu einem 
Höchstsatz von 20 v. H., festzustellende Zuschlag 
wurde durch feste Sätze, die nach der Höhe der 
Beteiligung gestaffelt sind, ersetzt, weil dies als 
sicherere Grundlage erschien und weil Auseinan-
dersetzungen über die Bewertung im Einzelfalle 
möglichst vermieden werden sollen. Im einzelnen 
darf auf den Bericht zu § 4 des Gesetzes verwiesen 
werden. 
Für börsengängige Wertpapiere, die keine An-

teile verkörpern, wurden dementsprechend die Bör-
senkurswerte zum 31. Dezember 1952 für maß-
gebend erklärt (§ 2 Abs. 2), für solche nicht ge-
handelte Wertpapiere der Wert, der sich nach den 
Vorschriften des  Bewertungsgesetzes (§§ 13 Abs. 2, 
14) ergibt. In den — allerdings wohl seltenen — 
Fällen, in denen bei notierten Anteilen der Steuer-
kurswert zum 31. Dezember 1948 und bei nicht-
notierten Anteilen der sich nach § 13 Abs. 2 des 
Bewertungsgesetzes ergebende Wert höher ist als 
die Werte, die sich nach den neuen Vorschriften er-
rechnen, können die genannten höheren Werte ge-
wählt werden (§ 2 Abs. 3 und § 3 Abs. 1 Satz 2), 
eine Möglichkeit, die nach dem Regierungsentwurf 
bisher in etwas anderer Form nur für nichtnotierte 
Anteile vorgesehen war. 
Bereits der Regierungsentwurf hatte vorgesehen, 

daß in der Berichtigungsbilanz, die in der Regel 
die Jahresbilanz auf den Stichtag vom 31. Dezem-
ber 1955 sein  wird,  aus handelsrechtlichen Gründen 
keine höheren Werte ,eingesetzt werden können als 
die Verkehrswerte, die sich für diesen Zeitpunkt 
aus den Börsenkursen und den Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung ergeben. Er hatte je-
doch diese Stichtagswerte der Berichtigungsbilanz 
gleichzeitig als Höchstwerte für die Eröffnungs-
bilanz vorgesehen (vgl. § 2 Abs. 2 des Regierungs-
entwurfes und die Begründung hierzu auf Seite 17 
der Drucksache 1019). Der Ausschuß ist von diesem 
Grundsatz +abgegangen (§ 2 Abs. 4) und hat nur die 
Berichtigungsbilanz, nicht aber die Eröffnungsbilanz 
an diese Werte gebunden. Dadurch ergibt sich die 
Möglichkeit oder sogar Notwendigkeit, von den 
nach den Vorschriften des Gesetzes errechneten 
Werten der Eröffnungsbilanz auf die Verkehrs-
werte der Berichtigungsbilanz abzuschreiben und 
diese Abschreibung steuerlich als Verlust geltend 
zu machen. Die Ausschüsse haben sich trotz 
Bedenken zu dieser Regelung gezwungen ge-
sehen, weil sonst eine untragbare unterschied-
liche Behandlung eingetreten wäre für Wertpapiere 
usw., die vor dem Stichtag der Berichtigungsbilanz 
veräußert oder entnommen worden wären, und 
solche, die noch im Vermögen verblieben sind. Für 
die veräußerten oder entnommenen Wertpapiere 
hatte bereits § 4 Abs. 2 des Regierungsentwurfes 
eine rückwirkende Berichtigung vorgesehen, jedoch 
mit der Maßgabe, daß in diesen Fällen höchstens 
der Veräußerungserlös angesetzt werden konnte. 
Dies hätte zur Folge gehabt, daß hier zwar Ge-
winne nachträglich steuerlich erfaßt, Verluste da-
gegen nicht geltend gemacht werden konnten, ob- 
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wohl diese Verluste auf Umständen beruhen könn-
ten, die mit den Werten zum 31. Dezember 1948 
nichts zu tun hatten, sondern nachträglich eingetre-
ten waren. Die Ausschüsse hielten diese Einschrän-
kung deswegen nicht für tragbar und haben sie 
fallengelassen. Die notwendige Folge war, daß auch 
für alle anderen Wertpapiere usw. Abweichungen 
zwischen den für die steuerliche Eröffnungsbilanz 
zulässigen und den für die Berichtigungsbilanz 
handelsrechtlich zulässigen Werte zugelassen wer-
den mußten. 
Die Regierungsvorlage hat in § 7 auch Berichti-

gungen und sogar wiederholte Berichtigungen des 
Ansatzes von Anteilen an Unternehmen, die Aus-
landsvermögen zurückerhalten, vorgesehen, eine Be-
stimmung, die, wie schon die  Bemerkungen des 
Bundesrates bewiesen, eine Reihe von Fragen auf-
warf. Nach Besprechung entschloß man sich, diese 
Bestimmung als einen in diesem Zeitpunkt noch 
nicht notwendigen und eher voreiligen Vorgriff auf 
die Gesamtregelung der mit dem Auslandsver-
mögen zusammenhängenden Fragen in steuerlicher 
und anderer Hinsicht in diesem Gesetz fallenzu-
lassen und  sie späteren gesetzlichen Regelungen 
vorzubehalten. 
Die Ausschüsse haben auch die Wünsche der 

heimatvertriebenen Wirtschaft geprüft, welche 
dahin gingen, die Auswirkungen der im Vertrie-
benengesetz vorgesehenen Streichung von Verbind-
lichkeiten aus den Vertreibungsgebieten auf die 
D-Markeröffnungsbilanzen zu regeln, weil eine 
Berichtigung der D-Markeröffnungsbilanzen in 
dieser Hinsicht bisher nicht vorgesehen war. Hierzu 
wurde festgestellt, daß die wenigen Fälle, die hier 
zur Diskussion stehen, auf dem Billigkeitswege zu-
friedenstellend erledigt werden können, so daß auf 
eine Gesetzesänderung verzichtet werden konnte. 
Abschließend sei bemerkt, daß der Grundsatz der 

Zweischneidigkeit der D-Markeröffnungsbilanz in 
ihrer Auswirkung auf die Ertragsteuern einerseits, 
die Vermögensteuer und die Vermögensabgabe an-
dererseits, bei dem ganzen Entwurf berücksichtigt 
und an ihm festgehalten wurde. 

2. Im einzelnen 

Zu §1 
Die Bestimmung entspricht der Regierungs-

vorlage, jedoch ist sie durch die vom Bundesrat 
vorgeschlagene, von der Bundesregierung ursprüng-
lich für entbehrlich gehaltene Klarstellung durch 
die Bezugnahme auf die Bestimmungen des D-Mark-
bilanzgesetzes über die Auswirkung von Berichti-
gungsvorgängen ergänzt worden. Aus den oben 
dargelegten Gründen ist wegen der Behandlung 
rechtskräftiger Veranlagungen außerdem noch eine 
Änderung in § 74 DMBG vorgesehen worden (§ 12 
Nr. 11 und 12 der Ausschußvorlage). Die Erwäh-
nung der nach § 74 Abs. 4 DMBG aufgestellten 
Bilanzen (von Nichtkaufleuten usw  ist der Klar-
stellung halber durch Einfügung des § 10 Abs. 4 
ersetzt worden. 

Zu §2 
Abs. 1 enthält die bereits dargestellten Grund-

sätze über die Bewertung börsengängiger Aktien-
werte. Die Einfügung der Bestimmung, daß ein 
am 21. Juni 1948 bestehendes Handelsverbot ohne 
Bedeutung ist, machte die Sonderbestimmung für 

IG-Farben-Aktien (§ 2 Abs. 3 des Regierungsent-
wurfes) entbehrlich; damit ist gesagt, daß diese 
Aktien ebenso behandelt werden wie andere 
Börsenpapiere. 

Abs. 2 entspricht dem § 2 Abs. 5 des Regierungs-
entwurfes mit der Maßgabe, daß auch hier die 
Durchschnittsberechnung durch den letzten Börsen-
kurs vor dem 31. Dezember 1952 ersetzt ist. Sind 
brauchbare Kurse nicht zustande gekommen, so 
gilt hier wie in anderen Fällen die Bewertung nach 
den Vorschriften des Bewertungsgesetzes. 
Abs. 3 ist an dieser Stelle neu eingefügt, worauf 

oben bereits hingewiesen wurde. Ihm ist noch eine 
Bestimmung zur Gleichstellung der Fälle von Sitz-
verlegungen nach dem Bundesgebiet nach dem 
Währungsstichtag eingefügt, für die etwas andere 
Bewertungsvorschriften gelten. 

Abs. 4, der das Verhältnis zwischen der Berichti-
gungsbilanz und der steuerlichen Eröffnungsbilanz 
behandelt, ist gegenüber § 2 Abs. 2 der Regierungs-
vorlage abgeändert worden. Die Gründe dafür sind 
bereits dargelegt worden. 

Abs. 5, der den Begriff des Eigenkapitals für die 
Berechnung des Substanzwertes festlegt, entspricht 
sachlich unverändert dem § 3 Abs. 2 der Regierungs-
vorlage. Auf die Begründung dort wird verwiesen. 
Er wurde ergänzt durch eine Bestimmung für 
Fälle, in denen eine Neufestsetzung des Kapitals 
nicht stattgefunden hat, und eine Klarstellung für 
aufgeteilte Kreditinstitute. Die sogenannte „Ketten-
reaktion" bei Beteiligungsverhältnissen zwischen 
Mutter-, Tochter- und Enkelgesellschaften wurde 
wie von der Regierungsvorlage auch vom Ausschuß 
nicht vorgesehen. 

Zu § 3 
Die Grundsätze für die hier behandelten nicht

-

börsengängigen Anteile und Wertpapiere wurden 
ebenfalls bereits dargelegt, insbesondere die 
Gründe, die für den Ansatz von 70 v. H. des Sub-
stanzwertes mit evtl. Paketzuschlag statt von 
80 v. H. ohne Paketzuschlag maßgebend waren. 

Abs. 1 entspricht mit redaktionellen Änderungen 
dem § 3 Abs. 1 der Regierungsvorlage, Abs. 2 dem 
bisherigen Abs. 5 und Abs. 4 dem bisherigen Abs. 3; 
Abs. 3 ist hier neu eingefügt und entspricht dem 
§ 2 Abs. 4 der Ausschußvorlage. 

Zu § 4 
Nach Abs. 1 kommt wie nach § 2 Abs. 4 des Re-

gierungsentwurfes ein Beteiligungszuschlag nur in 
Frage, wenn mindestens 10 v. H. des Nennkapitals 
im Besitz sind. Zusätzlich wurde klargestellt, daß 
eine Beteiligung in diesem Sinne nicht nur am 
Stichtag der  Eröffnungsbilanz, sondern auch am 
Stichtag der Berichtigungsbilanz vorgelegen haben 
muß und daß auch für die Höhe des Beteiligungs-
zuschlages  bzw. die Zulässigkeit der Bewertung 
nach § 4 Abs. 3 beide Stichtage maßgebend sind. 
Sind Veräußerungen oder andere Veränderungen 
zwischen den beiden Stichtagen vorgenommen wor-
den, so wird auf die veräußerten oder entnom-
menen Anteile der § 4 angewandt, wenn diese 
selbst im Zeitpunkt der Veräußerungen usw. eine 
Beteiligung darstellten; vgl. § 5 Abs. 3 Satz 2. Die 
Bewertung von Beteiligungen ist verschieden, je 
nachdem außer der 10 v. H.-Grenze eine Beteili-
gung von 25 v. H. oder '75 v. H. des Nennkapitals 
erreicht wird. Die Grenze von 25 v. H. empfahl 
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sich, weil sie für Schachtelbegünstigungen, Organ-
verträge und Sperrminoritäten von Bedeutung ist, 
die Grenze von 75 v. H., weil sie bereits eine voll-
ständige Beherrschung der Gesellschaft ermöglicht. 
Weitergehende Staffelungen vorzunehmen, erschien 
bei der an sich sehr großzügigen Behandlung der 
Beteiligungszuschläge nicht vertretbar. Werden 
10 v. H., nicht aber 75 v. H. des Nennkapitals 
erreicht, so besteht die besondere Bewertung in 
einem Zuschlag zu den sonst errechneten Werten, 
welcher 15 v. H. beträgt, falls ein Viertel des Nenn-
kapitals nicht erreicht ist, und darüber hinaus 
25 v. H. (§ 4 Abs. 2). Für Beteiligungen von drei 
Viertel des Nennkapitals aufwärts ist in § 4 Abs. 3 
statt eines Zuschlages der volle Ansatz des Anteils 
am Substanzwert vorgesehen. Dies erschien 
gerechtfertigt, eben weil hier von einer vollständi-
gen Beherrschung gesprochen werden kann. Jedoch 
kann nach Satz 2, falls sich bei Berechnung eines 
Zuschlages zu den  sonst zulässigen Werten, der bei 
einer geringeren Beteiligung zulässig wäre, ein 
höherer Wert errechnet, dieser angesetzt werden. 

Abs. 4 entspricht wieder dem in § 2 Abs. 4 und 
§ 3 Abs. 3 angewandten Grundsatz. 

Zu §5 

Abs. 1 ist sachlich unverändert aus § 4 Abs. 1 der 
Regierungsvorlage übernommen, ,auf deren Be-
gründung verwiesen wird. Hierdurch werden auch 
unangemessen hohe Wertansätze, die etwa auf 
Grund des § 19 DMBG zustande gekommen wären, 
steuerlich berichtigt. 

In Abs. 2 sind Bestimmungen für inzwischen 
erfolgte Umwandlungen oder Verschmelzungen neu 
eingefügt. Die Berichtigung kann danach mit 
steuerlicher Wirkung in ,der Bilanz des überneh-
menden Unternehmens (statt in der Bilanz des in-
zwischen untergegangenen Unternehmens) durch-
geführt werden, wobei die Eröffnungsbilanz des 
übernehmenden Unternehmens mit Wirkung für 
den Lastenausgleich zu berichtigen ist. Um diese 
Auswirkung im Sinne der Zweischneidigkeit sicher-
zustellen, mußte die Anwendung der Bestimmung 
auf die Fälle beschränkt werden, wo dieses Unter-
nehmen eine D-Markeröffnungsbilanz aufgestellt 
hat, da der Ausschuß davon ausging, daß eine Berichti-
gung bei dem untergegangenen Unternehmen nicht 
möglich sei. 

Abs. 3 entspricht dem § 4 Abs. 2 der Regierungs-
vorlage mit den bereits besprochenen Abänderun-
gen. Da der Veräußerungserlös oder der Teilwert 
entnommener Papiere und Anteile jetzt für die 
Bewertung nicht mehr maßgebend ist, konnten die 
Abs. 2 und 3 der Regierungsvorlage zusammen-
gezogen werden und Abs. 3 entfallen. Wegen 
Satz 2 vergleiche die Bemerkung zu § 4 der Aus-
schußvorlage. 

Abs. 4 entspricht dem Grundsatz des § 2 Abs. 3 
der Ausschußvorlage. 

Zu §6 

In diesem Paragraphen sind die Bestimmungen 
über die Wertpapiere und Anteile, die nicht vom 
Gesetz erfaßt werden, zusammengefaßt und ergänzt 
worden. Sie fanden sich in § 2 Abs. 5 und § 3 
Abs. 4 der Regierungsvorlage. Zur Klarstellung 
sind auch die noch nicht umgestellten Reichsanlei-
hen usw. aufgeführt worden. 

Zu §§ 7 und 8 
Die Berichtigung und Festsetzung der endgülti-

gen Werte erfolgt in der sogenannten Berichtigungs-
bilanz, die in der Regel die Jahresbilanz für das 
Geschäftsjahr ist, das am 31. Dezember 1955 endet 
oder läuft; in besonderen Fällen, in denen Hinde-
rungsgründe vorliegen, zu anderen Zeitpunkten. 
Diese Bestimmungen sind im wesentlichen sachlich 
unverändert aus der Regierungsvorlage übernom-
men, auf deren Begründung verwiesen wird. 
§ 7 Abs. 1 entspricht dem § 5 Abs. 1 ,der Regie-

rungsvorlage unter Einfügung der Bestimmung, 
daß die Berichtigung grundsätzlich für alle Wert-
papiere und Anteile in derselben Bilanz vorge-
nommen werden muß. 
Abs. 1 Satz 3 ist eine ergänzende Bestimmung 

für die neu eingefügten Fälle, in denen lediglich 
die steuerliche Eröffnungsbilanz berichtigt wird. 
Die Abs. 2, 3 und 5 entsprechen den Abs. 2 bis 5 

der Regierungsvorlage. Abs. 4 ist wegen der in 
§ 5 Abs. 2 behandelten Fälle der Umwandlung usw. 
notwendig geworden. 
§ 8 entspricht sachlich unverändert dem § 6 der 

Regierungsvorlage. 

Zu §9 
Für Geldinstitute, Versicherungsunternehmen 

und Bausparkassen gelten die Vorschriften des 
DMBG nicht unmittelbar, da sie besonderen um-
stellungsrechtlichen Vorschriften unterliegen. Um 
trotzdem auch diesen Unternehmen den Ansatz 
der neuen höheren Werte zu ermöglichen, mußte eine 
Sonderregelung getroffen werden. Außerdem 
liegt hier eine Parallele vor zu der den Groß-
banken nach dem Gesetz über den Niederlas-
sungsbereich von Kreditinstituten gegebenen Mög-
lichkeit, ihre Wertpapierbestände zur Erzielung 
eines besseren Bilanzbildes mit steuerlichen Be-
günstigungen aufzuwerten. Eine entsprechende 
Möglichkeit konnte den anderen Instituten, 
schon des öffentlichen Interesses an den Aus-
weisen der Bankbilanzen halber, nicht verwei-
gert werden. Der Ausschuß hat dem Weg der Re-
gierungsvorlage zugestimmt, wonach hier die Neu-
bewertung ohne Wirkung für die Umstellungs-
rechnung vorgenommen werden kann. Da die Geld-
institute, Versicherungsunternehmen und Bauspar-
kassen, die Ausgleichsforderungen erhalten haben, 
nicht dem Lastenausgleich unterliegen und des-
wegen die Zweischneidigkeit der Berichtigungen 
in der Eröffnungsbilanz nicht gegeben ist, sollen 
diese Unternehmen 30 v. H. des Berichtigungsbe-
trages in Ausgleichsforderungen zurückgewähren. 
Im einzelnen darf deswegen auf die Begründung 
zu § 8 der Regierungsvorlage verwiesen werden. Es 
ist jedoch entsprechend der Forderung des Bundes-
rates der Zinsanspruch für die zurückzugewährenden 
Ausgleichsforderungen den Unternehmen nicht bis 
zum Stichtag der Berichtigungsbilanz, sondern nur 
bis zum 31. Dezember 1953 belassen worden. Insbe-
sondere mit dieser Maßgabe schien den Ausschüssen 
die Angemessenheit der finanziellen Behandlung im 
Verhältnis zu der für die Großbanken getroffenen 
Regelung gegeben, worauf sie Wert legten. Ande-
rerseits ist klargestellt worden, daß höchstens der 
Betrag der zugeteilten Ausgleichsforderungen zu-
rückzugewähren ist. 
Nach den Vorschriften, auf die § 8 Abs. 3 der 

Regierungsvorlage Bezug nimmt, wären die aus 
den Berichtigungen sich ergebenden Beträge grund- 
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sätzlich Rücklagen zuzuführen. Es kann jedoch in 
bestimmten Fällen, insbesondere bei Versicherungs-
gesellschaften, auch Interesse daran bestehen, statt 
dessen sie zur Ergänzung unzureichender Pensions-
rückstellungen zu verwenden. Dies wird durch 
Abs. 4 Satz 2 ermöglicht. 

Die übrigen Abänderungen gegenüber der Regie-
rungsvorlage sind technischer Natur für bestimmte 
Spezialfälle; eine besondere Erläuterung dürfte sich 
erübrigen. 

Zu § 10 
Er entspricht dem § 9 der Regierungsvorlage. Die 

vom Bundesrat vorgeschlagene Klarstellung wegen 
§ 47 Abs. 4 DMBG sowie eine weitere Klarstellung 
wegen des abweichenden Bewertungsstichtages in 
Berlin sind aufgenommen worden. 

Zu § 11 

Er entspricht unter redaktionellen Änderungen 
sachlich dem § 10 der Regierungsvorlage. Die in 
Abs. 1 neu eingefügte Bestimmung soll sicherstel-
len, daß Abschreibungen von Werterhöhungen in 
der Eröffnungsbilanz nur in der Berichtigungs-
bilanz, nicht aber in den Zwischenbilanzen, vor-
genommen werden können. Außerdem ist die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Ergänzung aufgenommen 
worden. 

Zu Abs. 4 vergleiche die Bemerkung zu § 1. 

Zu § 12 
Der Text entspricht mit Ausnahme einer in Nr. 4 

vorgenommenen redaktionellen Änderung dem § 11 
der Regierungsvorlage, auf deren Begründung ver-
wiesen wird. Die neu eingefügten Nr. 11 und 12 
sind bereits besprochen. 

Zu § 13 
Wie die Regierungsvorlage § 12. 

Zu §§ 14 bis 15 
In § 14 wurde durch Neufassung des § 13 der 

Regierungsvorlage klargestellt, daß unter Rück-

erstattungsvorgängen auch die Ausführung der 
Kontrollratsdirektive 50 zu verstehen ist; außer-
dem wurde die Sechsmonatsfrist auf ein Jahr ver-
längert, weil sie als zu kurz befunden wurde. 
§ 15 ist unverändert wie § 14 Regierungsvorlage. 

Zu §§ 16 bis 20, §§ 21 und 22, § 23, §§ 24 bis 29 
Die Vorschriften entsprechen den Art. 5, 6, 7 

und 8 der Regierungsvorlage, auf die samt ihrer 
Begründung Bezug genommen wird. Es wurde 
lediglich im § 25 Abs. 2 eine redaktionelle Ver-
besserung angebracht und in § 29 durch Satz 2 
und 3 eine Ergänzung zur Klarstellung vorge-
nommen. 

Zu §§ 30 und 31 

In § 31 Abs. 3 wurde dem redaktionellen Vor-
schlag des Bundesrates gefolgt, im übrigen der 
Regierungsvorlage. 

Zu § 32 
Als Zeitpunkt des Inkrafttretens wurde der 

1. August 1955 vorgesehen. Es wird Wert darauf 
gelegt, daß das Gesetz gleichzeitig in Berlin (West) 
und im Bundesgebiet in Kraft tritt, und es kann 
damit gerechnet werden, daß das Gesetzgebungs-
verfahren rechtzeitig vor diesem Zeitpunkt sowohl 
hier wie in Berlin abgeschlossen werden kann. 

3. 

Die Beschlußfassungen im Sinne des Berichtes 
sind in allen beteiligten Ausschüssen einstimmig 
erfolgt. 

Bonn, den 3. Mai 1955 

Seuffert 

Berichterstatter 
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